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1 Einleitung 

Der Begriff Leasing ist in der Theorie und Praxis mittlerweile ein geläufiger Fachbe-

griff. Sowohl in der Literatur als auch in den Geschäftsmodellen der Unternehmen ist 

das Thema Leasing allgegenwärtig. Fragt man die Betroffenen nach der Bedeutung 

des Leasings, so ergeben sich unterschiedliche Antworten. Der Grund dafür ist, dass 

der Begriff Leasing als einfache Definition nicht einheitlich geregelt ist. Der Begriff 

Leasing – wie wir ihn heute kennen – wird aus dem englischen Verb „to lease“ abge-

leitet und bedeutet nichts anderes als „mieten oder pachten“. Das englische Verb hat 

jedoch seine Herkunft aus dem französischen und baut auf dem Begriff „laisser“ auf 

mit der Bedeutung „erlauben und gestatten“. Der Ursprung dieser Verkettung liegt 

aber im lateinischen Wort „laxare“ und bedeutet „loslösen“.1 

Alleine die Definition und die unterschiedliche Auffassung des Begriffes lassen ah-

nen, wie komplex und schwierig das Thema Leasing in der Literatur und Praxis sein 

kann. Dabei ist das Grundprinzip des Leasings, die zeitlich begrenzte Nutzungsüber-

lassung ohne rechtlicher Eigentümer zu sein, schon seit 5000 Jahren im Wirtschafts-

leben verankert. Im späten Rom mieteten sich Schiffsbesitzer für ihre Reisen einen 

Anker, um die Investition eines eigenen Ankers nicht aufbringen zu müssen.2 Bereits 

350 v. Chr. erkannten die Griechen, dass der Reichtum im Gebrauch des Gegens-

tandes liegt und nicht im Eigentum selbst.3 

Insofern stellt sich die Frage, warum ein über die Jahrhunderte vermeintlich bewähr-

tes Prinzip in den Fokus der Rechnungslegung gerät. Im Folgenden wird die Prob-

lemstellung dieses Themas erläutert, um im Anschluss das Ziel und den Aufbau der 

Arbeit zu erklären.  

 

 

                                                 

1
 Vgl. Kuhnle / Kuhnle-Schadn (2005), S. 15. 

2
 Vgl. Pferdehirt (2007), S. 1. 

3
 Vgl. Spittler (1999), S. 3. 
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1.1 Problemstellung und Ziel der Arbeit  

 

„My personal view is that lease-accounting rules provide the ability to make sure no 

leases go on the balance sheet. [...]. If companies don’t want to capitalize the assets 

on their balance sheets then something is wrong.”4 

Ehemailiger FASB Chairman     

Robert H. Herz 

 

Auf die Frage, warum die aktuelle Rechnungslegung den Ansprüchen der Leasingbi-

lanzierung nicht gerecht wird und demnach die wachsende Kritik beflügelt, lässt sich 

anhand des Zitates gut verdeutlichen. 

Die unterschiedliche Klassifizierung der Leasingverhältnisse ermöglichen dem An-

wender erhebliche Ermessungsspielräume. So besteht die Möglichkeit durch unter-

schiedliche Vertragsgestaltung, die Klassifizierung der Leasingverhältnisse nach 

Wünschen zu beeinflussen. Im Rahmen der Klassifizierung erfolgt dann eine unter-

schiedliche bilanzielle Abbildung, vor allem mit der Gelegenheit einer „off-balance-

sheet“ Gestaltung. Das hat zur Folge, dass Leasingverhältnisse gänzlich nicht in der 

Bilanz erfasst werden müssen und somit schlussendlich die Verlässlichkeit, Ver-

gleichbarkeit und vor allem der geforderte Informationsgehalt der Leasingbilanzie-

rung gemäß IAS 17 in Frage gestellt werden.5  

Um die Probleme anzugehen, hat der International Accounting Standard Board6 und 

der Financial Accounting Standard Board7 ein Arbeitsprojekt gestartet.8  

Ziel der Arbeit ist die Untersuchung, inwieweit die vorgeschlagenen Neuregelungen 

die Eigenschaften eines neuen verbesserten Standards erfüllen und zu einer verbes-

serten Bilanzierung beitragen. Die Neuregelung muss nicht nur die Schwächen und 

Ermessungsspielräume nach IAS 17 beseitigen, vielmehr müssen gewisse Anforde-

rungen erfüllt werden, wie 

                                                 
4
 Reason (2005), S. 1. 

5
 Vgl. Leibfried / Rogowski (2005), S. 552. 

6
 Im Folgenden als IASB bezeichnet. 

7
 Im Folgenden als FASB bezeichnet. 

8
 Die einzelnen genannten Punkte werden im Verlauf der Arbeit konkretisiert. 
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 die Relevanz für die Abschlussadressaten zu erhöhen,  

 ein korrespondierendes Modell für die Bilanzierung beim Leasingnehmer und 

Leasinggeber zu entwickeln, 

 die Erschaffung einer interne und externe Konsistenz und 

 dabei einen möglichst geringen Anstieg der Kosten und Komplexität in der 

Umsetzung zu verursachen.9 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Das zweite Kapitel ist unter anderem die Basis für das Verständnis der nachfolgen-

den Kapitel. Anfänglich werden grundlegende Definitionen im Bereich Leasing erläu-

tert. Damit soll gewährleistet werden, dass die inhaltliche Darstellung im späteren 

Verlauf nachvollzogen werden kann. 

Um die Intentionen einer Reformierung der Leasingbilanzierung durch den IASB und 

FASB zu verstehen, wird im zweiten Kapitel zusätzlich die Klassifizierung von Lea-

singverhältnissen dargestellt, da in diesem Rahmen die ersten Ermessungsspielräu-

me und Schwächen beinhaltet sind. Die grundsätzliche Problematik zeigt sich dann 

bei der bilanziellen Abbildung der unterschiedlichen Leasingverhältnisse. Um die 

Komplexität des Themas zu verringern und das Verständnis der Arbeit zu erhöhen, 

erfolgt nach jedem Hauptkapitel eine Zusammenfassung und eine kritische Würdi-

gung des Themas.  

In dem dritten Hauptkapitel erfolgt die Darstellung der bisherigen Reformierungsent-

würfe. Angefangen mit dem ersten Discussion Paper bis hin zum ersten Entwurf 

werden die einzelnen vorgeschlagenen Modelle erläutert und deren Auswirkung auf 

die bilanzielle Abbildung dargestellt.  

Schlussendlich erfolgt die Analyse des zweiten Entwurfes. Die Neuregelungen im ak-

tuellen Entwurf werden dabei kritisch hinterfragt, was schlussendlich im letzten Un-

terkapitel zu der Antwort auf die Frage im einleitenden Kapitel führt. 

 

                                                 
9
 Vgl. Schmidt / Hartmann-Wendels / Adolph (2010a), S. 122; KPMG (2013b), S. 4f. 
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2 Status Quo der Leasingbilanzierung nach IAS 17 

2.1 Einführung und Zielsetzung 

Unternehmen benötigen für die geschäftlichen Tätigkeiten häufig kapitalintensive 

Vermögenswerte im Anlagevermögen wie beispielsweise Maschinen zur Herstellung 

von Gütern. Die Verwendung der Vermögenswerte kann dabei auf unterschiedlichen 

Rechtspositionen erfolgen. Im Rahmen des Leasings existieren Möglichkeiten, wie 

das direkte wirtschaftliche Eigentumsverhältnis oder auch die Beleihung des Vermö-

genswertes gegen eine Gebühr.10  

Die Praxis weist eine Vielzahl an unterschiedlichen Leasingverhältnissen auf und 

dies kann für bilanzpolitische, steuer- und aufsichtsrechtliche Vorteile genutzt wer-

den.11 Demnach muss die internationale Rechnungslegung ein Regelwerk zur Verfü-

gung stellen, um den unterschiedlichen Bedürfnissen der Abschlussadressaten ge-

recht zu werden. Insbesondere durch die Vielzahl an unterschiedlichen Leasingver-

hältnissen, ist die Vorgabe einer einheitlichen Regelung unverzichtbar. 

 

Aufbauend auf den Anforderungen an die internationale Rechnungslegung definiert 

der IASB die Zielsetzung des Standards folgendermaßen „Die Zielsetzung dieses 

Standards ist es, Leasingnehmer und Leasinggeber sachgerechte Rechnungsle-

gungsmethoden und Angabepflichten vorzuschreiben, die in Verbindung mit Lea-

singverhältnissen anzuwenden sind.“12 

2.2 Identifizierung und Anwendungsbereich  

Der Anwendungsbereich für Leasingverhältnisse wird in IAS 17.2 geregelt. Doch be-

vor eine Anwendung erfolgt, muss zunächst ein Leasingverhältnis als solches identi-

fiziert werden. Dabei kann die Vertragsform nicht als Indikator für ein Leasingverhält-

nis herangezogen werden. Die Bezeichnung oder die äußerer Erscheinungsform ei-

nes Vertrages kann von Leasing zu Leasing unterschiedlich sein. So kann ein Lea-

                                                 
10 

Vgl. Kirsch / Ewelt-Knauer (2010), IAS 17, Anm. 1. 
11 

Vgl. Beine / Nardmann (2011), Abschnitt 16, Rn. 2. 
12

 IAS 17.1. 
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sing aus einem einzigen Vertrag oder einem Vertragsgeflechte, wie bei Miet- oder 

Pachtverträgen, bestehen. Ein Leasingverhältnis kann aber auch ohne einen explizi-

ten Vertrag zustande kommen.13 Diese verdeckten Leasingverhältnisse werden spä-

ter näher erläutert.  

Der Untersuchungsgegenstand für die bilanzielle Zurechnung basiert nicht auf dem 

zivilrechtlichen Eigentum eines Leasinggegenstandes an sich, sondern vielmehr auf 

dem wirtschaftlichen Eigentum. Wirtschaftlicher Eigentümer nach IAS 17 ist derjeni-

ge, der die Herrschaft über das Leasingobjekt besitzt oder für dessen Amortisation 

zuständig ist.14 Demnach ist festzuhalten, dass für die Identifizierung eines Leasing-

verhältnisses die wirtschaftliche Substanz ausschlaggebend ist.15 Kann also bei einer 

Leasingtransaktion die wirtschaftliche Substanz nicht nachgewiesen werden, schei-

det die Anwendung von IAS 17 aus.16 

Unter Beachtung der Identifizierung von Leasingverhältnissen ist IAS 17 grundsätz-

lich auf alle Vertragsformen anzuwenden, die die Definition von Leasingverhältnis-

sen17 erfüllen. Dabei bezieht sich IAS 17 sowohl auf die direkte als auch auf die indi-

rekte Nutzungsüberlassung und greift demnach unmittelbar alle Vertragsgestaltun-

gen auf, die das direkte Recht zur Nutzung eines Vermögenswertes übertragen.18 Bei 

der indirekten Nutzungsüberlassung ist eine mittelbare Anwendung von IAS 17 vor-

geschrieben. Die Voraussetzung, dass eine indirekte Nutzungsüberlassung ein Lea-

singverhältnis darstellt, wird in IFRIC 4 geregelt.19 Nach IFRIC 4 fallen leasingähnli-

che – sogenannte verdeckte – Leasingverhältnisse nur dann in den Anwendungsbe-

reich, wenn die Verträge20 bestimmte kumulative Bedingungen erfüllen.21 Die Bedin-

gungen sind in IFRIC 4.6 festgehalten. Ein Leasingverhältnis ist demzufolge gege-

ben, wenn die Erfüllung der Vereinbarung von dem Nutzen eines Vermögenswertes 

abhängt und die Vereinbarung das Recht nur Nutzung mit sich bringt.22 

                                                 
13

 Vgl. Kirsch / Ewelt-Knauer (2010), IAS 17, Anm. 4.  
14

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 15. 
15

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 1. 
16

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 14. 
17

 Siehe Kapitel 2.3.1. 
18 

Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 9 – 10.
 

19 
Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 9.

 

20
 Darunter fallen beispielhaft Verträge für die Nutzung von Festnetzkapazitäten, Mietverträge über 

Netzwerke oder auch Outsourcing-Verträge. Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 5. 
21 

Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 12.
 

22 
Vgl. IFRIC 4.6.
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Kritik an IFRIC 4 gab es durch die beinhaltete Komplexität und den daraus resultie-

renden mangelndem Verständnis. Unter anderem wurde vorgeworfen, dass nun Ver-

träge als Leasing identifiziert werden, die nach dem Zivilrecht keine Nutzungsüber-

lassung darstellen.23 Dass die Zivilrechtslage aber unwesentlich ist, belegt ein Urteil 

vom BFH. Der BFH spricht in einem grundlegenden Urteil, welches für die zukünfti-

gen Leasingfragen ausschlaggebend ist, dass Mietverträge bis hin zum verdeckten 

Raten-Kaufvertrag als Leasingverträge verstanden werden können und die zivilrecht-

lichen Aspekte nicht in die Frage der Nutzungsüberlassung und des wirtschaftlichen 

Eigentums einfließen.24 

Unbeachtet von den verschiedenen Regelungen der Leasingverhältnisse können 

Leasinggegenstände sowohl materielle, immaterielle als auch bewegliche und unbe-

wegliche Vermögenswerte annehmen.25  

Welche Leasinggegenstände nicht in den Anwendungsbereich von IAS 17.2 fallen, 

wird durch eine Negativabgrenzung bestimmt. Demnach fallen Lizenzvereinbarun-

gen26 und Vereinbarungen für die Entdeckung und Verarbeitung von natürlichen 

Ressourcen27 nicht in den Anwendungsbereich von IAS 17.28 

Grundsätzlich ist die Anwendung des Standards auch als Bewertungsgrundlage für 

Leasingverhältnisse über biologische Vermögenswerte und Immobilien, die als Fi-

nanzinvestition gehaltenen werden, denkbar. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass der 

Vermögenswert, wenn der Leasingnehmer sie im Falle eines finance lease oder der 

Leasinggeber sie im Falle eines operating lease bilanziert, nicht mehr in den Anwen-

dungsbereich von IAS 17 fällt. In diesem Fall sind IAS 40 „als Finanzinvestition ge-

haltene Immobilien“ und IAS 41 „Landwirtschaft“ anzuwenden.29 Nachdem die Ziel-

setzung, Identifizierung und der Anwendungsbereich erläutert wurden, werden im 

folgenden Abschnitt verschiedene Definitionen erläutert. 

                                                 
23

 Vgl. Küting / Hellen / Koch (2006), S. 656f. 
24

 Vgl. BFH, Urteil vom 26.01.1970 – IV R 144/66, BStBI. II 1970 S. 264.  
25

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 2. 
26 

Die Lizenzvereinbarungen gelten für Filme, Videoaufnahmen, Theaterstücke, Manuskripte, Patente 
und Urheberrechte, wobei IAS 38 „Immaterielle Vermögenswerte“ anzuwenden ist.

  

27 
Unter natürlichen Ressourcen werden unter anderem Mineralien, Öl, Erdgas und ähnliche nicht re-

generative Ressourcen verstanden. In diesen Fällen ist IFRS 6 „Exploration und Evaluierung von Bo-

denschätzen“ zuständig.
 

28 
Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1606. 

29 
Vgl. Beine / Nardmann (2007), Abschnitt 14, Tz. 15. 
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2.3 Definitionen 

Um eine einheitliche Anwendung sicherzustellen, definiert IAS 17.4 die gängigen Be-

griffe im Bereich von Leasinggeschäften. Der folgende Abschnitt greift die Definitio-

nen gemäß IAS 17.4 auf. 

2.3.1 Leasingverhältnis  

Ein Leasingverhältnis ist eine Vereinbarung zwischen einem Leasinggeber und ei-

nem Leasingnehmer. Dabei überlässt der Leasinggeber dem Leasingnehmer gegen 

eine Entgeltzahlung die Nutzung eines Vermögenswertes über einen festgelegten 

Zeitraum.30 

2.3.2 Unkündbares Leasingverhältnis 

Ein unkündbares Leasingverhältnis kann nach IAS 17.4 nur gekündigt werden, wenn  

 

  „ein unwahrscheinliches Ereignis eintritt,“31 

 „der Leasinggeber seine Einwilligung dazu gibt,“32 

 „der Leasingnehmer mit demselben Leasinggeber ein neues Leasingverhältnis 

über denselben oder ein entsprechenden Vermögenswert eingeht“33 oder  

 „durch den Leasingnehmer ein derartiger zusätzlicher Betrag zu zahlen ist, 

dass schon bei Vertragsbeginn die Fortführung des Leasingverhältnisses hin-

reichend sicher ist.“34 

 

Letzteres stellt ein ökonomisch unkündbares Leasingverhältnis dar, da eine Aufhe-

bung mit hohen Verlusten für den Leasingnehmer verbunden ist.35 

                                                 
30

 Vgl. IAS 17.4. 
31

 IAS 17.4 (a). 
32

 IAS 17.4 (b). 
33

 IAS 17.4 (c). 
34

 IAS 17.4 (d). 
35

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 24. 
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2.3.3 Beginn des Leasingverhältnisses  

Der Beginn eines Leasingverhältnisses ist der frühere Zeitpunkt zwischen dem Tag 

der Leasingvereinbarung und dem Tag, an dem sich beide Vertragsparteien über 

den Inhalt der Leasingvereinbarung geeinigt haben.36 

2.3.4 Beginn der Laufzeit des Leasingverhältnisses 

Sobald der Leasingnehmer Anspruch auf die Nutzung des Vermögenswertes hat, 

beginnt die Laufzeit des Leasingverhältnisses, der in den meisten Fällen auch Zeit-

punkt des erstmaligen Ansatzes ist.37 

2.3.5 Laufzeit des Leasingverhältnisses 

Zum einem wird die unkündbare Grundmietzeit, für die sich der Leasingnehmer ver-

pflichtet hat, als Laufzeit des Leasingverhältnisses definiert. Zusätzlich werden dazu 

Zeiträume, für die der Leasingnehmer eine Option ausüben kann, zu der Laufzeit 

hinzuaddiert. Jedoch muss zu Beginn des Leasingverhältnisses die Ausübung als 

hinreichend sicher eingestuft werden.38 

Festzuhalten ist, dass die Laufzeit des Leasingverhältnisses nicht gleich dem der 

wirtschaftlichen Nutzungsdauer sein muss.39 Die Definition für die wirtschaftliche 

Nutzungsdauer ist analog in IAS 16.6 geregelt.40 

2.3.6 Mindestleasingzahlung  

Die Mindestleasingzahlungen umfassen sämtliche Zahlungen, zu dem sich der Lea-

singnehmer während der Laufzeit des Leasingverhältnisses gegenüber dem Lea-

singgeber verpflichtet hat. Eine Ausnahme stellen Anwendungen von Dienstleistun-

gen und Steuern im Zusammenhang mit dem Leasinggegenstand dar.41 Bedingte 

Leasingzahlungen sind bei den Mindestleasingzahlungen nicht zu beachten. Darun-

ter fallen zukünftige Leasingzahlungen, die von zukünftigen und ungewissen Fakto-

ren42 abhängig sind.43 Ist dem Leasingnehmer eine unübliche günstige Kaufoption 

                                                 
36

 Vgl. IAS 17.4. 
37

 Vgl. IAS 17.4. 
38

 Vgl. IAS 17.4. 
39

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 28. 
40

 Vgl. IAS 17.4. 
41

 Vgl. IAS 17.4. 
42

 Beispiele für ungewisse Faktoren sind Nutzungsintensität, Preisentwicklungen und Umsätze. 
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zugesprochen worden und die Ausübung als hinreichend sicher gestellt, dann um-

fasst die Mindestleasingzahlung jegliche, bis zum Ausübungszeitpunkt zu zahlende 

Mindestrate sowie der Betrag für die Ausübung der Option.44  

In der folgenden Abbildung wird die Berechnung der Mindestleasingzahlungen für 

den Leasingnehmer und den Leasinggeber zusammengefasst. 

 

    
  Leasingzahlungen (ohne variable Faktoren)  

 + Kaufpreis bei Ausübung einer hinreichend sicheren Kaufoption  

 + Leasingzahlungen bei Verlängerung der Laufzeit  

 + Garantierter Restwert vom Leasingnehmer  

 = Mindestleasingzahlung für den Leasingnehmer   

 + Restwert, der vom Leasinggeber von fremde Dritte garantiert wird  

 – Anfänglich direkte Kosten vom Leasinggeber  

 = Mindestleasingzahlung für den Leasinggeber   

    

Tabelle 1: Berechnung der Mindestleasingzahlung
45

 

2.3.7 Garantierter und nicht garantierter Restwert 

Der garantierte Restwert entspricht beim Leasinggeber dem Wert, den der Leasing-

nehmer oder eine mit ihm verbundene Partei garantiert. Der Leasinggeber hat zu-

sätzlich Anspruch auf den Teil des Restwertes, der von einer dritten Partei, unab-

hängig vom Leasinggeber, garantiert wird. Der Restwert, der durch den Leasingge-

ber nicht gedeckt ist, stellt den nicht garantierten Restwert dar.46 Ein nicht garantier-

ter Restwert kann daraus resultieren, dass der Leasingnehmer keine günstige Kauf-

option zugesprochen bekommt oder eine Übertragung des wirtschaftlichen Eigen-

tums am Ende der Grundmietzeit als nicht hinreichend sicher ist.47 

                                                                                                                                                         
43

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 47. 
44

 Vgl. IAS 17.4. 
45

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 28. 
46

 Vgl. IAS 17.4. 
47

 Vgl. Kirsch (2009), S. 64. 
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2.3.8 Brutto- und Nettoinvestitionswert eines Leasingverhältnisses 

Der Bruttoinvestitionswert berechnet sich bei einem finance lease aus der Summe 

der Mindestleasingzahlungen zuzüglich dem nicht garantierten Restwert.48  

Der Nettoinvestitionswert entspricht dem Barwert des Bruttoinvestitionswertes. An-

ders dargestellt ist der Nettoinvestitionswert die Differenz aus der Bruttoinvestition in 

das Leasingverhältnis abzüglich des noch nicht realisierten Finanzertrags.49 Die fol-

gende Tabelle veranschaulicht den erläuterten Rechenweg. 

 

    
  Mindestleasingzahlung (Summe der Mindestleasingrate und garantiertem Restwert)  

 + geschätzter nicht garantierter Restwert  

 = Bruttoinvestition in das Leasingverhältnis   

 – Noch nicht realisierter Finanzertrag  

 = Nettoinvestition in das Leasingverhältnis   

    

Tabelle 2: Berechnung des Brutto- und Nettoinvestitionswertes
50

 

2.3.9 Anfängliche direkte Kosten 

Hierzu zählen Kosten des Leasinggebers, die mit der unmittelbaren Verhandlung 

oder dem Vertragsabschluss zusammenhängen und unter der Vorrausetzung, dass 

der Leasinggeber weder Händler noch Hersteller des Leasingobjektes ist.51 

2.3.10 Grenzfremdkapitalzinssatz des Leasingnehmers 

Der Grenzfremdkapitalzinssatz entspricht dem Zinssatz, den der Leasingnehmer für 

ein vergleichbares Leasinggeschäft zahlen müsste. Ist der Zinssatz nicht zu ermit-

teln, dann muss auf einen Zinssatz zurückgegriffen werden, der bei einem ähnlichen 

Kreditkauf zustande gekommen wäre.52  

                                                 
48

 Vgl. IAS 17.4. 
49

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 125. 
50

 Entnommen aus Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 133. 
51

 Vgl. IAS 17. 4. 
52

 Vgl. IAS 17.4. 
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2.4 Klassifizierung von Leasingverhältnissen 

IAS 17 sieht zwei Arten von Leasingverhältnissen vor. Die Klassifizierung erfolgt ent-

weder als finance lease oder als operating lease.53 Die Unterscheidung zwischen 

den beiden Arten basiert auf dem Grundsatz der glaubwürdigen Darstellung (faithful 

representation) von wirtschaftlichen Gesichtspunkten.54  

Bei der Klassifizierung steht im Vordergrund die Substanz und der wirtschaftliche 

Gehalt des Leasinggeschäftes (substance over form)55. Folglich spielt die rechtliche 

Form der Vereinbarung eine untergeordnete Rolle bei der Zuordnung eines Vermö-

genswertes.56  

Die Klassifizierung hat dabei stets zu Beginn der Leasingverhältnisse zu erfolgen.57 

Eine Änderung der vorgenommen Klassifizierung ist grundsätzlich nicht möglich. Än-

derungen der einzelnen Parameter, wie die Nutzungsdauer und der Restwert, führen 

zu keiner Neuklassifizierung. Bei vertraglichen Änderungen der Leasingverhältnisse, 

die in einer anderen Klassifizierung endet, ist die Neuklassifizierung als eine neue 

Vereinbarung anzusehen.58 

 

Anzumerken ist, dass eine Übersetzung des Wortes finance lease in „Finanzierungs-

leasing“ unzutreffend ist. Im deutschen Sprachgebrauch hat die Bezeichnung „Finan-

zierungsleasing“ keine Konsequenz in der bilanziellen Zurechnung des Vermögens-

wertes. Die Zurechnung kann sowohl beim Leasingnehmer als auch beim –geber er-

folgen.59 Der Begriff finance lease hingegen hat zur Konsequenz, dass der Leasing-

gegenstand beim Leasingnehmer aktiviert wird.60  

 

 

 

                                                 
53

 Vgl. Hayn / Graf Waldersee (2003), S. 111. 
54

 Vgl. Baetge / Kirsch / Thiele (2011), S. 645. 
55

 Die „substance over form“ gehört zu den Prinzipien des IASB. Die Bilanzierung von Leasingverhält-
nissen basiert überwiegend auf diesem Prinzip. Vgl. Buchholz (2003), S. 48. 
56 

Vgl. KPMG (2011), Anm. 5.1.10.10.
 

57
 Vgl. IAS 17.4.  

58
 Vgl. Marterbauer (2007), S. 308. 

59
 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 17 und Rz. 107. 

60
 Vgl. Wagenhofer (2005), S. 284. 
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2.4.1 Finance lease 

Die Klassifizierung als finance lease erfolgt dann, wenn im Wesentlichen alle mit dem 

Eigentum verbundenen Risiken und Chancen des Leasingobjektes an den Leasing-

nehmer übertragen werden. Die Zurechnung des Leasingobjektes erfolgt bei dieser 

Klassifizierung folglich beim Leasingnehmer.61  

Leasingverhältnisse werden in der Praxis meist im Rahmen von komplexen vertragli-

chen Strukturen vereinbart. Das hat zur Folge, dass die Beurteilung der Zurechnung 

der wesentlichen Risiken und Chancen – abweichend von der Theorie – nicht immer 

einwandfrei stattfinden kann. Eine Analyse der einzelnen vertraglichen Bausteine ist 

zwingend notwendig. Für die Beurteilung ist eine Gesamtwürdigung der Umstände 

der jeweiligen Einzelfälle angemessen.62 

Zu welchem Zeitpunkt eine Übertragung der wesentlichen Risiken und Chancen er-

folgt, ist in IAS 17.10 geregelt.63 Dabei werden fünf primäre Kriterien aufgeführt, die 

für sich genommen oder in Kombination zu einer Klassifizierung als finance lease 

führen. An diesem Punkt ist festzuhalten, dass diese Kriterien lediglich als Bewer-

tungshilfe fungieren sollen. Die Kriterien nach IAS 17.10 lauten wie folgt:  

 

 „Am Ende der Laufzeit des Leasingverhältnisses wird dem Leasingnehmer 

das Eigentum an dem Vermögenswert übertragen,“64 

 „der Leasingnehmer hat die Kaufoption, den Vermögenswert zu einem Preis 

zu erwerben, der erwartungsgemäß deutlich niedriger als der zum möglichen 

Optionsausübungszeitpunkt beizulegende Zeitwert des Vermögenswerts ist, 

so dass zu Beginn des Leasingverhältnisses hinreichend sicher ist, dass die 

Option ausgeübt wird,“65 

 „die Laufzeit des Leasingverhältnisses umfasst den überwiegenden Teil der 

wirtschaftlichen Nutzungsdauer des Vermögenswerts, auch wenn das Eigen-

tumsrecht nicht übertragen wird,“66 

                                                 
61

 Vgl. Maukner / Rohatschek (2008), S. 229. 
62

 Vgl. Beyhs / Hassler / Kerschbaumer (2010), S. 63. 
63

 Vgl. Dejan (2009), § 5, Anm. 596. 
64

 IAS 17.10 (a). 
65

 IAS 17.10 (b). 
66

 IAS 17.10 (c). 
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 „zu Beginn des Leasingverhältnisses entspricht der Barwert der Mindestlea-

singzahlungen im Wesentlichen mindestens dem beizulegenden Zeitwert des 

Leasinggegenstands,“67 

 „die Leasinggegenstände haben eine spezielle Beschaffenheit, so dass sie 

ohne wesentliche Veränderungen nur vom Leasingnehmer genutzt werden 

können.“68 

 

Des Weiteren sieht IAS 17.11 ergänzende sekundäre Indikatoren vor, die auch zu 

einer Klassifizierung des Leasinggeschäftes als finance lease führen können. 

Auch für die Indikatoren gilt, dass sie für sich alleine genommen oder in Kombina-

tion zur Klassifizierung ausreichen.69 Die Indikatoren nach IAS 17.11 lauten wie 

folgt: 

 

 Wenn der Leasingnehmer in der Lage ist das Leasingverhältnis aufzulö-

sen, hat der Leasingnehmer die Verluste im Rahmen der Kündigung zu 

übernehmen,70 

 Gewinne und Verluste, die am Ende der Laufzeit durch Schwankungen des 

Restwertes des Leasinggegenstandes anfallen, sind vom Leasingnehmer 

zu tragen,71 

 der Leasingnehmer besitzt die Möglichkeit die Miete des Leasingverhält-

nisses unter einer wesentlichen niedrigen marktüblichen Miete fortzufüh-

ren.72 

 

Im Vergleich zum US-GAAP wird ein finance lease im IFRS nicht weiter kategorisiert. 

Die US-GAAP unterscheidet beim Leasinggeber zwischen direct finance lease, sa-

les-type lease und leverage lease. IASB sieht explizit von solchen Unterteilungen 

ab.73 In FAS 13 wird die Klassifizierung durch quantitative Grenzwerte74 unterstützt. 

                                                 
67

 IAS 17.10 (d). 
68

 IAS 17.10 (e). 
69

 Vgl. Zülch / Hendler (2009), S. 484 – 488. 
70

 Vgl. IAS 17.11 (a). 
71

 Vgl. IAS 17.11 (b). 
72

 Vgl. IAS 17.11 (c). 
73

 Vgl. Beine / Nardmann (2011), Abschnitt 16, Rn. 35. 
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Der IASB hat mit Absicht auf wertmäßige Kriterien bei der Abgrenzung zwischen 

finance und operating lease verzichtet. Dadurch sind die Bewertungshilfen und Indi-

katoren für den Anwender sehr breit und offen gestaltet und führen zu deutlichen 

Ermessungsspielräumen.75 Diesem Vorgehen stehen sowohl Vorteile als auch Nach-

teile gegenüber. Durch den Verzicht der wertmäßigen Grenzen soll vermieden wer-

den, dass die Gestaltung der Verträge sich ausschließlich daran orientiert.76 Der 

IASB eröffnet dem Anwender die Möglichkeit eine Würdigung des gesamtwirtschaftli-

chen Gehaltes der Leasingverhältnisse durchzuführen.77 In der Praxis führt dieser 

Verzicht zu gewissen Interpretationsspielräumen, wobei die Motivation zwischen dem 

Abschlussersteller und dem Abschlussprüfer nicht immer konform sein müssen.78   

Infolgedessen lassen sich die Kriterien und Indikatoren nicht abarbeiten, um zu einer 

eindeutigen Klassifizierung zu gelangen.79 

2.4.1.1 Primäre Klassifizierungskriterien  

2.4.1.1.1 Eigentumsübertragung 

Gemäß IAS 17.10 (a) liegt grundsätzlich ein finance lease vor, wenn am Ende der 

Grundmietzeit eine definitive Übertragung des rechtlichen Eigentums erfolgt. Dabei 

kann die Vereinbarung sowohl in einem Leasingvertrag selbst oder auch in einer Ne-

benvereinbarung, die gemeinsam mit dem Leasingvertrag zusammenhängt, abge-

schlossen sein.80 

Bei einem vertraglich festgelegten Eigentumsübergang werden alle Risiken und 

Chancen übertragen. Bei einer sachgerechten Abwicklung des Vertrages kann eine 

Widerlegung der Vermutung ausgeschlossen werden,81 da eine solche Vereinbarung 

sämtliche ökonomische Nutzungs- und Risikopotenziale des Leasingobjektes auf den 

Leasingnehmer überträgt.82  

                                                                                                                                                         
74

 Bezüglich der Grundmietzeit im Verhältnis zur wirtschaftlichen Nutzungsdauer sieht der FAS 13 eine 
Grenze von 75 % vor. Ab diesem Zeitpunkt ist die Klassifizierung als finance lease vorzunehmen. 
Beim Barwerttest ist ein finance lease ab 90 % gegeben. Vgl. FAS 13.7. 
75

 Vgl. Kümpel / Becker (2006a), S. 18f. 
76

 Vgl. Maukner / Rohatschek (2008), S. 229. 
77

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 48. 
78

 Vgl. Marterbauer (2007), S. 310. 
79

 Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1622. 
80

 Vgl. ADS International (2011), Abschnitt 12, Rn. 33. 
81

 Vgl. ADS International (2011), Abschnitt 12, Rn. 34. 
82

 Vgl. Alvarez / Wotschofsky / Miethig (2001), S. 936. 
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Dementsprechend kommt es zu keinen weiteren Handlungen zwischen den einzel-

nen Vertragsparteien. Durch den automatischen Eigentumsübergang wird der Lea-

singgeber nach Vertragsschluss von jeglicher Einwirkung auf das Leasingobjekt aus-

geschlossen.83 Zu Beginn der Grundmietzeit muss der automatische Eigentums-

übergang festgehalten sein. Den Eigentumsübergang mittels einer Gewährung einer 

Kaufoption zu vereinbaren, fällt nicht unter die Regelung von IAS 17.10 (a) sondern 

ist getrennt unter 17.10 (b) zu begutachten.84 Eine Kaufoption allein reicht nicht aus, 

um ein wirtschaftliches Eigentumsverhältnis zu vermuten. Grund dafür ist, dass der 

Leasingnehmer nur optional an den Risiken und Chancen partizipiert werden kann.85 

Dennoch muss man bei einem automatischen Eigentumsübergang folgendes beach-

ten. Übernimmt der Leasingnehmer das Leasingobjekt zum Ende der Grundmietzeit 

mit dem zu diesem Zeitpunkt am Markt existierenden Fair Value, so ist eine Klassifi-

zierung als finance lease ausgeschlossen.86 Grund dafür ist, dass der Leasinggeber, 

trotz des vertraglichen Eigentumsüberganges, die Risiken und Chancen einer Rest-

wertschwankung weiterhin trägt. Der Leasinggeber berechnet die Leasingzahlungen 

unter Berücksichtigung des zu erwartenden Restwertes. Weicht dieser Restwert vom 

tatsächlichen Restwert am Ende der Grundmietzeit ab, erzielt der Leasinggeber ei-

nen Gewinn oder Verlust. Dieser Tatbestand ähnelt einem normalen Verkauf am 

Markt. Zwar wird der Leasingnehmer rechtlicher Eigentümer des Leasinggegenstan-

des, doch für die Zurechnung ist alleine die Verteilung der Risiken und Chancen der 

Restwertschwankung ausschlaggebend.87 

Insofern muss der automatische Eigentumsübergang zu einem zu Beginn festgeleg-

ten Preis erfolgen, damit eine Übertragung der Risiken und Chancen des Restwertes 

und des Nutzens auf den Leasingnehmer gegeben ist.88 

Ein Vertrag, der den Eigentumsübergang am Anfang der Grundmietzeit festhält, wird 

im deutschen Sprachgebrauch weniger als Leasingverhältnis angesehen. Stattdes-

sen handelt es mehr um einen verdeckten Mietkaufvertrag, bei dem die Leasingzah-

                                                 
83

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 50. 
84

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 54. 
85

 Vgl. Kirsch / Ewelt-Knauer (2010), IAS 17, Anm. 26. 
86

 Vgl. IAS 17.12. 
87

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 55. 
88

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 56. 
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lungen als Kaufpreisraten angesehen werden müssen. Dennoch werden diese Ver-

träge in IAS 17.4 als Definition eines finance lease erfasst.89 

2.4.1.1.2 Kaufoption 

Wenn der Leasingnehmer eine vertragliche Kaufoption besitzt, um das Leasingobjekt 

zu einem Preis zu erwerben, der erwartungsgemäß deutlich niedriger ist als der zum 

Optionsausübungszeitpunkt erwartete Fair Value, dann kann von einem finance lea-

se ausgegangen werden.90 Die Grundlage für diese Feststellung resultiert aus der 

günstigen Kaufoption. In diesem Fall kann davon ausgegangen werden, dass der 

Leasingnehmer mit hinreichender Sicherheit diese Kaufoption ausüben wird. Aus 

ökonomischer Sicht ist es für den Leasingnehmer immer sinnvoll diese Option aus-

zuüben, da der Leasingnehmer das Leasingobjekt später zu einem höheren Preis am 

Markt veräußern kann.91 

Falls die Ausübung der Option für den Leasingnehmer vorteilhafter ist als die Oppor-

tunitätskosten einer erforderlichen Ersatzbeschaffung, kann zusätzlich von einer 

günstigen Kaufoption ausgegangen werden. Dabei muss die Ausübung aber mit ho-

her Wahrscheinlichkeit gegeben sein.92 

Des Weiteren verlangt IAS 17.10 (b), dass die günstige Kaufoption deutlich unter 

dem Ausübungspreis liegt. Bei der Prüfung dieses Kriteriums ergeben sich im Einzel-

fall wesentliche Probleme und führen dadurch zu signifikanten Ermessungs- und 

Interpretationsspielräumen, da der Begriff „deutlich niedriger“ nicht weiter definiert 

ist.93 

Die Intention des IASB war es, eine Objektzurechnung anhand einer Gesamtwürdi-

gung zu erreichen. Demnach wurden absichtlich auf quantitative Grenzen verzich-

tet.94 In der Literatur wird vereinzelt eine 20 % Grenze angenommen. So soll ein 

Ausübungspreis, der 20 % unter dem des zu erwartenden Fair Values liegt, als güns-

tig erscheinen.95 

                                                 
89

 Vgl. Mellwig (2000), S. 75. 
90

 Vgl. Bieg / Hossfeld / Kußmaul / Waschbusch (2009), S. 303. 
91

 Vgl. Findeisen (2005), S. 28. 
92

 Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1626. 
93

 Vgl. Dejan (2009), § 5, Anm. 602. 
94

 Vgl. Küting / Hellen / Brakensiek (1998), S. 1468. 
95

 Vgl. Kümpel / Becker (2006a), S. 31. 
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Des Weiteren ergeben sich Unstimmigkeiten bei der Bewertung des zu erwartenden 

Fair Values. Die Bewertung ist, aufgrund der meist längeren Leasingzeiträume immer 

mit gewissen Unsicherheiten verbunden. Insofern liegt es im Ermessen der Vertrags-

parteien, ob zu Beginn des Leasingverhältnisses ein deutlich niedriger Kaufpreis vor-

liegt.96 

Bei der Bewertung des zukünftigen Fair Values sind unterschiedliche Methoden 

denkbar. Zudem können nur Level-3 Inputfaktoren97 verwendet werden. Insofern ist 

der Fair Value, unabhängig von seiner Bewertungsmethode, ein geschätzter Wert.98 

Für den künftigen Fair Value gilt, wegen der schwer absehbaren Marktschwankun-

gen, ein Abschlag von bis zu 20 % als bedenkenlos; sprich eine Zurechnung als 

finance lease ist nicht vorgesehen.99 

Aus Vereinfachungsgründen kann auf den Mobilien-Leasing-Erlass der deutschen 

Finanzverwaltung100 zurückgegriffen werden. Das Kaufpreiskriterium nach IAS 

17.10 (b) ist in diesem Fall erfüllt, wenn der vereinbarte Kaufpreis niedriger als der 

Restbuchwert, bei Anwendung der linearen Abschreibung, zum Optionsausübungs-

zeitpunkt ist. Die Vereinfachung findet nur Anwendung, wenn keine besseren Infor-

mationen zum zukünftigen Fair Value vorliegen.101 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Kaufpreiskriterium zwei Aspekte des 

wirtschaftlichen Eigentums beinhaltet. Zum einen bewirkt die günstige Ausübungsop-

tion, dass die wesentlichen Chancen aus dem Vertrag beim Leasingnehmer liegen 

und die Risiken beim Leasinggeber verbleiben. Zum anderen führt die hohe Ausü-

bungswahrscheinlichkeit dazu, dass der Leasingnehmer die Dauer der Herrschaft 

über das Leasingobjekt ausüben kann. Für die Zurechnung des wirtschaftlichen Ei-

gentums ist die Erfüllung eines Kriteriums ausreichend. Dadurch, dass das Kauf-

preiskriterium von den Vertragsparteien unterschiedlich ausgelegt werden kann, ist 

dem Kriterium der dauernden Herrschaft ein größeres Gewicht beizumessen.102 

                                                 
96

 Vgl. Mellwig / Weinstock (1996), S. 2345. 
97

 Vgl. IFRS 13.86 – .89. 
98

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 31. 
99

 Vgl. Kümpel / Becker (2006c), S. 1471ff. 
100

 Vgl. BMF, Schreiben vom 19.04.1971, IV 312 – S 2170 – 31/1, BStB1 S. 264. 
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Bei all den zusätzlichen Erläuterungen ist schlussendlich die Gesamtwürdigung aus-

schlaggebend. Das wird umso deutlicher wenn man bedenkt, dass Anschlusslea-

singzahlungen, die unter den vereinbarten Leasingzahlungen während der Grund-

mietzeit liegen, nicht zwangsläufig auf eine günstige Kaufpreisoption hindeuten. Die 

Intention kann darin liegen, eine asymmetrische Verteilung des Nutzungspotenzials 

zu berücksichtigen.103 

Nach dem jetzigen Abschnitt lässt sich festhalten, dass IAS 17.10 (a) den Erwerb auf 

einer juristischen Basis begründet und IAS 17.10 (b) dagegen auf einer faktischen 

Grundlage basiert.104 

2.4.1.1.3 Laufzeittest 

Das Kriterium der Kaufoption hat gezeigt, wie unklar die Anwendung der Regelungen 

für die Klassifizierung in der Praxis ist. Das folgende Kriterium – der sogenannte 

Laufzeittest oder in der Praxis auch Mietzeittest genannt – ist nicht minder von Inter-

pretationsspielräume geprägt.  

Ein Vertrag nach IAS 17.10 (c) wird als finance lease klassifiziert, wenn die Laufzeit 

des Leasingvertrages den überwiegenden Teil der wirtschaftlichen Nutzungsdauer 

umfasst. Dem Leasingnehmer fallen folglich der überwiegende Teil der wirtschaftli-

chen Nutzungspotenziale und des Amortisationsrisikos zu. Der Leasinggeber trägt 

nach der Rückgabe des Leasingobjektes keine wesentlichen Risiken und Chan-

cen.105  

Quantitative Grenzen sucht der Anwender in IAS 17.10 (c) vergebens, auch wenn im 

ersten Entwurf von IAS 17106 eine Anlehnung an die US-GAAP107 existierte. Im ers-

ten Entwurf war eine Zurechnung mit Hilfe einer quantitativen Grenze vorgesehen. 

Demnach wurde das Leasingobjekt dem Leasingnehmer zugerechnet, wenn die 

Laufzeit des Leasingverhältnisses mindestens 75 % der voraussichtlichen wirtschaft-

lichen Nutzungsdauer entspricht. Sowohl in der endgültigen Fassung, als auch im 
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 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 52.  
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 Vgl. Kümpel / Becker (2006c), S. 1473. 
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 Vgl. FAS 13.7 (c). 
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Zuge der Neuregelung von IAS 17 im Rahmen der Improvements Project108 wurde 

auf die quantitativen Größen verzichtet, was in der Praxis zu bilanzpolitischen Spiel-

räumen führt.109 In der Literatur existieren noch andere unterschiedliche Grenzwerte, 

die aber kontrovers diskutiert werden. Die Formulierung „der überwiegende Teil (ma-

jor part) der wirtschaftlichen Nutzungsdauer“ führt zu unterschiedlichen Auffassun-

gen. Nach Auffassung von Helmschrott kann die Klassifizierung als finance lease 

schon ab 50 % erfolgen. Helmschrott begründet seine Aussage mit dem Begriff 

„majority“, der in SIC-12 „Konsolidierung – Zweckgesellschaften“ auftaucht. In § 10 

wird der Begriff „majority“ regelmäßig als 50 % + 1 interpretiert. Insofern könnte der 

verwendete Begriff in IAS 17.10 (c) “major“ in die gleiche quantitative Grenze einge-

stuft werden.110 Diese Meinung wird in der Literatur nicht von jedem geteilt, da im 

Grundsatz alle Risiken und Chancen auf den Leasingnehmer übergehen müssen, 

um eine Klassifizierung als finance lease zu bewirken. Die knappe Mehrheit von 

50 % + 1 würde dem nicht gerecht werden.111 

Eine gegenläufige Meinung wird in der Literatur von Findeisen vertreten. Eine Über-

nahme der 75 % Regelung ist seines Erachtens nicht angemessen und wird abge-

lehnt. Stattdessen wird in Anlehnung an das deutsche Steuerrecht und dem deut-

schen Leasingerlass eine 90 % Schranke empfohlen. Erst ein Verhältnis zwischen 

Vertrags- und Nutzungsdauer von bis zu 90 % führt zu einer Klassifizierung als 

finance lease.112  

Auch dieser Grenzwert wird in der Literatur diskutiert. Der deutsche Leasingerlass 

bezieht sich bei der Regelung auf die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer113, die 

nach Meinungen von einigen Forschern grundsätzlich kürzer ist als die der voraus-

sichtlichen Nutzungsdauer.114 Allerdings kann dagegengehalten werden, dass die 

Abweichung nicht erheblich sein kann, da einer signifikanten Abweichung eine Erläu-
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 Am 16. März 2009 wurde das Improvement Project vom IASB im Zuge der Neuerungen für das 
Immobilienleasing ins Leben gerufen. Vgl. Zülch / Hendler (2009), S. 505 – 506. 
109

 Vgl. Küting / Hellen / Brakensiek (1998), S. 1468; Alvarez / Wotschofsky / Miethig (2001), S. 937. 
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 Vgl. Helmschrott (2000), S. 426 – 429. 
111

 Vgl. Vater (2002), S. 2096; Lüdenbach (2005), S. 31. 
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 Vgl. Findeisen (1997), S. 841. 
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 Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer ist von der wirtschaftlichen Nutzungsdauer zu unterschei-
den. Die für die Abschreibung relevante betriebswirtschaftliche Nutzungsdauer wird aus unterneh-
mensspezifischen Annahmen getroffen. Hingegen basiert die wirtschaftliche Nutzungsdauer auf einer 
durchschnittlichen Marktperspektive. Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 37. 
114

 Vgl. Alvarez / Wotschofsky / Miethig (2002), S. 66. 
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terung der Annahme bezüglich der wirtschaftlichen Nutzungsdauer bedarf. Insofern 

ist diese Grenze kritisch zu hinterfragen.115 Der IASB verfolgt keiner dieser Grenzen, 

da der Interpretationsspielraum damit nur bedingt entgegenwirkt werden kann. Schon 

die Bestimmung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer eröffnet dem Anwender einen 

Ermessungsspielraum.116 

Festzuhalten ist, dass eine Wortauslegung wegen der unscharfen Formulierung in 

IAS 17.10 (c) nicht zielführend ist. Stattdessen muss das Ergebnis des Mietzeittests 

im Rahmen einer Gesamtwürdigung gewichtet werden. Eine Gewichtung unter 50 % 

ist zu vernachlässigen und führt schlussendlich zu einer Klassifizierung als operating 

lease.117 

2.4.1.1.4 Barwerttest 

Der Barwerttest legt offen, ob das Investitionsrisiko dem Leasingnehmer oder dem 

Leasinggeber zugerechnet wird.118 Grundsätzlich ermittelt der Leasinggeber welchen 

Anteil des Fair Values vom Leasingobjekt er durch den Leasingvertrag zurückbe-

kommt. Je höher der prozentuale Anteil, desto eher ist der Leasingvertrag als Kauf-

vertrag zu deuten und demzufolge als finance lease zu klassifizieren.119  

Dabei wird der Barwert der Mindestleasingzahlung zu Beginn des Leasingverhältnis-

ses ins Verhältnis zum Fair Value des Leasingobjektes gesetzt. Eine Klassifizierung 

als finance lease ist dann zu vermuten, wenn der Barwert der Mindestleasingzahlun-

gen im Wesentlichen dem Fair Value entspricht.120 Um einen Rückschluss aus dem 

Vergleich von Barwert der Mindestleasingzahlungen und dem Fair Value ziehen zu 

können, sind weitere Informationen notwendig. Der Barwerttest erfolgt anhand 

 

 der Mindestleasingzahlung des Leasingnehmers, 

 dem verwendeten Diskontierungszinssatz und 

 dem Fair Value des Leasingobjekts.121 
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 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 37. 
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 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 67. 
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Die unklare Formulierung führt bei der Anwendung des Barwerttests in der Praxis zu 

häufigen Abgrenzungsproblemen. Die einzelnen benötigten Informationen sind noch 

schwieriger zu bestimmen als in IAS 17.10 (a) – (c) und dadurch werden die Ermes-

sungsspielräume stark durch individuelle Entscheidungen beeinflusst.122 Im Folgen-

den werden die Bestandteile des Barwerttestes erläutert. 

 

Mindestleasingzahlungen des Leasingnehmers 

Die für die Beurteilung heranzuziehenden Mindestleasingzahlungen sind für den 

Leasingnehmer und den Leasinggeber nicht identisch. Für den Leasingnehmer wer-

den, zusätzlich zu den Zahlungen die in Kapitel 2.3.6 beschrieben sind, Zahlungen 

des Leasingnehmers, die vor Leasingbeginn an den Leasinggeber bezahlt wurden, 

zu den Mindestleasingzahlungen hinzugerechnet. Im Rahmen des Barwerttests wer-

den solche Zahlungen auf den Klassifizierungszeitpunkt aufgezinst.123 

Aus Sicht des Leasinggebers werden zu den Mindestleasingzahlungen noch Rest-

wertgarantien von einer dritten, dem Leasingnehmer nicht nahestehenden Partei, 

hinzugerechnet.124  

Wird mit einem hohen aber nicht garantierten Restwert gerechnet, können durch 

niedrig kalkulierte Zahlungen die Klassifizierung beeinflusst werden. In solchen Fäl-

len liegt der Barwert unter dem des Fair Values und hat eine Klassifizierung als ope-

rating lease zur Folge. In der Praxis erfolgt die Absicherung gegen vereinbarte Rest-

werte, die sich ex post als zu hoch herausstellen können, mit sogenannten Residu-

alwertversicherungen, „First-Loss“ Garantien125 oder auch Restwertfenstergaran-

tien126. Der Restwert bekommt dadurch eine wesentliche Rolle zugespielt, da sich 

der Umfang der Mindestleasingzahlungen zwischen dem Leasingnehmer und dem 

Leasinggeber in der Restwertgarantie unterscheidet. 127 
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 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 72. 
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 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 45. 
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Maßgebender Zinssatz 

Für den Barwert der Mindestleasingzahlungen werden alle Leasingzahlungen diskon-

tiert, wobei nicht garantierte Restwerte nicht beachtet werden. Der zu verwendende 

Zinssatz ist aus Sicht des Leasingnehmers und des Leasinggebers unterschied-

lich.128  

Für den Leasinggeber ergeben sich in der Praxis keine Probleme für die Bestimmung 

des Zinssatzes. Die interne Verzinsung der Investition in das Leasingobjekt beinhal-

tet den Zinssatz für die Diskontierung der zukünftigen Leasingzahlungen. Insofern ist 

die Höhe des Zinssatzes die Rendite einer Alternativanlage für den Leasinggeber. 

Stellt der Leasinggeber seinen internen Zinssatz dem Leasingnehmer nicht zur Ver-

fügung, führt das bei der Bestimmung eines geeigneten Zinssatzes zu erheblichen 

Problemen.129 

Aus Sicht des Leasingnehmers ist aber primär der interne Zinssatz des Leasingge-

bers zu verwenden.130 Wird der Zins nicht zur Verfügung gestellt, existieren unter-

schiedliche Meinungen für das weitere Vorgehen. Nach Pawelzik muss als Alternati-

ve sofort auf den Grenzfremdkapitalzinssatz zurückgegriffen werden.131  

Beine und Nardmann widersprechen dem und plädieren indessen darauf weitere An-

strengungen zu unternehmen, um an eine Einschätzung des internen Zinssatzes zu 

gelangen.132  

In den meisten Fällen übernimmt der Leasingnehmer seinen ermittelten Zinssatz.133 

Ein solch offengelegter Zinssatz sollte nicht ohne Plausibilitätsprüfung und kritische 

Würdigung der Annahme im Rahmen des gesicherten Restwerts übernommen wer-

den.134 
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Fair Value des Leasingobjekts  

Der Fair Value des Leasingobjektes ergibt sich aus dem Wert, zu dem der Vermö-

genswert zwischen sachverständigen und vertragswilligen Parteien bei einer Trans-

aktion erworben werden können. In dem Fall, dass der Leasinggeber kein Händler 

oder Hersteller ist, entspricht der Fair Value den Investitionskosten den der Leasing-

geber zu Beginn des Leasingverhältnisses für das Objekt ausgegeben hat. Ist der 

Leasinggeber Hersteller oder Händler, so muss ein angemessener Gewinnaufschlag 

auf dem Fair Value zugerechnet werden. 135 Nach herrschender Meinung ist der Fair 

Value um erhaltende staatliche Zuschüsse oder steuerliche Investitionszulagen, we-

gen der bedingten Kürzung des Investitionswertes, zu kürzen. Voraussetzung dafür 

ist, dass keine Weiterleitung an den Leasingnehmer erfolgt. Bis 1997 war diese Re-

gelung auch in IAS 17 festgehalten, wurde dann aber wieder verworfen.136 

Lässt sich der Fair Value nicht verlässlich ermittelt, so darf eine Klassifizierung nach 

IAS 17.10 (d) nicht erfolgen. In der Praxis ist die Bestimmung des Fair Values prob-

lematisch, sobald mehrere Nutzer auf das Leasingobjekt zurückgreifen.137  

Eine alleinige Anwendung von IAS 17.10 (d) ist fraglich, da der Barwerttest nicht auf 

eine Übertragung der Chancen abzielt. Der Grundsatz eines finances lease verlangt 

jedoch die Übertragung der wesentlichen Risiken und Chancen.138  

Dadurch, dass durch die Nutzung des Leasingobjektes die Chancen ohnehin auf den 

Leasingnehmer übertragen werden, ist den Risiken eine höhere Gewichtung beizu-

messen.139  

Bei dem abschließenden Vergleich zwischen dem Barwert der Mindestleasingzah-

lung mit dem Fair Value des Leasingobjektes sind keine quantitative Grenzen vorge-

sehen. Auch im Zuge des Improvement Project wurden keine nachträgliche Quantifi-

zierung hinzugefügt. Insofern sind die unterschiedlichen Grenzen – abgeleitet aus 

dem US-GAAP und der Literatur – willkürlich gewählt.140  

 

                                                 
135

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 55. 
136

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 55. 
137

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 56. 
138

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 80. 
139

 Vgl. Findeisen (1997), S. 1997. 
140

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 44. 



Status Quo der Leasingbilanzierung nach IAS 17 24 

Betrachtet man also die Kriterien von IAS 17.10 (b) – (d) werden Spielräume für bi-

lanzpolitische Maßnahmen geweckt. Dementgegen ist aber festzuhalten, dass Er-

messenspielräume immer dem Sachverhalt zutreffend auszuüben und signifikante 

Schätzungen und Sensitivitätsanalysen im Anhang anzugeben sind. Insofern ist eine 

„negative“ Intention der Ermessungsspielräume alleine auf den Anwender zurückzu-

führen und nicht auf die Regelungen des IASB.141 

2.4.1.1.5 Spezialleasing 

Von einem wirtschaftlichen Eigentumsverhältnis kann ausgegangen werden, wenn 

das Leasingobjekt von einer speziellen Beschaffenheit ist, sodass dieser nur vom 

vertraglichen Leasingnehmer ohne wesentliche Veränderungen genutzt werden 

kann.142 Fraglich ist die Formulierung „ohne wesentliche Veränderung“. Ab welchen 

Zeitpunkt eine Änderung des Leasingobjekts, die notwendig ist, um eine weitere 

Verwendung durch Dritte zu ermöglichen, als wesentlich angesehen wird, ist in IAS 

17.10 (e) nicht geregelt. Unter Würdigung des Gesamtverhältnisses wird in der Lite-

ratur eine Grenze von bis zu 10% als sinnvoller Indikator angesehen. Dabei werden 

die Umbaukosten in ein Verhältnis zu den Anschaffungskosten gesetzt. Als wesentli-

che Veränderung gilt dann, wenn die Umbaukosten mehr als 10% der ursprünglichen 

Anschaffungskosten betragen.143  

Das Spezialleasing ist so stark auf die Bedürfnisse des Leasingnehmers zugeschnit-

ten, dass nach Ablauf der Grundmietzeit eine sinnvolle Nutzung nur von dem Lea-

singnehmer erfolgen kann. Existiert eine Alternative, aber wirtschaftlich nicht sinnvol-

le Nutzung oder auch zu Beginn des Leasingverhältnisses eine sehr unwahrscheinli-

che sinnvolle Weiterverwendung durch Dritte, reicht das nicht aus um ein Speziallea-

sing zu widerlegen.144  

Dadurch soll vermieden werden, dass jede noch so unwahrscheinliche Drittanwen-

dung ausreicht, um ein Spezialleasing zu widerlegen. Wäre das gegeben, würde IAS 

17.10 (e) zu einer Vorschrift ohne Anwendungsbereich verfallen. Demnach liegt ein 
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Spezialleasing auch vor, wenn zu Beginn des Leasingverhältnisses eine sehr un-

wahrscheinliche wirtschaftliche sinnvolle Drittanwendung vorliegt.145  

Für kommunale Objekte, wie zum Beispiel Krankenhäuser, Ämter und Schulen, gilt 

eine mögliche und nicht unwahrscheinliche Weiterverwendung durch private Träger 

als widerlegbarer Grund gegen ein Spezialleasing.146  

 

IAS 17.10 (e) unterscheidet sich im Inhalt der Untersuchung von den anderen Kriteri-

en. Geht es grundsätzlich in den Kriterien (a) – (d) um die Verteilung der Risiken und 

Chancen, bezieht sich IAS 17.10 (e) als Hauptkriterium auf das Fehlen der wirtschaft-

lich sinnvollen Drittanwendung.147  

Eine angemessene Bedeutung für das Kriterium wird derweil in der Literatur strittig 

angesehen. So sieht Findeisen und Esser in IAS 17.10 (e) nur ein Unterform vom 

Barwerttest.148  

Nach Freiberg und Lüdenbach ist dem Kriterium in IAS 17.10 (e) eine eigenständige 

Bedeutung zuzurechnen. IAS 17.10 (e) soll folglich Ausformungen aufzeigen, mit de-

nen eine Umgehung der anderen Kriterien möglich wäre.149  

Auch Pawelzik sieht in dem Kriterium einen engen Anwendungsbereich. So wird sich 

in der Praxis kein Leasinggeber auf eine kürzere Vertragslaufzeit oder Teilamortisati-

on einlassen, ohne einen Verlustausgleich zu bewirken für den Fall das kein Drittan-

wender existiert. Sollte der Leasinggeber sich auf solche Verträge einlassen, dann 

nur wenn eine Drittanwendung möglich ist und somit das Hauptkriterium von IAS 

17.10 (e) widerlegt wäre.150 

Die Bedeutung des Kriteriums folgt dahingehend, dass auch andere internationale 

Rechnungslegungssysteme, wie die International Public Sector Accounting Stan-

dards, eine ähnliche Vorschrift zu Spezialleasing beinhalten.151 
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2.4.1.2 Sekundäre Klassifizierungskriterien 

2.4.1.2.1 Verlustübernahme im Kündigungsfall 

Ein finance lease ist dann gegeben, wenn dem Leasingnehmer die Möglichkeit zur 

Kündigung eingeräumt wird und die entstehenden Verluste des Leasinggebers durch 

die Kündigung selbst zu tragen sind. Insofern trägt der Leasingnehmer faktisch das 

Investitionsrisiko. Dabei gelten nur Fälle in denen der Leasingnehmer den gesamten 

Verlust beziehungsweise den gesamten entgangenen Gewinn des Leasinggebers zu 

tragen hat.152 Da in den meisten Fällen eine Kündigung des Leasingverhältnisses im 

Zusammenhang mit einer Garantie für die Übernahme der Verluste steht, kann IAS 

17.11 (a) auch dem Barwertest zugeordnet werden.153 

2.4.1.2.2 Gewinne und Verluste aus Restwertschwankungen 

Ein weiterer Indikator für ein finance lease sind Vereinbarungen, bei denen der Lea-

singnehmer an Gewinnen und Verlusten aus Restwertschwankungen beteiligt 

wird.154 Dieser Indikator bezieht sich auf Verteilung der Risiken und Chancen, wobei 

vor allem hervorzuheben ist, dass der Leasingnehmer vornehmlich am Investitionsri-

siko beteiligt ist.155 Die Literatur ist sich dabei uneinig, ob dabei die Gewinne und Ver-

luste zusammen betrachtet werden oder ob es ausreichend ist, dass entweder nur 

die Gewinne oder die Verluste dem Leasingnehmer zufallen müssen. Geht man von 

der Formulierung des Indikators aus, ist es ausreichend wenn die Gewinne oder Ver-

luste dem Leasingnehmer zufallen.156  

Dabei geht es nicht nur ausschließlich um die Risiken und die Garantien für die 

Übernahme von Verlusten aus Restwertschwankungen157, sondern auch um die 

Möglichkeit Gewinne aus der Verwendung des Leasingobjekts zu erzielen.158 Sind 

die Verwertungsrisiken und -chancen hingegen für den Leasingnehmer nur von ab-

nehmender Bedeutung, so hat der Indikator für die Klassifizierung nur eine geringe 

Aussagekraft.159  
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Dennoch muss dem Indikator eine starke Nähe zu IAS 17.10 (b) und (d) beigemes-

sen werden. Erfolgt im Rahmen des Restwerts eine Übernahme der Chancen durch 

eine günstige Kaufoption, so ist der Vorgang mit IAS 17.10 (b) gleichzusetzen. Auch 

die Restwertgarantien für die Übernahme von Verlusten stützen sich auf den Bar-

werttest nach IAS 17.10 (d), da bei der Bestimmung der Mindestleasingzahlungen 

eine Berücksichtigung der Restwertgarantien stattfindet.160  

Entgegen den vielen Anlehnungen zu den deutschen Leasingerlassen ist bei den 

primären Kriterien zu beachten, dass die beiden bisher aufgeführten Indikatoren im 

Vergleich zueinander zu unterschiedlichen Klassifizierungen führen können.161 

2.4.1.2.3 Mietverlängerungsoption 

Ein letzter Indikator für ein wirtschaftliches Eigentumsverhältnis wird in IAS 17.11 (c) 

genannt. Demnach erfolgt eine Klassifizierung als finance lease, wenn der Leasing-

nehmer den Leasingvertrag zum Ende der Grundmietzeit zu einem deutlich unter 

dem Markt liegenden Preis verlängern kann. Hierbei ist die Ausübung der Option zu 

Beginn des Leasingverhältnisses wahrscheinlich.162  

Bei diesem Indikator zeigen sich ähnliche Ermessungsspielräume wie in IAS 17.10 

(b). Eine genauere Definition zu welchem Zeitpunkt der Preis als günstig anzusehen 

oder die Wahrscheinlichkeit erfüllt ist, wird vom IASB nicht verfolgt.163 

Die Anschlussraten sind in die Mietleasingzahlungen einzubeziehen und haben inso-

fern Auswirkungen auf das Ergebnis des Mietzeittests und des Barwerttests. Folglich 

muss in dem Zusammenhang stets eine Prüfung mit dem Mietzeittest und dem Bar-

werttest erfolgen. Eine günstige Mietverlängerungsoption führt aber nicht automa-

tisch zu einer Klassifizierung eines finance leases.164 In der folgenden Abbildung 

werden die primären und sekundären Kriterien zusammengefasst. 

 

 

 

 

 

                                                 
160

 Vgl. Kirsch / Ewelt-Knauer (2010), IAS 17, Anm. 48. 
161

 Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1632. 
162

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 93. 
163

 Vgl. Kirsch / Ewelt-Knauer (2010), IAS 17, Anm. 49. 
164

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 94. 
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Kriterien für ein finance lease 
 

 
 

 

primäre Indikatoren 
  

 

 
1 Eigentumsübertragung  

Das Eigentum am Ende der Laufzeit wird bereits im Vo-

raus auf den Leasingnehmer übertragen. 

 

 
2 Kaufoption  

Der Leasingnehmer hat das Recht, am Ende der Laufzeit 

den Vermögenswert zu einem Preis zu erwerben, der 

deutlich unter dem des zu erwartenden Fair Values liegt. 

 

 
3 Laufzeittest  

Die Laufzeit macht den überwiegenden Teil der wirtschaft-

lichen Nutzungsdauer aus. 

 

 
4 Barwerttest  

Der Barwert der Mindestleasingzahlung entspricht im We-

sentlichen dem Fair Value des Vermögenswertes. 

 

 
5 Spezialleasing  

Der Vermögenswert hat eine spezielle Beschaffenheit, die 

grundsätzlich nur vom LN genutzt werden kann. 

 

 
 

 

Sekundäre Indikatoren 
  

 

 
6 

Verlustübernahme im 

Kündigungsfall 
 

Verluste einer vorzeitigen Kündigung durch den Leasing-

nehmer sind von Ihm zu tragen. 

 

 
7 

Gewinne/Verluste aus 

Wertschwankungen 
 

Gewinne/Verluste aus Schwankungen des Restwertes 

sind dem Leasingnehmer zuzurechnen. 

 

 
8 Mietverlängerungsoption  

Der Leasingnehmer hat das Recht zu einer deutlich güns-

tigeren Miete zu verlängern. 

 

      

Abbildung 1: Kriterien für ein finance lease
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2.4.2 Operating lease 

Betrachtet man die vorangegangen Regelungen, Kriterien und Ermessenspielräume, 

so stellt sich für den Anwender die Frage, ob dem operating lease eine gleiche aus-

führliche Prüfung entgegen gebracht werden muss.  

Die Klassifizierung für ein operating lease ist indirekt am finance lease gebunden. 

Der IASB klassifiziert im Sinne einer Negativabgrenzung alle Leasingverhältnisse, die 

nicht als finance lease eingestuft werden als operating lease.166  

Insofern erläutert der IASB keine einzelnen Kriterien für die Einstufung als operating 

lease. Dennoch muss im Sinne der Negativabgrenzung die Kriterien des finance lea-

se untersucht und ausgeschlossen werden. 
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 Eigene Darstellung in Anlehnung an KPMG (2008), S. 50. 
166

 Vgl. IAS 17.8. 
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2.4.3 Sonderregelung für Immobilienleasing 

Im Bereich Immobilienleasing hat IAS 17 die erste Reform im Jahre 2009 vollzogen. 

Demnach gelten besondere Klassifizierungsregeln für Leasingverträge, die Immobi-

lien als Gegenstand beinhalten. Bis zum April 2009 existiere in der Fassung eine 

strikte Regelung für die Bilanzierung von Grundstücken, die im Allgemeinen eine un-

bestimmte Nutzungsdauer besitzen. Nach IAS 17.14 (in der Fassung bis zum April 

2009) führte das zur Schlussfolgerung, dass durch den fehlenden Eigentumsüber-

gang am Ende des Leasingverhältnisses im Wesentlichen nicht alle mit dem Eigen-

tum an Grund und Boden verbundenen Risiken und Chancen auf den Leasingneh-

mer übergehen. Folglich war das Kriterium für ein finance lease widerlegt und hat 

durch die Negativabgrenzung eine Klassifizierung als operating lease zur Folge.167  

 

Im Zuge des Annual Improvement Project im April 2009 verabschiedete sich der 

IASB von dieser Regelung und erlaubt nunmehr eine Kategorisierung von Leasing-

verträgen mit sehr langen Laufzeiten als finance lease, auch wenn kein rechtlicher 

Eigentumsübergang vorliegt.168  

Die Regelung ist für Geschäftsberichte die am oder nach dem 01.01.2010 verpflich-

tend anzuwenden und wurde am 23.02.2010 endorsed.169 Die Klassifizierungsregeln 

in IAS 17.14 und .15 wurden komplett aus der Fassung nach April 2009 gestri-

chen.170 

Im Rahmen von IAS 17 werden drei unterschiedliche Bereiche von Immobilienleasing 

behandelt. Zum einen unterscheidet IAS 17 zwischen Leasingverhältnissen von un-

bebauten Grundstücken, bebauten Grundstücken und Renditeimmobilien, die im 

Folgenden näher erläutert werden. 

 

 

                                                 
167

 Vgl. Beine / Nardmann (2011), Abschnitt 16, Rn. 96. 
168

 Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1635. 
169

 Vgl. Beine / Nardmann (2011), Abschnitt 16, Rn. 97. 
170

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 74. 
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2.4.3.1 Leasing von unbebauten Grundstücken 

Leasingverhältnisse, die unbebaute Grundstücke beinhalten, sind im Rahmen der 

Beurteilung – ob finance oder operating lease – der Besonderheit der unbestimmten 

Nutzungsdauer zu unterwerfen. Grundsätzlich gelten für Leasingverhältnisse über 

unbebaute Grundstücke die gleichen allgemeinen Kriterien wie für ein finance oder 

operating lease. Für die Beurteilung ist zu unterscheiden, ob am Ende der Grund-

mietzeit das rechtliche Eigentum auf den Leasingnehmer übergeht oder nicht. Erfolgt 

ein Übergang, so ist der Tatbestand des wirtschaftlichen Eigentums unstrittig und 

primär das Eigentumsübergangs- und Kaufoptionskriterium anzuwenden.171 

Erfolgt stattdessen kein Übergang des rechtlichen Eigentums, so muss für die Beur-

teilung des Übergangs vom wirtschaftlichen Eigentum das Barwertkriterium herange-

zogen werden. Ein Spezialleasing ist bei unbebauten Grundstücken nicht denkbar 

und der Laufzeittest kann durch die unbegrenzte Nutzungsdauer nicht greifen.172 

Zwischen einem langfristig Leasingverhältnis und einem Erwerb besteht im Rahmen 

des Nutzungsrechts aus wirtschaftlichen Aspekten kein Unterschied. Fraglich ist nur 

zu welchem Zeitpunkt ein Leasingverhältnis als langfristig anzusehen ist und damit 

einem Erwerb gleichgestellt wird.173 

Der IASB sieht dabei nur eine vage Formulierung von mehreren Jahrzenten vor. Zu 

welchem Zeitpunkt aber der Restwert durch das lange Leasingverhältnis unbedeu-

tend wird, ist nicht weiter definiert.174 In der Literatur wird die Meinung vertreten, dass 

mit einem Leasingvertrag bei einer Laufzeit von mehr als 50 Jahren der Barwert des 

Restwerts keine Bedeutung beigemessen wird.175  

Ergänzend zu diesem Richtwert muss eine differenzierte Betrachtung über die 

Schätzung der zukünftigen Wertentwicklung und die Höhe des verwendeten Diskon-

tierungsfaktors erfolgen. Eine Zurechnung ist nur unter Berücksichtigung aller dieser 

Kriterien angemessen.176 

 

 

                                                 
171

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 74. 
172

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 74. 
173

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 76. 
174

 Vgl. IAS 17.BC8C. 
175

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 78. 
176

 Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1636. 
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2.4.3.2 Leasing von bebauten Grundstücken 

Leasingverhältnisse die bebaute Grundstücke beinhalten, sind im Rahmen der Beur-

teilung grundsätzlich zwischen Grund und Boden sowie Gebäude aufzuteilen.177 IAS 

17.17 gewährt diesem Grundsatz unter bestimmten Vorrausetzungen eine Ausnah-

me. Eine Aufteilung ist dann entbehrlich, wenn der Wert des Grund und Bodens im 

Verhältnis zum Gebäude unwesentlich ist.178  

Zu welchem Zeitpunkt das Verhältnis als unwesentlich angesehen werden kann, wird 

in IAS 17.17 nicht genauer definiert. Entgegen dem US-GAAP, wo eine Grenze von 

25 %, vorgesehen ist, verzichtet der IASB auch in diesem Bereich auf eine eindeuti-

ge und klare Abgrenzung.179 Insbesondere bei „sale and lease back“ Verträgen180 re-

sultiert ein unwesentlicher Anteil von Grund und Boden. In diesem Fall beabsichtigt 

das Unternehmen ein Gebäude auf einem von ihm gehörenden Grundstück zu bau-

en, mit der Absicht es schlussendlich zu leasen. Der Leasingnehmer überträgt die 

Erbpacht an eine Leasinggesellschaft und least das Gebäude zusammen mit dem 

Erbpachtgrundstück zurück. Für den Vertragsanteil von Grund und Boden ist dem-

nach ein „sale and lease back“ Vertrag entstanden. Zumeist wird ein sehr geringer 

Erbpachtzins eingeräumt, welcher nicht im Verhältnis mit dem Gebäudewert steht. 

Das hat zur Folge, dass eine Aufteilung unterbleibt.181 

Wenn keines der genannten Ausnahmefälle vorliegt, sind Grund und Boden sowie 

Grundstücke aufzuteilen. Korrespondierend dazu erfolgt eine Aufteilung der dazuge-

hörigen Leasingzahlungen. Das kann zur Folge haben, dass abhängig von den Ver-

hältnissen des Leasingvertrags eine unterschiedliche Klassifizierung der einzelnen 

Komponente resultiert.182 

Wenn das Immobilienleasing eine einheitliche Leasingzahlung zwischen dem Lea-

singgeber und dem Leasingnehmer umfasst, dann ist eine Aufteilung im Verhältnis 

zum Fair Value zu Leasingbeginn nach IAS 17.BC9ff. nicht zulässig. Grund dafür ist 

die unterschiedliche wirtschaftliche Nutzungsdauer, die dem Gebäude sowie dem 

Grund und Boden zugrunde liegt. Die Aufteilung der einheitlichen Leasingzahlungen 

                                                 
177

 Vgl. IAS 17.15A. 
178

 Vgl. IAS 17.17. 
179

 Vgl. FAS 13.26. 
180

 Eine Darstellung der Sonderform erfolgt im Kapitel 2.4.4.2. 
181

 Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1639. 
182

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 80. 
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ist dann im Verhältnis des Mietzeitwertes vorzunehmen.183 Die Aufteilung der einheit-

lichen Leasingzahlungen ist sowohl für den Barwerttest als auch für den bilanziellen 

Ansatz von Bedeutung.184 Der Fair Value hingegen wird nur eine mittelbare Rolle 

beigemessen, die abhängig von zwei unterschiedlichen Sachverhalten ist. 

 

1. Das wirtschaftliche Eigentum von Grund und Boden wird dem Leasingnehmer 

am Ende der Grundmietzeit nicht übertragen. Die Investition, die der Leasing-

geber getätigt hat, muss demnach unterschiedlich berücksichtigt werden. Das 

einbehalten des wirtschaftlichen Eigentums hat zu Folge, dass dem Grund 

und Boden sowie dem Gebäude unterschiedliche Renditeansprüche beige-

messen werden. Dadurch, dass der Leasinggeber am Ende der Grundmietzeit 

die Verfügung über den Restwert des Grundstücks besitzt, ist lediglich eine 

Verzinsung des Fair Values angemessen. Hingegen wird der Leasinggeber 

bei dem Gebäude, durch die physische Wertminderung, eine Rendite von dem 

Leasingnehmer verlangen.185 

2. Das wirtschaftliche Eigentum von Grund und Boden sowie Gebäude wird dem 

Leasingnehmer am Ende der Grundmietzeit übertragen. Der Leasinggeber hat 

damit keine Verwendung für den Restwert des Leasingobjektes. Insofern ist zu 

schlussfolgern, dass der Leasinggeber die Amortisation seiner gesamten In-

vestition von Grund und Boden sowie dem Gebäude einfordert. Für den Bar-

werttest ist die Aufteilung bedeutungslos. Lediglich für den bilanziellen Ansatz 

der einzelnen Komponenten ist die einheitliche Aufteilung von belangen. Die 

Höhe des Fair Values bestimmt dabei den bilanziellen Ansatz. Entspricht der 

Barwert der Mindestleasingzahlungen dem Fair Value der Gesamtimmobilie, 

so ist der eine Aktivierung in der Bilanz mit dem Fair Value vorgesehen. Liegt 

der Barwert der Mindestleasingzahlung unter dem Fair Value der Gesamtim-

mobilie, so erfolgt eine Aufteilung des Barwerts auf die einzelnen Komponen-

te186 

 

                                                 
183

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 81. 
184

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 82. 
185

 Vgl. Kümpel / Becker (2006b), S. 84. 
186

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 82. 
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2.4.3.3 Ausnahmeregelung für Renditeimmobilien 

Mit dem Improvement Project wurde eine wichtige Neuregelung für Renditeimmobi-

lien –  auch Investment Property genannt  –  eingeführt. Erfüllt die Immobilie die Kri-

terien einer Renditeliegenschaft187, dann wird dem Leasingnehmer ein Wahlrecht zu-

gesprochen. Der Leasingnehmer besitzt die Möglichkeit ein operating lease, welcher 

normalerweise beim Leasinggeber zu bilanzieren wird, in der Bilanz des Leasing-

nehmers anzusetzen. Optiert der Leasingnehmer zu diesem Wahlrecht, sind die Zu-

rechnungskriterien entbehrlich. In diesem Fall handelt es sich um ein gewillkürtes 

finance lease.188  

Dieser Ausnahmefall gewährt dem Leasingnehmer eine Kategorisierung des Lea-

singvertrages als finance lease, auch wenn der Leasingnehmer das wirtschaftliche 

Eigentum nicht besitzt.189 

Die Ausübung des Wahlrechts ist abhängig von der Bewertung der Renditeimmobilie. 

IAS 40 beinhaltet die Bewertung nach dem Anschaffungskosten- oder dem Fair Va-

lue-Prinzip. Das Wahlrecht ist für den Leasinggeber nur möglich, wenn die Bewer-

tung nach dem Fair Value Prinzip erfolgt.190 

Mit dieser Ausnahmeregelung stellt sich der IASB gegen das postulierte maßgebliche 

wirtschaftliche Eigentum zu Gunsten des Fair Values und verstößt wissentlich gegen 

das eigene Framework.191 

Hat der Leasingnehmer zu diesem Wahlrecht optiert, ist eine Änderung der Klassifi-

zierung nicht mehr möglich. Der Leasingnehmer hat das Leasingobjekt in seiner Bi-

lanz weiter auszuweisen, auch wenn aufgrund von Nutzungsänderungen eine Rendi-

teimmobilie nicht mehr gegeben ist.192 

                                                 
187

 Grundsätzlich sind Investment Properties Grundstücke oder Gebäude, die zur Erzielung von Miet-
einnahmen oder zum Zwecke der Wertsteigerung gehalten werden. Die Eigennutzung oder der Ver-
kauf im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit ist von der Definition ausgeschlossen. Vgl. 
IAS 40.7. Für eine detaillierte Abgrenzung siehe IAS 40 „Als Finanzinvestition gehaltene Immobilie“. 
188

 Vgl. Pawelzik (2012), IAS 17, Rz. 1641. 
189

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 18. 
190

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 144. 
191

 Vgl. Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 18. 
192

 Vgl. Beine / Nardmann (2011), Abschnitt 16, Rn. 104. 
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2.4.4 Sonderformen von Leasingverhältnissen  

Die bisher genannten Leasingverhältnissen sind grundsätzlich als reines finance 

oder operating lease anzusehen. Nichtsdestotrotz können unterschiedliche Vertrags-

gestaltungen einer Vielzahl von unterschiedlichen Sonderformen herbeiführen. Im 

folgenden Abschnitt werden einige dieser Sonderformen erläutert. 

2.4.4.1 Händler- und Herstellerleasing 

In der Praxis wird ein Händler- oder Herstellerleasing auch indirektes und unmittelba-

res Leasing genannt. In diesem Fall ist der Leasinggeber Hersteller oder Lieferant 

von dem Leasingobjekt. Das hat zur Folge, dass ein typisches Dreiecksverhältnis 

zwischen Hersteller, Leasinggeber und Leasingnehmer nicht existiert. Demnach ist 

auch kein vorzeitiger Gewinnaufschlag durch den Verkauf zwischen dem Hersteller 

und Leasinggeber gegeben. Meist wird dieser Form des Leasings von finanzstarken 

Herstellern praktiziert.193 

Dadurch, dass der Leasinggeber das Verkaufs- und Finanzierungsgeschäft vereint, 

ergeben sich zwei Arten von Erträgen und Aufwendungen. Zum einen resultieren 

durch die Abweichung vom Fair Value des Leasingobjektes zu den Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten Gewinne oder Verluste aus dem Verkaufsgeschäft. Zum 

anderen generiert der Leasinggeber Finanzerträge über die Laufzeit des Leasingver-

hältnisses.194 

Ein rudimentärer Unterschied zum reinen finance lease ist der verwendete Zinssatz. 

Hierbei wird nicht der dem Leasingverhältnis zugrunde gelegte Zinssatz verwendet. 

In der Praxis werden von Händlern und Herstellern niedrigere Zinssätze verwendet, 

um das Interesse des Kunden zu wecken. Ein niedriger Zinssatz kann zum Verkaufs-

zeitpunkt zu einem höheren Veräußerungsgewinn führen. Insofern wird der Veräuße-

rungsgewinn auf den Betrag beschränkt, der sich durch die Berechnung mit einem 

marktüblichen Zinssatz ergeben hätte.195 

 

                                                 
193

 Vgl. Grundmann (2013), S. 5. 
194

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 151. 
195

 Vgl. IAS 17.45; Morfeld (2013), § 22, Rz. 154; Freiberg / Lüdenbach (2013), § 15, Rz. 157. 
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2.4.4.2 „Sale and lease back“ Transaktionen 

Grundsätzlich wird im ersten Schritt das rechtliche Eigentum an einem Vermögens-

wert in einem Veräußerungsgeschäft an einen Verkäufer übertragen. Der zweite 

Schritt sieht vor, dass zwischen dem Verkäufer und dem Erwerber eine Leasingver-

einbarung für das Nutzungsrecht zustande kommt. Demnach werden der ursprüngli-

che Erwerber zum Leasinggeber und der Verkäufer zum Leasingnehmer.196 Hinter-

gründe für eine derartige Vertragsgestaltung können unter anderem sein: 

 

 Aufdeckung stiller Reserven, 

 Verbesserung der Liquidität des Leasingnehmers, 

 Gestaltung der Bilanzkennzahlen, 

 Steuervorteile oder auch 

 Sicherung der dauerhaften Nutzung des veräußerten und zurückgeleasten Be-

triebsvermögens197 

 

Ein „sale and lease back“ Transaktion ist grundsätzlich auf die Kriterien von IAS 

17.10 und .11 zu testen. Erfolgt die Zurechnung des Leasingobjektes beim Leasing-

geber, so kann das Leasingverhältnis aus wirtschaftlicher Sicht mit einem Kreditge-

schäft gleichgesetzt werden.198 

Nachdem im vorangegangenen Abschnitt die Klassifizierung von Leasingverhältnis-

sen dargestellt wurde, erfolgt im nächsten Abschnitt die Erläuterung der bilanziellen 

Abbildung im Jahresabschluss. Dabei wird zunächst die Bilanzierung vom finance 

lease – vorab beim Leasingnehmer und dann beim Leasinggeber – erläutert. Äquiva-

lent erfolgt dies dann beim operating lease. 

                                                 
196

 Vgl. Lehr / Schäfer-Elmayer (2012), S. 153. 
197

 Vgl. Lehr / Schäfer-Elmayer (2012), S. 153. 
198

 Vgl. Küting / Koch (2007), S. 535f. 
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2.5 Bilanzierung vom Finance lease  

2.5.1 Leasingnehmer 

2.5.1.1 Erstbewertung  

Wird ein Leasingverhältnis nach den Kriterien von IAS 17.10 und .11 als finance lea-

se eingestuft, dann wird das wirtschaftliche Eigentum – und somit auch das Leasing-

objekt – an den Leasingnehmer übertragen und zugeordnet.199 Der Leasingnehmer 

hat das Leasingobjekt im langfristigen Vermögen auszuweisen. Damit die Anschaf-

fungsneutralität gewahrt bleibt, ist eine korrespondierende Verbindlichkeit zu bilanzie-

ren.200  

Aus der wirtschaftlichen Betrachtung kann eine solche Vorgehensweise auch mit ei-

nem fremdfinanzierten Kauf eines Vermögenswertes gleichgesetzt werden.201 Ein 

Saldierungsverbot ist dringend zu beachten. Demnach darf die angesetzte Verpflich-

tung nicht aktivisch mit dem aktivierten Vermögenswert saldiert werden.202  

 

Der Niederstwerttest bestimmt dabei die Höhe des Ansatzes. Bei dem 

Niederstwerttest wird der niedrige Betrag zwischen dem Fair Value des Leasingob-

jektes und dem Barwert der Mindestleasingzahlungen angesetzt.203 Dadurch soll 

vermieden werden, dass eine Bilanzierung des Leasingobjektes über dem Fair Value 

erfolgt und demzufolge Wertkorrekturen erforderlich sind.204  

Der Fair Value ist nach einigen Meinungen aus der Fachliteratur um steuerliche Zu-

wendungen und Steuergutschriften, die der Leasingnehmer bekommt, zu vermin-

dern. Dadurch soll eine bessere Vergleichbarkeit mit dem Barwert der Mindestlea-

singzahlungen gewährleistet werden. Die Berechtigung dieser Vorgehensweise kann 

kontrovers diskutiert werden, da der IASB im Zuge seiner Neuerungen zu IAS 17 

dieses Vorgehen gestrichen hat. Für die Verminderung des Fair Values spricht aber, 

                                                 
199

 Vgl. Baetge/ Kirsch / Thiele (2011), S. 646. 
200

 Vgl. PWC (2013a), Note 19.66. 
201

 Vgl. Beyhs / Hassler / Kerschbaumer (2010), S. 64. 
202

 Vgl. Pellens / Fülbier / Gassen / Sellhorn (2011), S. 661. 
203

 Vgl. Pferdehirt (2007), S. 92. 
204

 Vgl. Mellwig / Sabel (2013), IAS 17, Rn. 153. 
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dass nur der reduzierte Betrag eine angemessene Basis für die Übertragung des In-

vestitionsrisikos darstellt.205  

Die Berechnung des Barwertes der Mindestleasingzahlungen liegt in der Verantwor-

tung des Leasingnehmers. Ein garantierter Restwert ist mit seinem Barwert in die 

Anschaffungskosten des Leasingobjekts und in den Ansatz der Leasingverbindlich-

keit zu berücksichtigen.206  

Als Diskontierungsfaktor ist der dem Leasingverhältnisses zugrunde liegende Zins-

satz anzuwenden. In der Regel entspricht dieser dem internen Zinsfuß des Leasing-

gebers, wobei die Ermittlung in der Praxis kaum möglich ist. Ausweichend kann der 

Leasingnehmer den Grenzfremdkapitalzinssatz verwenden.207 

Die Höhe des aktivierten Vermögenswerts und der passivierten Verbindlichkeit müs-

sen nicht immer äquivalent sein. Eine Diskrepanz zwischen den Buchwerten kann 

durch anfängliche direkte Kosten entstehen. Die Kosten, die in unmittelbarer Verbin-

dung mit dem Abschluss des Leasingverhältnisses stehen, sind als zusätzliche An-

schaffungsnebenkosten für das Leasingobjekt zu aktivieren.208  

Der Fair Value bestimmt zusammen mit den Anschaffungsnebenkosten die Ober-

grenze für die Zugangsbewertung beim Leasingnehmer.209  

 

Die Zugangsbewertung erfolgt zu dem Zeitpunkt, an dem der Leasingnehmer die ver-

fügungsmacht über das Leasingobjekt besitzt. Bis dahin befindet sich das Leasing-

verhältnis in der Schwebe und führt zu keinem Ausweis in der Bilanz.210 Durch die 

zahlungsunwirksamen Transaktionen wird der Ansatz des Leasingobjektes und der 

Verbindlichkeit nicht in der Kapitalflussrechnung dargestellt.211  
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2.5.1.2 Folgebewertung 

Im Rahmen der Folgebewertung unterliegen die aktivierten Leasingobjekte den glei-

chen Abschreibungsgrundsätzen wie die im Unternehmen zugerechneten Vermö-

genswerte.212 Insofern ist die Abschreibungsmethode nach IAS 16 „Sachanlagen“ 

und IAS 38 „Immaterielle Vermögenswerte“ anzuwenden.213 IAS 16 gewährt dem 

Anwender ein Wahlrecht für die Bewertung von betrieblich genutzten Sachanlagen. 

Eine Bewertung zu fortgeführten Anschaffungs- beziehungsweise. Herstellungskos-

ten oder zum höheren Fair Value der Neubewertung sind dabei denkbar.214 Der Ab-

schreibungszeitraum für die planmäßige Abschreibung ist von der Ausgestaltung des 

Leasingvertrages abhängig.215  

Ist bereits zu Beginn des Leasingverhältnisses der Eigentumsübergang des Leasing-

objektes hinreichend sicher, so muss die Abschreibung über die längere wirtschaftli-

che Nutzungsdauer erfolgen.216 Erfolgt die Klassifizierung als finance lease durch 

den Eigentumsübergang oder dem Kaufpreiskriterium, kann regelmäßig von der län-

geren wirtschaftlichen Nutzungsdauer ausgegangen werden. Durch die längere Nut-

zungsdauer, die in den meisten Fällen nicht äquivalent mit der Dauer des Leasing-

vertrags ist, kann es dazu kommen, dass weiterhin eine Verbindlichkeit besteht, ob-

wohl das Leasingobjekt komplett abgeschrieben ist.217  

Erfolgt stattdessen kein Eigentumsübergang am Ende des Leasingverhältnisses, so 

muss für den Abschreibungszeitraum der kürzere Zeitraum aus Laufzeit des Lea-

singverhältnisses und wirtschaftlicher Nutzungsdauer gewählt werden.218 Ist in die-

sem Zeitraum eine nachträgliche Verlängerung des Leasingverhältnisses hinreichend 

sicher, resultiert daraus keine Veränderung der festgelegten Abschreibungsdauer. 

Die Ausübung der Verlängerungsoption führt zu einem neuen Leasingverhältnis, das 

nach den Regelungen von IAS 17 zu behandeln ist.219 Die außerplanmäßige Ab-

schreibung erfolgt nach den Vorschriften von IAS 36.220  
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Die Leasingverbindlichkeit wird im Rahmen der Folgebewertung in Finanzierungskos-

ten221 und Tilgungskomponente aufgeteilt.222 Am Ende des Leasingvertrages ent-

sprechen die jährlichen Tilgungszahlungen der in der Erstbewertung angesetzten 

Verbindlichkeit. Damit soll sichergestellt werden, dass die Verbindlichkeit vollständig 

getilgt ist. Die darüber hinausgehenden Zahlungen stellen die Zinskomponente dar. 

Die Finanzierungskosten und Tilgungen müssen periodisiert werden.223 Eine Mög-

lichkeit dafür bietet die Effektivzinsmethode. Nach dieser Methode wird auf die Rest-

verbindlichkeit ein konstanter Zinssatz angewendet, welcher bei der Berechnung des 

Barwertes der Mindestleasingzahlungen herangezogen wurde.224 Da IAS 17 keine 

konkrete Methode vorsieht, ist auch eine Verwendung der Näherungslösung zuläs-

sig.225 Auch eine lineare Verteilung der Finanzierungskosten ist denkbar. Dabei wird 

jegliche Verzinsung vernachlässigt und sollte demnach nur bei sehr kurzen Laufzei-

ten verwendet werden.226  

Wie Anfangs schon erwähnt, führen direkte Kosten bei der Erstbewertung zu einer 

Differenz zwischen Vermögenswert und Verbindlichkeit. Existieren keine direkten 

Kosten kommt es spätestens in der Folgebewertung zu einer Diskrepanz der Beträ-

ge, da unterschiedlichen Bilanzierungsmethoden bei der Abschreibung und den Fi-

nanzierungskosten verwendet werden können.227 Die Folgebewertung hat erstmalig 

Einfluss auf die Kapitalflussrechnung. Die Tilgungen werden als Rückzahlungen für 

die Fremdfinanzierung im Cash Flow für Finanzierungstätigkeit erfasst. Die Finanzie-

rungskosten, die nichts anderes als Zinsaufwendungen darstellen, werden wie die 

übrigen Zinszahlungen im Cash Flow für betriebliche Tätigkeit oder aus der Investiti-

ons- oder Finanzierungstätigkeit ausgewiesen.228 Da es sich im eigentlichen Sinne 

um einen kreditfinanzierten Kauf handelt, wird auch die Gesamtergebnisrechnung 

tangiert. In diesem Falle werden die Abschreibungen und Finanzierungskosten als 

Aufwand erfasst, wobei die Tilgung einen ergebnisneutralen Vorgang darstellt.229 
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2.5.2 Leasinggeber 

2.5.2.1 Erstbewertung  

Für die Bilanzierung ist die Rolle des Leasinggebers ausschlaggebend. Dabei wird 

zwischen einem Händler oder Hersteller und einem normalen „Finanzierer“ unter-

schieden.230  Ein Leasinggeber, als gleichzeitiger Händler oder Hersteller, hat in der 

seiner Bilanz Umsatzerlöse und Forderungen zu berücksichtigen. Es gilt für die Höhe 

der Forderung der niedrigere Betrag aus dem Barwert der Mindestleasingzahlungen 

und dem Fair Value des Leasingobjektes. Demgegenüber hat der Leasinggeber Um-

satzkosten in Höhe der Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu berücksichtigen. 

Direkte Kosten sind als Aufwand zu erfassen. Nach dem wirtschaftlichen Gehalt ei-

nes finance lease ähnelt die Bilanzierung einem Verkauf auf Ziel.231 

Abgesehen von dieser Sonderform hat ein „Finanzierer“ lediglich eine Forderung zu 

bilanzieren, da das wirtschaftliche Eigentum an den Leasingnehmer übergeht.232 Die 

Höhe der Forderung ist dabei mit dem Nettoinvestitionswert233 anzusetzen.234 An-

fänglich direkte Kosten sind in den Leasingforderungen zu berücksichtigen und ver-

mindern die über die Laufzeit des Leasingverhältnisses anfallenden Zinserträge.235  

2.5.2.2 Folgebewertung 

Für die Folgebewertung muss der Leasinggeber einen Tilgungsplan aufstellen, dabei 

werden die Zahlungen in Zins- und Tilgungskomponenten aufgeteilt.236 Korrespon-

dierend zu der Folgebewertung beim Leasingnehmer können die Zinserträge mit der 

Effektivzinsmethode verteilt werden, sodass eine periodisch gleichbleibende Rendite 

auf den Nettoinvestitionswert resultiert.237 Der Betrag, der sich aus den Leasingzah-

lungen abzüglich des Zinsteils ergibt, dient als Tilgungskomponente und vermindert 

die aktivierte Forderung ratierlich.238 
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Die korrespondierende Verwendung des Näherungsverfahrens ist kontrovers zu be-

trachten. Die Finanzerträge sind auf einer planmäßigen und vernünftigen Basis zu 

verteilen.239 Da aber die Grundlage eine konstante periodische Verzinsung verlangt, 

ist die Verwendung der Näherungsverfahren fraglich. Ein Ausschluss dieses Verfah-

rens wäre inkonsistent, da das Verfahren beim Leasingnehmer gestattet ist.240 

Die Zinserträge, als Vergütung für die Kapitalüberlassung, werden erfolgswirksam in 

der Gesamtergebnisrechnung erfasst und erhöhen insofern den Finanzerfolg.241 Ein 

geschätzter Restwert ist regelmäßig zu überprüfen und eine Verminderung führt zur 

Anpassung des Nettoinvestitionswerts. Die Anpassung erfolgt unter der Annahme, 

dass die Änderung bereits zu Beginn des Leasingverhältnisses bekannt gewesen 

ist.242 Der berichtigte Wertbetrag ist unmittelbar ergebniswirksam zu erfassen.243 

Die folgende Abbildung veranschaulicht die wichtigsten Schritte für die Bilanzierung 

eines finance leases für den Leasingnehmer und den Leasinggeber. 
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 Bilanzierung eines Leasingverhältnisses  

         

 In der Bilanz des Leasingnehmers  In der Bilanz des Leasinggebers  

   

 
1. Aktivierung des Vermögenswerts / Pas-

sivierung der Verbindlichkeit 
 

1. Aktivierung der Forderung / Realisie-

rung des Finanzertrages 
 

 
Niedriger Wert aus Fair Value und Bar-

wert der Mindestleasingzahlung 
  

Forderung in Höhe der Mindestleasing-

zahlung + nicht garantierte Restwerte –

noch nicht realisierte Finanzerträge 

 

 
Barwertermittlung mit internen Zins 

oder Grenzfremdkapitalzinssatz 
  

Die Finanzerträge sind über die 

Laufzeit zu verteilen 
 

 2. Aufteilung in Tilgung und Zinsaufwand  2. Aufteilung in Tilgung und Erträge   

 
3. Abschreibung über die Laufzeit oder die 

kürzere geplante Nutzungsdauer 
 3. Diverse Anhangangaben  

 4. Diverse Anhangangaben   

    

Abbildung 2: Bilanzierung eines finance lease
244
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2.6 Bilanzierung vom Operating Lease 

2.6.1 Leasingnehmer 

Wird das Leasingverhältnis als operating lease klassifiziert, so verbleibt das wirt-

schaftliche Eigentum am Leasingobjekt beim Leasinggeber.245 Demnach ist die Bi-

lanzierung beim Leasingnehmer verhältnismäßig unkompliziert. Dadurch, dass der 

Leasingnehmer nur das Nutzungsrecht an dem Leasingobjekt erwirbt, wird die Lea-

singvereinbarung analog zu einem Mietverhältnis dargestellt.246 Betrachtet man die 

Leasingvereinbarung als Dauerschuldverhältnis, dann greift der Grundsatz der Nicht-

bilanzierung von schwebenden Geschäften247. Nach dem Grundsatz entfällt die Akti-

vierung des Leasingobjekts und die damit verbundenen Verbindlichkeit für den Lea-

singnehmer.248 Im Zuge dessen existiert keine Erst- und Folgebewertung. 

Der Leasingnehmer hat die Leasingzahlungen lediglich als Aufwand zu erfassen.249 

Damit sind die Leasingzahlungen nur in der Gesamtergebnisrechnung zu erkennen 

und erlauben dem Leasingnehmer einen „off balance sheet“ Gestaltung.250 Die Ver-

teilung der Leasingzahlungen hat grundsätzlich linear über die Laufzeit des Leasing-

verhältnisses zu erfolgen, auch wenn die Leasingzahlungen nicht gleichmäßig getä-

tigt werden.251 Dadurch soll die Inanspruchnahme des Nutzungspotenzials am Lea-

singobjekt zeitlich besser dargestellt werden.252 Von der linearen Verteilung kann ab-

gesehen werden, wenn die Nutzung einen anderen Verlauf aufweist oder abwei-

chende Zahlungsmodalitäten vereinbart wurden.253 Gewährt der Leasinggeber dem 

Leasingnehmer zum Beispiel finanzielle Anreize254, so ist eine systematische Vertei-

lung eventuell vorzuziehen.255 Durch die Anreize werden die Nettoleasingerträge des 

Leasinggebers vermindert und der verminderte Leasingerlös ist systematisch über 
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die gesamte Laufzeit des Leasingverhältnisses zu verteilen. Korrespondierend dazu 

muss der Leasingnehmer seinen Aufwand vermindern und den verminderten Betrag 

über die Laufzeit erfassen.256 Differenzen aus der linearen Aufwandserfassung und 

den tatsächlichen Leasingzahlungen, zum Beispiel durch mietfreie Perioden, sind 

passivisch abzugrenzen und über den gesamten Leasingzeitraum aufzulösen. Auch 

Voraus- oder Sonderzahlungen des Leasingnehmers sind aktiv abzugrenzen und 

über die Laufzeit des Leasingverhältnisses planmäßig zu verteilen.257  

Insofern muss eine Verteilungsmethode gefunden werden, die eine periodengerechte 

Aufwandsbelastung der Zahlungsflüsse aus dem Leasingvertrag darstellt. Auf wel-

chen Bilanzposten sich der Aufwand dabei bezieht, spielt nur eine sekundäre Rol-

le.258 

Entfällt die planmäßige Nutzbarkeit des Leasingobjektes, kann der Leasingnehmer 

eine Drohverlustrückstellung nach den allgemeinen Grundsätzen259 bilden. Voraus-

setzung dafür ist, dass der Vertrag zu einem belastenden Umstand für den Leasing-

nehmer wird und der Ressourcenabfluss den Nutzenzufluss übersteigt.260 

2.6.2 Leasinggeber 

2.6.2.1 Erstbewertung 

Die Bewertung des Leasingobjektes hat nach ihrer Eigenschaft gemäß den einschlä-

gigen Vorschriften zu erfolgen. Dafür gelten insbesondere für immaterielle Vermö-

genswerte IAS 38, für Sachanalgen IAS 16 und für als Finanzinvestition gehaltene 

Immobilie261 IAS 40.262  

Erfolgt durch die Negativabgrenzung eine Klassifizierung als operating lease, so ver-

bleibt das wirtschaftliche Eigentum beim Leasinggeber.263 Demzufolge hat der Lea-

singgeber das Leasingobjekt in seiner Bilanz auszuweisen.264 Die Erstbewertung er-
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folgt mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten.265 Im Zuge der Neuregelungen 

durch das Improvement Project hat der IASB das Wahlrecht zur sofortigen auf-

wandswirksamen Erfassung von Vertragsabschlusskosten aufgehoben, um die inter-

nationale Vergleichbarkeit zu erhöhen. Insofern werden die Kosten aktiviert und über 

die Vertragslaufzeit verteilt.266  

Entstehen während der Laufzeit im Zusammenhang mit Leasingerträgen sonstige 

Kosten, wie zum Beispiel Aufwendungen für Instandhaltungen, Versicherung und 

sonstige Dienstleistungen, ist eine unmittelbare Aufwandsverrechnung zulässig.267  

2.6.2.2 Folgebewertung 

Das aktivierte Leasingobjekt ist grundsätzlich über die geplante Nutzungsdauer ab-

zuschreiben. Dabei erfolgt die Abschreibung nach den ursprünglichen Grundsätzen 

aus IAS 16, IAS 36 und IAS 38.268  

Die gewählte Abschreibungsmethode sollte dem Verlauf der Abnutzung des Lea-

singobjektes entsprechen. Eine Pflichtanwendung einer bestimmten Abschreibungs-

methode ist nicht vorgesehen. Demnach kann die lineare, die degressive oder auch 

eine andere verbrauchsabhängige Methode nach IAS 16.62 gewählt werden.269  

Erfolgt die Bewertung zu Anschaffungskosten, so muss die Anwendung des Kompo-

nentenansatzes270 nach IAS 16.44 in Betracht gezogen werden. Der Leasinggeber 

hat dabei die Möglichkeit günstige und ungünstige Mietkonditionen als eigene Kom-

ponente zu erfassen und abzuschreiben.271  

 

Unklar ist, in welchem Ausmaß die Aufteilung der Anschaffungskosten zu erfolgen 

hat und ob eine prospektive Anwendung oder eine retrospektive Anwendung vorzu-

ziehen ist.272 Außerplanmäßige Abschreibungen sind beim starken Auseinanderfallen 

zwischen dem wirtschaftlichen Nutzen und dem Buchwerte nach den Regelungen 
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von IAS 36 vorzunehmen.273 Die Leasingzahlungen sind grundsätzlich linear zu ver-

einnahmen.274 Durch den Umstand des schwebenden Geschäftes existiert ein Akti-

vierungsverbot für noch nicht fällige Leasingzahlungen.275  

Von der linearen Methode kann abgewichen werden, wenn eine andere systemati-

sche Verteilungsmethode den zeitlichen Verlauf des wirtschaftlichen Nutzens besser 

widerspiegelt.276 Ein Indikator für den Verbrauch des wirtschaftlichen Nutzens kann 

anhand der gewählten Abschreibungsmethode gemessen werden und eine Verknüp-

fung erscheint demnach plausibel.277  

Unter dem Grundsatz der Periodenabgrenzung führt ein Auseinanderfallen der Me-

thodenauswahl zu einer aktiven oder passiven Abgrenzung.278 

Im folgenden Abschnitt wird kurz auf die Besonderheiten der Sonderform „sale and 

lease back“ eingegangen. 

2.7 Bilanzierung von „sale and lease back“-Transanktionen 

Eine in der Praxis gängige Sonderform von Leasingverhältnissen sind „“sale-and-

leasback“ Transaktionen.279  

Die bilanzielle Erfassung erfolgt grundsätzlich wie bei den vorangegangenen Lea-

singverhältnissen. Im Rahmen der Angabepflichten sind keine besonderen Ausnah-

men zu beachten. Einzig der eventuell anfallende Verkaufsgewinn unterliegt einer 

besonderen Vorschrift.280 Die folgende Abbildung veranschaulicht kurz die Erfassung 

der unterschiedlichen Verkaufsgewinne.281 
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 „Sale and lease back“-Transaktionen  

   
 Etwaige Gewinne und Verluste werden wie folgt erfasst:  

   
 „Lease back“ als operating lease  „Lease back“ als finance lease  

        
 

Verkauf zum Fair Value  
Sofortige Erfassung von 

Gewinnen und Verlusten 

 
Gewinn über die Laufzeit verteilen 

 

 

Verkauf unter Fair Value  

Grds. sofortige Erfas-

sung von Gewinnen und 

Verlusten (Ausnahme 

bei späteren Kompensa-

tion 

    

 
Verkauf über Fair Value  

Überschuss über Fair 

Value ist über die Lauf-

zeit zu verteilen 

    

        

Abbildung 3: Gewinne und Verluste bei „sale and lease back“ Transaktionen
282

 

2.8 Angaben 

Um den Adressaten des Jahresabschlusses alle notwendigen Informationen zur Ver-

fügung zu stellen, müssen zusätzliche Informationen bereitgestellt werden. Der wirt-

schaftlicher Eigentümer des Leasingobjektes hat zusätzliche Angaben nach den Re-

gelungen von IAS 18, IAS 36, IAS 38, IAS 40 und IAS 41 zu tätigen.283 

Bei einem finance lease – unabhängig ob Leasingnehmer oder Leasinggeber – sind 

zusätzliche Angaben nach IFRS 7 „Finanzinstrumente“ zu tätigen, da bei einem 

finance lease Ansprüche und Verpflichtungen auf Zahlungsströme vorliegen.284 In 

den folgenden Abschnitten werden die erforderlichen Angaben nach IAS 17 und 

IFRS 7 in Tabellenform dargestellt. 
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2.8.1 Leasingnehmer 

   
 Angabepflichten des Leasingnehmers nach IAS 17  

 
Finance lease Operating lease  

 

 Nettobuchwert zum Bilanzstichtag für jede Klasse von Vermögenswerten.   

 Barwert der Mindestleasingzahlungen für die unten genannten Perioden 

und Überleitung von der Summe zum Barwert der Mindestleasingzahlung. 

  

 Summe der Mindestleasingzahlungen aus unkündbaren Leasingverhältnissen für folgende Peri-

oden: bis zu einem Jahr, länger als ein Jahr und bis zu fünf Jahren, länger als fünf Jahre. 

 

 Erfolgswirksam erfasste bedingte Mietzahlungen.  

 Summe der künftigen erwarteten Mindestleasingzahlungen aus unkündbaren Untermietverhält-

nissen am Bilanzstichtag. 

 

 Allgemeine Beschreibung der wesentlichen Leasingvereinbarungen des Leasingnehmers.  

   

Tabelle 3: Anhangangaben beim Leasingnehmer nach IAS 17
285

 

 

   
 Angabepflichten des Leasingnehmers nach IFRS 7  

 
Finance lease  Operating lease  

 

 Bildung einer gesonderten Klasse für Forderungen.   

 Einbeziehung der Buchwerte in die Angaben der in IAS 39.9 definierten Ka-

tegorien von Finanzinstrumenten (IFRS 7.8). 

  

 Einbeziehung in die für jede nach IFRS 7.6 gebildete Klasse von finanziel-

len Vermögenswerten verpflichtende Angabe des Fair Values (IFRS 7.25). 

  

 Ausweis der Zinsaufwendungen aus Leasingverbindlichkeiten des Leasing-

nehmers in der Kategorie zu fortgeführten Anschaffungskosten bewerteten 

Verbindlichkeiten (IFRS 7.20(a)). 

  

 Angaben der Gesamtzinsaufwendungen durch die Anwendung der Effektiv-

zinsmethode von finanziellen Verbindlichkeiten der Kategorie zu fortgeführ-

ten Anschaffungskosten bewerteten Verbindlichkeiten. 

  

 Angaben der Buchwerte der finanziellen Vermögenswerte im Fall von be-

gebenen Sicherheiten. 

  

 Angaben zu Zahlungsverzug und Vertragsverletzung (IFRS 7.18).   

 Angaben zum Liquiditätsrisiko.   

    

Tabelle 4: Anhangangabe beim Leasingnehmer nach IFRS 7
286
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 Entnommen aus Kirsch H. (2009), S. 356. 
286

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 145. 
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2.8.2 Leasinggeber 

   
 Angabepflichten des Leasinggebers nach IAS 17  

 
Finance lease  Operating lease 

 

 Noch nicht realisierter Finanzertrag.   

 Nicht garantierte Restwerte zugunsten des Leasinggebers.   

 Kumulierte Wertberichtigung für uneinbringliche ausstehende Mindestlea-

singzahlungen. 

  

 Barwert der Mindestleasingzahlungen für die unten genannten Perioden 

und Überleitung von der Summe zum Barwert der Mindestleasingzahlung. 

  

 Summe der Mindestleasingzahlungen aus unkündbaren Leasingverhältnissen für folgende Peri-

oden: bis zu einem Jahr, länger als ein Jahr und bis zu fünf Jahren, länger als fünf Jahre. 

 

 Erfolgswirksam erfasste bedingte Mietzahlungen.  

 Allgemeine Beschreibung der wesentlichen Leasingvereinbarungen des Leasinggebers.  

   

Tabelle 5: Anhangangabe beim Leasinggeber nach IAS 17
287

 

 

   
 Angabepflichten des Leasinggebers nach IFRS 7  

 
Finance lease  Operating lease  

 

 Bildung einer gesonderten Klasse für Forderungen.   

 Einbeziehung der Buchwerte in die Angaben der in IAS 39.9 definierten Ka-

tegorien von Finanzinstrumenten (IFRS 7.8). 

  

 Einbeziehung in die für jede nach IFRS 7.6 gebildete Klasse von finanziel-

len Vermögenswerten verpflichtende Angabe des Fair Values.  

  

 Analyse des Alters der Forderungen, die zum Abschlussstichtag überfällig, 

aber noch nicht wertgemindert sind (IFRS 7.37(a)). 

  

 Analyse der wertgeminderten Forderungen inkl. Festgelegter Faktoren, die 

der Wertminderung zugrunde liegen (IFRS 7.37 (b)). 

  

 Ausweis der Zinserträge aus Leasingforderungen des Leasinggebers in der 

Kategorie Kredite und Forderungen (IFRS 7.20(a)). 

  

 Angaben der Gesamtzinserträge durch die Anwendung der Effektivzinsme-

thode von finanziellen Vermögenswerten der Kategorie Kredite und Forde-

rungen. 

  

    

Tabelle 6: Anhangangabe beim Leasinggeber nach IFRS 7
288

 

  

                                                 
287

 Entnommen aus Kirsch H. (2009), S. 356. 
288

 Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 142. 
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2.9 Zusammenfassung 

Zuständig für die Leasingbilanzierung nach IFRS ist der Standard IAS 17. Dabei de-

finiert IAS 17 eine klare Abgrenzung für Transaktionen, die in den Anwendungsbe-

reich einzubeziehen sind. Der Fokus liegt dabei auf die Übertragung der Nutzungs-

rechte. IAS 17 beruft sich für den Anwendungsbereich auf die tatsächliche wirtschaft-

liche Zuordnung. Die zivilrechtliche Einordnung der Transaktion ist nur von sekundä-

rer Bedeutung. Insofern ist die juristische Eigentumsübertragung nicht relevant.  

Leasingverhältnisse nach dem aktuellen Standard IAS 17 können in finance lease 

und operating lease eingeordnet werden. Für die Klassifizierung eines finance lease 

ist eines von unterschiedlichen – primären und sekundären – Kriterien zu erfüllen. 

Die Klassifizierung als operating lease erfolge stattdessen durch eine Negativab-

grenzung zum finance lease.  

Grundsätzlich erfolgt die bilanzielle Zuordnung beim Leasingnehmer oder Leasing-

geber nach dem „all-or-nothing approach“ oder auch „risk and reward approach“. 

Beides zielt bei der bilanziellen Zuordnung auf das wirtschaftliche Eigentum und die 

damit verbundenen Chancen und Risiken ab. Mit der Übertragung der wesentlichen 

Chancen und Risiken erfolgt auch die bilanzielle Zuordnung.  

Ein als finance lease klassifiziertes Leasingverhältnis wird als Ratenkauf bilanziert. 

Der Leasingnehmer bilanziert in diesem Fall den Vermögenswert und korrespondie-

rend dazu eine Verbindlichkeit in seiner Bilanz. Ähnlich wie bei einem Kreditgeschäft 

bilanziert der Leasinggeber eine Forderung in Höhe der noch ausstehenden Lea-

singzahlungen. Ein als operating lease klassifiziertes Leasingverhältnis wird als 

schwebendes Geschäft erfasst. Dadurch kommt es zu keinem veränderten Bilanzan-

satz der Aktiv- oder Passivseite des Leasingnehmers. Der Leasinggeber hat das 

Leasingobjekt nach ihrer Eigenschaft gemäß den einschlägigen Vorschriften zu bi-

lanzieren. Grundsätzlich werden dabei Leasingzahlungen als Aufwand oder Ertrag 

erfasst.  
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2.10 Kritische Würdigung  

Der IASB vertritt nach außen hin gerne die Meinung über so gut wie keine Wahlrech-

te und Ermessungsspielräume zu verfügen.289 Betrachtet man die breite Fachliteratur 

zum IAS 17, so sind Ermessungsspielräume aber nicht von der Hand zu weisen. 

Fraglich ist dabei, ob eine strengere Regulierung oder eine Reformierung in der Lage 

ist, die Schwächen zu beseitigen.  

Bereits die Klassifizierung von Leasingverhältnissen, insbesondere die primären und 

sekundären Kriterien beim finance lease, eröffnen erhebliche Ermessungsspielräume 

für den Anwender.290 IAS 17 hat – anders als bei US-GAPP – keine feste Grenze 

vorgesehen. Zu hinterfragen ist, ob solche bright line Tests die Ermessungsspielräu-

me reduzieren und dabei keine neue Kritik hervorrufen. Die Schwächen dieser bright 

line Tests liegen in ihrer Funktion selbst. So lassen sich die Grenzen durch Änderun-

gen der Vertragsparameter umgehen.291 

Insofern werden durch festgelegte Grenzen die Ermessungsspielräume bei der Klas-

sifizierung von Leasingverhältnissen nicht reduziert. Das lässt sich darauf stützen, 

dass der IASB beim Improvement Project zu IAS 17 die geforderten Grenzen nicht 

nachträglich eingebaut hat. Unklar bleibt die Unterscheidung zwischen primären und 

sekundären Klassifizierungskriterien. Dabei ist die Gewichtung der beiden Klassen 

nicht ersichtlich.  

Die Schwäche liegt grundsätzlich in der Ausrichtung der beiden Klassifizierungen. 

Eine grundlegende Auflösung der Typisierung von Leasingverhältnissen wäre ange-

bracht, um die Ermessungsspielräume von Anfang an zu vermeiden.  

Betrachtet man den nachfolgenden Sachverhalt, so verstärkt sich der Ruf nach einer 

Reformierung. Grund dafür ist die bilanzielle Auslegung für den Leasingnehmer bei 

einem operating lease. Aus konzeptioneller Sicht ist es fraglich, warum von Seiten 

des IASB ein Leasingnehmer beim operating lease kein Vermögenswert zu bilanzie-

ren hat. Mit dieser Regelung widerspricht sich der IASB in seinem eigenen Rahmen-

konzept, denn selbst wenn die Voraussetzung für einen Vermögenswert erfüllt ist, hat 

der Leasingnehmer diesen nicht in seiner Bilanz auszuweisen. Im Grunde entstehen 

                                                 
289

 Vgl. Born, (2007), S. 13. 
290

 Vgl. Vater (2002), S. 2100. 
291

 Siehe Kapitel 2.4. 
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dadurch sogenannte „off-balance-sheet“ Finanzierungen“. Somit haben Unterneh-

men ein Eigeninteresse Leasingverträge als operating lease zu gestalten, da da-

durch die Leasingzahlungen nicht in der Bilanzsumme erfasst werden.  

Die Gestaltungsmöglichkeiten durch einen operating lease werden durch die Mög-

lichkeit der „sale and lease back“ Transaktionen verstärkt. Durch diese Form der 

Transaktion lassen sich Fremd- und Eigenkapitalstruktur gezielt verändern. Tätigt ein 

Unternehmen eine „sale and lease back“ Transaktionen als operating lease, so hat er 

als Verkäufer und späterer Leasingnehmer keinen Vermögenswert und auch keine 

korrespondierende Verbindlichkeit zu bilanzieren. Zudem führt ein solcher Vorgang 

zu einer Bilanzverkürzung.  

Die elementaren Schwächen von IAS 17 liegen in der Ausgestaltung vom finance 

und operating lease. Eine Reformierung der Leasingarten ist gleichbedeutend mit ei-

ner Änderung des dahinterstehenden Modells. Insofern muss die Reformierung nicht 

den Typus der Leasingarten ändern, sondern im ersten Schritt ein geeignetes Modell 

und Grundsatz entwickeln, nachdem sich die Leasingbilanzierung zu richten hat. 

 

Angesichts der aufgeführten Aspekte wird deutlich, dass für die Leasingbilanzierung 

in mehrenden Bereichen Handlungsbedarf existiert. Das hat auch der IASB erkannt 

und sich der Problematik angenommen und daraufhin ein Arbeitsprogramm – das bis 

zum jetzigen Stand der Arbeit noch nicht abgeschlossen ist – gestartet. Das folgende 

dritte Kapitel veranschaulicht die wichtigsten vorgeschlagenen Änderungen der bis-

herigen Reformbestrebungen zu IAS 17.  
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3 Die ursprünglichen Reformbestrebungen des IASB 

Der IASC292 gründete im Jahr 1995 mit den nationalen Standardsettern aus Australi-

en, Großbritannien, Kanada, Neuseeland und den USA die sogenannte G4+1 Wor-

king Group293. Im Rahmen der Neustrukturierung des IASB wurde die G4+1 Working 

Group 2001 wieder aufgelöst. Zu dieser Zeit entstanden zwei Positionspapiere mit 

dem Namen „Accounting for Leases: A New Approach“294 und „Lease: 

Implementation of a New Approach“295.296  

Im Juli 2006 wurde die Bilanzierung von Leasingverhältnissen in das Arbeitspro-

gramm des IASB aufgenommen. Dabei ist das Projekt ein Teil des Memorandum of 

Understanding297 zwischen dem IASB und dem FASB298.299  

Die in Kapitel 2.10 aufgeführten Punkte – verstärkt durch die Bilanzskandale300 – 

führte dazu, dass die Bilanzierung von Leasingverhältnissen immer stärker in den 

negativen Fokus gerückt ist. Insofern verstärkten die Boards die Reformbestrebun-

gen und veröffentlichten am 19. März 2009 das Discussion Paper „Lease: 

Preliminary Views“301. Aufbauend auf dem DP/2009/1 wurde am 17. August 2010 der 

erste Entwurf ED/2010/9 „Leasingverhältnisse“ herausgegeben.302 

 

 

 

                                                 
292

 Der IASC wurde am 29. Juni 1973 gegründet und war die Vorgängerorganisation des IASB. Im Zu-
ge der Neustrukturierung im April 2001 löste der IASB den IASC in ihren Aufgaben ab. Vgl. 
Achleitner / Behr / Schäfer (2009), S. 42. 
293

 Grundsätzlich hätte der Name auf G5+1 Working Group geändert werden müssen, da Neuseeland 
nachträglich eingetreten ist. Vgl. Wagenhofer (2005), S. 54. 
294

 In der Literatur wird dieses Papier auch nach seinem Autor als „McGregor-Papier“ benannt. Vgl. 
Morfeld (2013), § 22, Rz. 231. 
295

 In der Literatur wird dieses Papier auch nach dem damaligen Vorsitzenden der Arbeitsgruppe als 
„Tweedie-Papier“ benannt. Vgl. Morfeld (2013), § 22, Rz. 231. 
296

 Vgl. Peters (2009), S. 159.  
Für eine inhaltlichen Überblick über die einzelnen Papiere und Vorschläge der G4+1 Working Group 
siehe Küting / Hellen / Brakensiek (2000) i.V.m. Morfeld (2013), § 22, Rz. 230 – 245. 
297

 Mit dem Projekt verfolgten beide Standardsetter die Beseitigung von Unterschieden zwischen den 
IFRS und den US-GAAP. Das Projekt wurde im Jahr 2002 ins Leben gerufen. Vgl. Kobisch / Hundt / 
Neitz (2007), S. 345. 
298

 Im Folgenden als Boards bezeichnet. 
299

 Vgl. Fischer / Siggelkow (2009), S. 174. 
300

 Vgl. Schröer (2003), S. 8.  
301

 Im Folgenden als DP/2009/1 bezeichnet. 
302

 Vgl. Deloitte (2013c). 
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Die folgende Abbildung veranschaulicht den Zeitablauf der Reformbestrebungen. 

 

 

Abbildung 4: Projektmeilensteine des IASB
303

 

 

Im folgenden Abschnitt erfolgt eine Zusammenfassung der wichtigsten Punkte vom 

DP/2009/1 und ED/2010/9. Nach dem Rückblick wird ausführlich auf den aktuellen 

Entwurf ED/2013/6 eingegangen.  
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3.1 Darstellung des Discussion Paper DP/2009/1 

3.1.1 Zielsetzung 

Grundgedanke der Leasingbilanzierung ist eine verständliche und vollständige Dar-

stellung der jeweiligen Leasingaktivitäten eines Unternehmens. Die Anwendung von 

IAS 17 wird diesem Grundgedanken nicht mehr gerecht und soll insofern durch eine 

Reformierung verbessert werden.304 Der IASB kritisiert hauptsächlich die mangelnde 

Erfüllung der Erwartungen der Abschlussadressaten.305 Im Kern fokussiert sich die 

Kritik auf die Vorschläge für die Klassifizierung der Leasingverhältnisse in finance- 

und operating lease und die damit verbundene „off-balance-sheet“ Möglichkeit. Die 

beinhalteten Ermessungsspielräume sind demnach nicht mehr tragbar,306 da Ge-

schäftsvorfälle mit dem gleichen wirtschaftlichen Gehalt unterschiedlich bilanziert 

werden.307 Die Boards erkennen an, dass die derzeitige Anwendung von IAS 17 

Möglichkeiten aufwirft Leasingverhältnisse nach der benötigten Typisierung zu ge-

stalten und somit dem Bilanzleser Informationen vorzuenthalten.308 

Diese „off-balance-sheet“ Möglichkeit verhilft dem Unternehmen wichtige Kennzahlen 

wie die Eigenkapitalquote zu verbessern. Um aber ein getreues Bild der Vermögens- 

und Ertragslage zu erreichen, nehmen viele Adressaten Anpassungen in den veröf-

fentlichten Abschlüssen vor.309 Welches Ausmaß diese Anpassungen angenommen 

haben, erkennt man in der Praxis der Bilanzanalysten. Dort wird auf Basis der weni-

ger detaillierten Anhangangaben Korrekturen vorgenommen, um diesen Effekt zu 

kompensieren.310 Grund dafür ist die erhebliche finanzielle Schuld für Unternehmen 

durch einen operating lease, die aber nicht in der Bilanz ausgewiesen wird.311 Entge-

gen den Vorteilen der „off-balance-sheet“ Effekten zeigen Untersuchungen, dass die 

Bedeutung dieser Vorteile im Zeitverlauf abgenommen hat und in der Praxis keine 
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 Vgl. DP/2009/1, Anm. 1.2. 
305

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 1.12. 
306

 Vgl. Hartman-Wendels (2009), S. 1068. 
307

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 1.12 (b). 
308

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 1.12 (c). 
309

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 1.12 (a). 
310

 Vgl. Findeisen / Sabel (2009), S. 1885. 
311

 Vgl. Hartmann-Wendels / Schmidt (2010), S. 279. 
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große Relevanz mehr besitzen.312 Insofern ist zu hinterfragen, ob nicht mehr als reine 

bilanzpolitische Motivationen hinter solchen Vertragsgestaltungen – wie die Boards 

sie befürchten – stecken.313 

Der Umstand, dass die Regelung der bilanziellen Zuordnung gegen das eigene Fra-

mework widerspricht 314 und der Tatbestand von signifikanten und wachsenden Un-

terschieden zwischen IAS 17 und anderen Standards,315 bestärkt den Ruf nach einer 

Reformierung. 

Das Grundkonzept „all-or-nothing approach“, unter Berücksichtigung der vorgetrage-

nen Kriterien, ist somit weiterhin nicht tragbar. Die Zielsetzung zur Beseitigung der 

einzelnen Mängel muss also anfänglich mit einer Reformierung des „all-or-nothing 

approache“ erfolgen.316 

3.1.2 Anwendungsbereich 

Der DP/2009/1 sieht für den Anwendungsbereich keine wesentlichen Änderungen 

vor. Insofern sind die existierenden Regelungen die Basis für den Anwendungsbe-

reich des zukünftigen Standards.317 Die Intention dabei ist, dass die bisherigen Rege-

lungen bezüglich des Anwendungsbereiches den Anwendern geläufig sind. Zudem 

ist ein Fokus auf das zu ändernde Bilanzierungsmodell gerichtet.318 

Zwar ist eine Zusammenfassung und Vereinheitlichung der bisherigen Regelungen 

angedacht, aber über Ausnahmefälle vom Anwendungsbereich319 wurde noch nicht 

final entschieden. Die Ausnahmefälle sind aber in der Anwendung zu komplex und 

führen zu neuen Ermessungsspielräumen. Insofern ist eine kritische Haltung zu den 

Vorschlägen angebracht.320 Der bisherige Anwendungsbereich, als Basis des zu-

künftigen Standards, umgeht dabei einige zentrale Fragen, wie 
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 Vgl. Nemet / Hülsen / Adolph (2009), S. 204. 
313

 Vgl. Baetge / Graupe (2010), S. 478; Hartmann-Wendels / Schmidt (2010), S. 284. 
314

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 1.14 (a). 
315

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 1.14 (b). 
316

 Vgl. Kümpel / Becker (2010), S. 456. 
317

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 2.9. 
318

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 2.10. 
319

 Angedacht sind einige Ausnahmefälle, die nicht in den Anwendungsbereich fallen sollen. Vorschlä-
ge für einige Ausnahmen werden in DP/2009/1, Anm. 2.13 – .19 gemacht. 
320

 Vgl. Bömelburg / Landgraf / Singh-Verma (2009), S. 218. 
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 die Abgrenzung von Verträgen mit Nutzungsrechten und Verträgen ohne Nut-

zungsrechte, 

 die Übertragung von Nutzungsrechten an einer Komponente eines größeren 

Vermögenswertes erfolgen soll oder 

 die Frage nach Lizenzen an immateriellen Vermögenswerten als Leasingver-

hältnisse.321 

 

Der Unterschied zwischen Leasingverhältnissen und anderen Dienstleistungen wird 

in dem vorgeschlagenen Konzept lediglich verschoben, obwohl wirtschaftlich gese-

hen ein nahezu identischer Sachverhalt vorliegt.322  

3.1.3 Bilanzierungsmodelle  

Im Folgenden werden die im DP/2009/1 vorgeschlagenen Bilanzierungsmodelle vor-

gestellt. Ein neues Konzept hat dabei anfänglich die Definition von Vermögenswert323 

und Schulden324 gemäß dem Framework zu erfüllen.325. 

3.1.3.1 Right-of-use approach 

Das Modell wendet sich gegen das bisherige „all-or-nothing approach“ und basiert 

nicht mehr auf die Übertragung der Chancen und Risiken. Vielmehr verfolgt der Pa-

radigmenwechsel die Erfassung der Nutzungsrechte und Verpflichtungen des Lea-

singnehmers aus den Leasingverhältnissen.326 

Im Grundsatz besteht ein einfaches Leasingverhältnis327 aus dem Recht zur Nutzung 

des Vermögenswertes, eine damit verbundenen Leasingzahlungen und die Verpflich-

tung zur Rückgabe des Leasingobjektes am Ende der Grundmietzeit. Das Nutzungs-

recht und die Leasingzahlungen, als Vermögenswert und Schulden, sind konsistent 

mit der Definition vom Framework Lediglich die Rückgabepflicht ist, in Ermangelung 

                                                 
321

 Vgl. Schmidt (2009), S. 254. 
322

 Vgl. Schmidt (2009), S. 255. 
323

 Für die Definition eines Vermögenswertes siehe FW.49 (a). 
324

 Für die Definition einer Schuld siehe FW.49 (b). 
325

 Vgl. Schmidt (2009), S. 254. 
326

 Vgl. Leibfried / Kleibold (2009), S. 410.  
327

 Ein einfaches Leasingverhältnis umfasst eine unkündbare Grundmietzeit, die über fünf Jahre läuft, 
bei dem die Nutzungsdauer des Leasingobjektes zehn Jahre beträgt, Optionsformen in jeglicher Art 
nicht vorhanden sind und keine Restwertgarantien vereinbart werden. Vgl. DP/2009/1, Anm. 3.6. 
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mit dem Abfluss wirtschaftlicher Ressourcen, nicht als Schuld anzuerkennen.328 Inso-

fern ist die Bilanzierung eines Nutzungsrechts als Vermögenswert angemessen (right 

of use-asset) und korrespondierend dazu nur die Leasingzahlung als Verpflichtung 

(obligation to pay rentals) auszuweisen.329  

Aufbauend auf den einfachen Leasingverhältnissen sollen komplexere Leasingver-

träge mit Optionen und bedingten Leasingzahlungen untersucht werden. Komplexere 

Leasingverträge sind mit weiteren Rechten und Verpflichtungen verbunden. Wie die 

zusätzlichen Rechte zu behandeln sind, wird im DP/2009/1 nicht erläutert. Vielmehr 

geht man von einer „single right of use asset“ und einer „single obligation to pay ren-

tals“ aus. Dabei soll unabhängig von der Anzahl der Nutzungsrechte und Schulden 

nur ein Vermögenswert und eine Verpflichtung in der Bilanz ausgewiesen werden.330  

Das Modell soll auf alle Leasingverhältnisse gleichermaßen anzuwenden sein, wo-

durch eine binäre Trennung zwischen finance und operating lease entfällt.331 

Nachteil dieses Modells ist der Verlust an Informationen über die Chancen und Risi-

ken – insbesondere für den Restwert.332 Auch der Tatbestand, dass das Modell im 

eigentlichen Sinne schwebende Geschäfte bilanziert, ist zu hinterfragen.333 Die Un-

klarheiten erfordern eine Überarbeitung und Weiterentwicklung des Modells.334 

Im Folgenden werden die im DP/2009/1 genannten Alternativen kurz erläutert. 

3.1.3.2 Whole-asset approach 

Bei diesem Modell wird das Leasingobjekt inklusive dem Restwert für den Zeitraum 

nach der Grundmietzeit als Vermögenswert angesetzt. 335 Das Modell zielt auf die Bi-

lanzierung des gesamten wirtschaftlichen Nutzens des Leasingobjektes ab, da der 

Leasingnehmer während des Leasingverhältnisses das Leasingobjekt in seiner Ge-

samtheit kontrolliert.336 Das Modell distanziert sich von der reinen Bilanzierung des 

Nutzungsrechts.337 Es zwingt den Leasingnehmer, im Zusammenhang mit dem akti-
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 Vgl. Kümpel / Becker (2010), S. 457. 
329

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 3.26. 
330

 Vgl. Kümpel / Becker (2010), S. 457. 
331

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 3.26. 
332

 Vgl. Schmidt (2009), S. 254. 
333
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vierten Vermögenswert, eine zweiteilige Verpflichtung zu passivieren. Die Passivie-

rung erfolgt für die verpflichtenden Leasingzahlungen und für die Rückgabepflicht 

des Leasingobjekts.338  

Die Boards distanzieren sich von dieser Methode, da das Gesamtnutzen bilanziert 

wird, obwohl dem Leasingnehmer nur ein Teil des ökonomischen Werts zugerechet 

werden kann.339 Weiteres wird das Modell abgelehnt, weil durch den „on-balance-

sheet“ Effekt der Leasingnehmer immer als wirtschaftlicher Eigentümer dargestellt 

wird. Das führt zu einer Informationsverzerrung, weil der Bilanzleser nicht mehr zwi-

schen Leasing und Eigentum unterscheiden kann.340 

3.1.3.3 Executory-contract approach 

Bei diesem Modell werden alle Leasingverhältnisse als operating lease behandelt. 

Alle Leasingverhältnisse werden vereinheitlicht und als schwebende Geschäfte an-

gesehen.341  

Das Nutzungsrecht über das Leasingobjekt ergibt sich aus den regelmäßigen Lea-

singzahlungen. Jeglicher bilanzieller Ansatz ist in diesem Modell nicht vorgesehen. 

Der Abschlussadressat muss die benötigten Informationen aus dem Anhang ent-

nehmen.342 

Die Boards distanzieren sich von diesem Vorschlag gänzlich, da das Modell für alle 

Leasingverhältnisse eine „off-balance-sheet“ Bilanzierung vorsieht. Das Modell wi-

derspricht dem Sinn der Leasingreform, da unter anderem versucht wird diesen Ef-

fekt gänzlich zu beseitigen.343 Schlussendlich wird dieses Modell nicht weiter verfolgt, 

da zusätzlich eine Inkonsistenz mit dem Framework und der Definition von Vermö-

genswert und Schuld besteht.344 
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3.1.3.4 Hybrid-Model 

Das Hybrid-Model beschreibt nichts anderes, als die gegenwärtige Bilanzierung nach 

IAS 17. Demnach ist dieser Ansatz keine Alternative für die Boards, da dadurch der 

Sinn einer Reformierung gänzlich entfällt.345 

Die folgende Abbildung veranschaulicht die verschiedenen Modelle. 

 

 

Abbildung 5: Bilanzierungsmodelle nach dem DP/2009/1
346

 

3.1.4 Bilanzielle Abbildung beim Leasingnehmer 

Die Boards haben sich dazu entschieden die Reformierung der Leasingbilanzierung 

primär auf den Leasingnehmer zu richten. Eine detaillierte Darstellung für die Abbil-

dung von Leasingverhältnissen aufseiten des Leasinggebers soll in späteren Arbeits-

schritten erfolgen.347 

3.1.4.1 Einfache Leasingverhältnisse 

3.1.4.1.1 Erstbewertung 

Der Leasingnehmer hat bei einfachen Leasingverhältnissen das Nutzungsrecht als 

Vermögenswert und die verpflichtende Leasingzahlungen als Verbindlichkeit zu bi-

lanzieren.348 Die Bewertung des Vermögenswertes – das sogenannte „right-of-use-

asset – erfolgt zu Anschaffungskosten, da die Definition eines finanziellen Vermö-
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genswertes nicht erfüllt ist und nicht finanzielle Vermögenswerte meistens zu An-

schaffungskosten bewertet werden.349 Die Analogie der Erstbewertung für nicht fi-

nanzielle Vermögenswerte soll damit gewährleistet werden.350 Die Anschaffungskos-

ten resultieren aus dem Barwert der Leasingzahlungen, wobei bei der Berechnung 

der Grenzfremdkapitalzinssatz anzuwenden ist.351 Diese Regelung hat den Vorteil, 

dass der aktivierte Vermögenswert und die passivierte Verbindlichkeit äquivalent ab-

gebildet werden und einen erfolgsneutralen Vorgang darstellen.352 

Die Bewertung zum Fair Value wird nicht in Betracht gezogen, da die Wahrung einer 

Konsistenz nicht gewährleistet ist. Die Ermittlung eines Fair Values ist zudem mit ho-

hen Kosten und Aufwendungen verbunden, sodass eine Anwendung ausgeschlos-

sen wird.353 

Die zu passivierende Leasingverbindlichkeit erfüllt die Definition einer finanziellen 

Verbindlichkeit354 und soll insofern wie andere finanzielle Verbindlichkeiten gemäß 

IAS 39 zum Fair Value bewertet werden. Dadurch wird die konsistente Bewertung für 

finanzielle Vermögenswerte beibehalten. Die Bewertung zum Fair Value beinhalten 

aktuelle Marktfaktoren und liefert – unter Ausschluss unternehmensspezifischer Fak-

toren – relevante und vergleichbare Informationen für den Abschlussadressaten. In-

sofern befürworten die Boards die Bewertung zum Fair Value.355 

Die Boards sind sich aber der Tatsache bewusst, dass die Beobachtung des Fair Va-

lues für Leasingzahlungen an einem unmittelbaren Markt schwierig erscheint. Dem-

nach erfolgt die Erstbewertung der Leasingverbindlichkeit mit Hilfe der Discounted 

Cashflow Methode als Barwert der Leasingzahlungen.356 Diese Methode soll eine 

angemessene Annährung an den Fair Value gewährleisten und zudem den Aufwand 

minimieren.357 
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Die Barwertermittlung soll auf Basis des Grenzfremdkapitalzinssatzes erfolgen.358 

Die Bestimmung eines einzigen Zinssatzes stellt eine erhebliche Erleichterung dar, 

da ein Teil der Komplexität für den Anwender genommen wird.359 

3.1.4.1.2 Folgebewertung 

Die Folgebewertung des aktivierten Nutzungsrechts erfolgt im Grundsatz äquivalent 

zu IAS 17, da die Bewertung auf Basis der fortgeführten Anschaffungskosten vorzu-

nehmen ist.360 Die Methodik für eine außerplanmäßige Abschreibung ist im 

DP/2009/1 noch nicht konkretisiert worden.361 

Für die Folgebewertung der passivierten Leasingverbindlichkeit haben sich die 

Boards für die fortgeführten Anschaffungskosten entschieden und somit gegen eine 

Folgebewertung zum Fair Value.362 Die Anwendung der fortgeführten Anschaffungs-

kosten ist dem Fair Value aus Gründen der geringeren Kosten und der weniger kom-

plexen Ermittlung vorzuziehen. Zusätzlich wird die Konsistenz bei der Folgebewer-

tung von anderen finanziellen Verbindlichkeiten gewahrt.363 

Mit der Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten halten die Boards auch an 

der Effektivzinsmethode fest. Es erfolgt eine Aufteilung der Leasingzahlungen in 

Zins- und Tilgungskomponenten.364 

3.1.4.1.3 Ausweis 

Für den Ausweis des Nutzungsrechts in der Bilanz stehen drei Möglichkeiten zur 

Diskussion: 

 

 Der Ausweis nach Art des zugrundeliegenden Leasingverhältnisses,365 

 der Ausweis als immaterielles Vermögenswert366 oder  

 der Ausweis nach Klassifikationen.367 
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In der Literatur wird ein Ausweis nach Art des zugrundeliegenden Leasingverhältnis-

ses bevorzugt. Nur in diesem Fall kann der Abschlussadressat erkennen, wie der 

Leasingnehmer den Vermögenswert im Zuge seiner Geschäftstätigkeit eingesetzt hat 

und indirekt einen Vergleich mit den nicht geleasten Vermögenswerten erstellen.368  

Für den Ausweis der passivierten Verbindlichkeit existiert keine Einigung zwischen 

den Boards. Der IASB tendiert zu einem gemeinsamen Ausweis mit den anderen fi-

nanziellen Verbindlichkeiten.369 Hingegen verlangt der FASB eine separate Trennung 

von den anderen finanziellen Vermögenswerten.370 

Der Vorschlag des FASB ist dahingehend entbehrlich, da in der gängigen Praxis die 

finanziellen Vermögenswerte im Anhang erläutert und aufgegliedert werden.371 

3.1.4.2 Komplexe Leasingverhältnisse 

Der „right-of-use approach“ wurde auf Grundlage von einfachen Leasingverhältnis-

sen entwickelt. In der Praxis sind Leasingverhältnisse durch die enthaltenen Optio-

nen wie Kündigungs- oder Verlängerungsoptionen oder Kaufoptionen deutlich kom-

plexer.372 Inwieweit das neue Modell in der Lage ist solche komplexen Strukturen zu 

behandeln, wird im Folgenden dargestellt.373 

3.1.4.2.1 Laufzeitoptionen  

Durch die favorisierte Methode des „single right of use asset“ und „single obligation to 

pay” distanzieren sich die Boards von dem „component approach“, bei der die Kom-

ponente getrennt von dem Nutzungsrecht bilanziert und bewertet wird.374 

Dabei hat dieser Ansatz den Vorteil, dass zwischen Nutzungsrecht und Optionsrecht 

ordnungsgemäß getrennt wird und dadurch der unterschiedliche Charakter beider 

Vertragskomponente sinnvoll dargestellt wird. Für den Abschlussadressaten bewirkt 

das einen höheren Informationsgehalt. Dennoch muss man kritisieren, dass Laufzeit-
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optionen375 nicht selbständig handelbar sind, sondern nur in Verbindung mit dem 

Leasingverhältnis Sinn ergeben. Insofern lässt sich der Wert einer Option auch nur 

schwer bestimmen.376 

Das DP/2009/1 eröffnet dem Leasingnehmer zwei Möglichkeiten für die Berücksichti-

gung der Unsicherheit über die Ausübung der ihm zugestandenen Option.  

 

 Die Unsicherheit über die Optionsausübung soll berücksichtigt werden, indem 

sämtliche Leasingzahlungen mit einer Eintrittswahrscheinlichkeit über die Op-

tionsausübung gewichtet werden. Die gewichtete Leasingzahlung ist dann Ba-

sis für die anschließende Barwertberechnung der Leasingverbindlichkeit. Die 

Unsicherheit über die Optionsausübung wird dadurch über die Barwertberech-

nung einbezogen.377 

 

Die Boards kritisieren diese Methode, da eine verlässliche Ermittlung der Optionsein-

trittswahrscheinlichkeit als ausgeschlossen gilt.378 

 

 Die Unsicherheit hinsichtlich der Optionsausübung soll im Ansatz des Nut-

zungsrechtes und der Leasingverbindlichkeit berücksichtigt werden.379 Bei der 

Bewertung des Nutzungsrechts und der Leasingverbindlichkeit hat der Lea-

singnehmer die Laufzeit mit der größten Wahrscheinlichkeit auszuweisen.380 

 

Dieser Vorschlag wird von vielen Seiten kritisch hinterfragt, da die Methode vom 

Leasingnehmer eine angemessene Einschätzung über die Laufzeit des Leasingver-

hältnisses verlangt. Zwar hat der Leasingnehmer alle relevanten Aspekte381 zu be-
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rücksichtigen, dennoch lassen sich erhebliche Informationsdefizite382 nicht von der 

Hand weisen.383 Die Boards steuern mit dem Vorschlag der ergänzenden Anhang-

angaben dagegen an.384 

Die Schätzung über die Laufzeit mit der größten Wahrscheinlichkeit hat zur Folge, 

dass die Faktoren der Chancen und Risiken – zum Beispiel bei der Abwägung zwi-

schen Restwert und Kaufoptionspreis – zum Tragen kommen. Demnach wäre das 

Modell ein „mixe-model“ und damit theoretisch inkonsistent.385 Zusätzlich verstößt 

diese Form der Einbeziehung von Optionen gegen die Definition von Vermögenswer-

ten und finanziellen Verbindlichkeiten. Zum einen erfüllt das Optionsrecht die Defini-

tion eines Vermögenswertes und müsste ergo eigenständig in der Bilanz aufgenom-

men werden. Hingegen führt nur die Möglichkeit zur Ausübung der Option noch un-

längst nicht zu einer Schuld und darf demnach nicht als Verbindlichkeit angesehen 

werden.386 

Durch die Distanzierung zum „component approach“ ist eigentlich von einer Berück-

sichtigung der Optionen abzusehen, da im engeren Sinne der Wert der Option schon 

in den erhöhten Leasingzahlungen und somit auch im Barwert des Nutzungsrechts 

enthalten ist.387 

3.1.4.2.2 Bedingte Leasingzahlungen 

Wird ein Leasingverhältnis mit einer bedingten Leasingzahlung konzipiert, so stehen 

zu Beginn des Leasingverhältnisses die Leasingzahlungen in voller Höhe noch nicht 

fest. Die Leasingzahlungen sind dabei abhängig von der Entwicklung bestimmter 

Faktoren, wie die Index- und Performancegrößen oder die Nutzungsintensität.388 

Entgegen der bisherigen Regelung nach IAS 17, streben die Boards eine Berück-

sichtigung der bedingten Leasingzahlungen bei der Erstbewertung von Nutzungs-

recht und Leasingverbindlichkeit an.389 Da die Verpflichtung zu Leasingzahlung die 
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Definition einer Verbindlichkeit erfüllt, muss auch die Unsicherheit über die Höhe der 

Zahlung in die Bewertung einfließen.390 Zwei Möglichkeiten stehen dabei zur Verfü-

gung, wobei der IASB und der FASB unterschiedliche Ansichten verfolgen.391 

 

 Der IASB favorisiert die Unsicherheit zu berücksichtigen, indem alle Leasing-

zahlungen mit einer Wahrscheinlichkeit über den Eintritt der Bedingung ge-

wichtet werden und dann als gewichtete Leasingzahlungen in die Barwertbe-

rechnung einfließen.392 

 Hingegen favorisiert der FASB die Unsicherheit bei der Barwertberechnung 

der Leasingverbindlichkeit zu berücksichtigen. Diese soll auf Basis der wahr-

scheinlichsten Leasingzahlung durchgeführt werden.393 

 

Auch bei diesen Methoden erscheinen die üblichen Probleme der subjektiven Er-

messungsspielräume. Demzufolge ist eine Überarbeitung der Vorschläge sinnvoll.394 

3.1.4.2.3 Restwertgarantien 

Bei Restwertgarantien verpflichtet sich der Leasingnehmer zur Erstattung der Diffe-

renz zwischen dem Wert des Leasingobjektes am Ende der Laufzeit und dem ver-

traglich festgelegtem Restwert.395 Restwertgarantien können in unterschiedlicher 

Form und Komplexität ausgestalten werden. Im Rahmen des DP/2009/1 wird nur der 

Grundfall einer Restwertgarantie behandelt.396 

Entgegen der Regelung nach IAS 17 sollen die Restwertgarantien bei der Bewertung 

des Nutzungsrechts und der Leasingverbindlichkeit einbezogen werden.397 Der 

„component approach“ wird auch in diesem Rahmen der Bilanzierung nicht weiter 

verfolgt.398 Hinsichtlich der Bewertung stehen drei Alternativen zur Verfügung. 

 

                                                 
390

 Vgl. Kümpel / Becker (2010), S. 460. 
391

 Vgl. Kümpel / Becker (2010), S. 460. 
392

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 7.20. 
393

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 7.21. 
394

 Vgl. Findeisen / Sabel (2009), S. 1893.  
395

 Vgl. Bömelburg / Landgraf / Singh-Verma (2009), S. 222. 
396

 Vgl. Findeisen / Sabel (2009), S. 1893. 
397

 Vgl. Bömelburg / Landgraf / Singh-Verma (2009), S. 222. 
398

 Vgl. DP/2009/1, Anm. 7.38. 



Darstellung des Discussion Paper DP/2009/1 66 

 Der IASB favorisiert den Restwert auf Basis einer wahrscheinlichkeitsgewich-

teten Schätzung zu berücksichtigen.399 

 Hingegen der FASB die Berücksichtigung der Restwertgarantie in Höhe des 

wahrscheinlichsten Wertes favorisiert.400 

 Die im eigentlichen Sinne nicht weiterverfolgte aktuelle Regelung von IAS 17 

wird beibehalten.401 

 

Betrachtet man die favorisierten Methoden der beiden Boards, so sind sie äquivalent 

mit der Methode der bedingten Leasingzahlungen. Dennoch unterscheiden sich bei-

de Sachverhalte grundlegend voneinander. Die Schwankungen der bedingten Lea-

singzahlung erfolgen während der Grundmietzeit, indessen ergibt sich die tatsächli-

che Zahlungsverpflichtung einer Restwertgarantie erst am Ende der Grundmietzeit. 

Der Vorschlag des IASB ist mit hohen aufwendigen Analysen verbunden. Aus Grün-

den der Praktikabilität ist der Vorschlag des FASB deshalb vorzuziehen.402 

3.1.5 Zusammenfassung 

Der DP/2009/1 verfolgt eine Abkehr vom „all-or-nothing approach“. Insofern verab-

schieden sich die Boards von der Klassifizierung zwischen finance und operating le-

ase. Die Leasingnehmer unterliegen nunmehr dem „right-of-use approach“, wodurch 

eine generelle bilanzwirksame Abbildung erfolgt.  

Das neue Konzept verlangt eine Aktivierung des Nutzungsrechts am Leasingobjekt 

als Vermögenswert und eine korrespondierende Verbindlichkeit aus dem Leasing-

verhältnis.  

Für die Erstbewertung werden die Leasingzahlungen mit dem Grenzfremdkapital-

zinssatz diskontiert. Die Folgebewertung erfolgt mit den angeführten Anschaffungs-

kosten und distanziert sich damit von der Folgebewertung zum Fair Value. 
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3.1.6 Kritische Würdigung  

Die konzeptionelle Neuausrichtung bewirkt einen Paradigmenwechsel in der Bilanzie-

rung von Leasingverhältnissen. Die Abkehr von dem „all-or-nothing approach“ und 

die damit verbundenen Schwächen scheint auf dem ersten Blick gelungen zu sein. 

Grundlegend ist die Einhaltung der Definitionen des Frameworks zu begrüßen. Auch 

die Vermeidung der „off-balance-sheet“ Effekten stellt sich als positives Ergebnis 

heraus.403 

Betrachtet man aber im Detail die vorgeschlagenen Änderungen, so relativiert sich 

das Ergebnis. In vorherrschender Meinung verbleiben viele offene Punkte, wie die 

Behandlung der Wertminderung, „sale and lease back“ Transaktionen, direkte Kosten 

oder Leasingverhältnisse mit Servicezahlungen.404 

Eine Würdigung für das Aufwand-Nutzen Verhältnis in der Praxis ist nicht gegeben. 

Grund dafür sind die zugrundeliegenden Schätzungen, die mit der Bewertung ein-

hergehen. Um eine Genauigkeit im Ergebnis zu gelangen, sind theoretische, auf-

wendige und exakte Verfahren notwendig. Die hohe Komplexität ist mit hohen Kos-

ten verbunden, wobei eine Steigerung der Transparenz der Jahresabschlüsse nicht 

bewiesen ist. Nicht zu vergessen sind die vielen Schätzungen, die ein Maß an sub-

jektiven Einflüssen in objektive Bilanzansätze einfließen lassen.405 

Die proklamierte Problematik von bilanziellen Ungleichheiten bei wirtschaftlich identi-

schen Sachverhalten wird auf den ersten Blick durch die Abschaffung von finance 

und operating lease nachgegangen. Nach Meinungen der Literatur verlagert sich das 

Problem aber nur auf die Frage der bilanziellen Behandlung zwischen Dienstleistun-

gen und Leasing.406 

Wendet man das neue Konzept auf komplexe Leasingverhältnisse an, zeigen sich 

erhebliche Schwächen die eine Verbesserung erfordern.407 So erweist sich zum Bei-

spiel das „mix-model“ als inkonsistent und die erheblichen Ermessungsspielräume 

bei der Optionsbewertung bedürfen einer Ausbesserung. Auch die Verletzung der 

Definition von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten ist bei komplexen Leasing-
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verhältnissen gegeben.408 Eine weitreichendere Analyse des vorgeschlagenen Kon-

zeptes ist zu begrüßen. Dabei sind nicht nur die Anwendungs- und Abgrenzungsfra-

gen zu begutachten, sondern auch bilanzanalytische Auswirkungen zu hinterfragen.  

Die folgende Abbildung zeigt, dass die Zunahme der Vermögenswerte und Verbind-

lichkeiten negative Auswirkungen auf bestimmte Kennzahlen hat und die Unterneh-

men somit, vor allem in Hinblick auf Basel III, vor erheblichen Problemen stehen 

werden. Ein neues Konzept zu entwerfen, nur um eine theoretische Verbesserung zu 

erlangen, ist also kritisch zu hinterfragen. 

 

         

 
Verschlechterung der 

Eigenkapitalquote  

 

  igen a i al uo e   
Eigenkapital

Gesamtkapital  
   100% 

 

       

 Erhöhung des 

Debt-Equity-Ratios 
  ers  uldungsgrad   

Fremdkapital

Eigenkapital 
   100% 

 

       

 Verringerung der 

Liquiditätszahlen 
  i uidi       rades   

Flüssige Mittel+kurzf.Forderungen

kurzf.Verbindlichkeiten 
   100% 

 

         

Abbildung 6: Auswirkungen des "right-of-use approach“ auf Kennzahlen
409

 

In vorherrschender Meinung ist das neue Konzept für einfache Leasingverhältnisse 

durchaus überzeugend und eine Rückkehr oder Weiterentwicklung des „all-or-

nothing apporach“, wie von wenigen verlangt410, gilt als ausgeschlossen.411 Es ist 

somit abzuwarten, wie der vorgestellte Exposure Draft ED/2010/9 die Diskussion und 

Kritiken angenommen hat. 

 

                                                 
408

 Vgl. Hartman-Wendels (2009), S. 1070. 
409

 Eigene Darstellung in Anlehnung an Nemet / Hülsen (2010), S. 975. 
410

 Hartman-Wendels vertritt die Meinung, dass eine Weiterentwicklung der Regelung nach IAS 17 der 
angemessenere Weg für die zukünftige Bilanzierung sei. Vgl. Hartman-Wendels (2009), S. 1070. 
411

 Vgl. Findeisen / Sabel (2009), S. 1894. 
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3.2 Darstellung des Exposure Draft ED/2010/9 

Nachdem mit dem DP/2009/1 der erste Schritt zur Reformierung der Leasingbilanzie-

rung erfolgt ist, haben die Boards auf die eingehenden Comment Letters reagiert und 

den Exposure Draft „Lease“412 veröffentlicht.413 

3.2.1 Zielsetzung 

Mit dem ED/2010/9 soll ein weiterer Schritt für die Beseitigung der bestehenden 

Mängel in der bilanziellen Abbildung gemäß IAS 17 vollzogen werden.414 Dabei rich-

tet sich der Fokus insbesondere auf die Abbildung von operating lease Geschäf-

ten.415 Nach Auffassung der Standardsetter werden im IFRS-Abschluss zu wenige 

Informationen für den Abschlussadressaten über die künftige Auswirkung der Er-

folgslage des Unternehmens abgebildet.416 Vergleicht man die Zielsetzung zwischen 

dem DP/2009/1 und dem ED/2010/9, so verfolgen die Boards weiterhin die gleichen 

Zielsetzungen wie die konzeptionellen Widersprüche zum Framework zu beseitigen, 

die subjektiven Ermessungsspielräume abzuschaffen oder die Komplexität der An-

wendung von IAS 17 zu reduzieren.417 

3.2.2 Anwendungsbereich 

In dem neuen ED/2010/9 haben die Boards die Leasingdefinition angepasst. Ein 

Leasingverhältnis liegt vor, wenn das Recht zur Nutzung eines speziellen Vermö-

genswertes für eine bestimmte Zeit gegen ein Entgelt übertragen wird.418 Durch den 

neu eingeführten Wortlaut eines speziellen Vermögenswertes sind Leasingverhält-

nisse auf Basis von austauschbaren Leasingobjekten vom ED/2010/9 ausgeschlos-

sen.419 Die Neuerung der Definition wird in der Literatur nicht von allen geteilt. Einige 

sind der Meinung, dass die neue Definition inhaltlich der alten entspricht.420 

                                                 
412

 Im Folgenden als ED/2010/9 bezeichnet. 
413

 Vgl. Küting / von Fölkersamb / Hellen / Eichenlaub / Tesche (2011), S. 1. 
414

 Vgl. Fischer (2010), S. 296. 
415

 Vgl. ED/2010/9 – Introduction. 
416

 Vgl. ED/2010/9, Anm. BC6 (a).  
417

 Vgl. Pollok / Herrlinger (2010), S. 246; siehe Kapitel 3.1.1. 
418

 Vgl. ED/2010/9 – Appendix A.  
419

 Vgl. ED/2010/9, Anm. B2f.  
420

 Vgl. Muggenthaler / Mujkanovic (2010), S. 305; Küting / von Fölkersamb / Hellen / Eichenlaub / 
Tesche (2011), S. 2. 
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Insofern hat ein Leasingverhältnis folgende Anforderungen zu erfüllen, um zukünftig 

in den Anwendungsbereich von ED/2010/9 zu fallen:421 

 

 Der Vertrag muss ein spezifizierten Vermögenswert vorzuweisen und  

 durch den Vertrag wird das Recht zur Bestimmung der Verwendung des spe-

zifizierten Vermögenswertes übertragen. 

 

Für die Praxis hat das zur Folge, dass Vermögenswerte, die nur noch einen unter-

stützenden Charakter aufweisen, nicht mehr in den Anwendungsbereich fallen. Inso-

fern wird für die Beurteilung, wer das Verwendungsrecht innehat und ob ein Vermö-

genswert im Verhältnis zur Serviceleistung nur nebensächlich und unterstützend ist, 

subjektive Entscheidungen von Nöten sein.422  

Wird ein Vertrag als Leasing qualifiziert, so ist der ED/2010/9 auf alle Nutzungsüber-

lassungen anzuwenden.423 Die Laufzeit und die Funktion eines Leasingobjektes sind 

nicht von Bedeutung. Insofern fallen Leasingverhältnisse über nicht betriebsnotwen-

diges Vermögen, sehr langfristige Verträge über Grund und Boden sowie „sale and 

lease back“ Transaktionen in den Anwendungsbereich von ED/2010/9.424 

Die mangelnden Regelungen zu den Ausschlüssen im DP/2009/1 wurden im Rah-

men der Bearbeitung des ED/2010/9 nachgegangen und ausgebessert. Nunmehr 

werden Leasingverhältnisse vom Anwendungsbereich ausgeschlossen, wenn sie425 

 

 im Zusammenhang mit immateriellen Vermögenswerten und biologischen 

Vermögenswerten stehen,426 

 zur Gewinnung von Mineralien und fossilen Ressourcen dienen,427 

 im schwebenden Verhältnis sind und daraus ein Verlust erwartet wird,428 

                                                 
421

 Vgl. ED/2010/9, Anm. B1. 
422

 Vgl. Adolph / Findeisen / Gabor (2012), S. 217. 
423

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 5. 
424

 Vgl. Schmidt / Hartmann-Wendels / Adolph (2011), S. 19. 
425

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 5 – 8. 
426

 Siehe dafür IAS 38 „Immaterielle Vermögenswerte“ und IAS 41 „Landwirtschaft“. 
427

 Siehe dafür IFRS 6 „Exploration und Evaluierung von Bodenschätzen“. 
428

 Siehe dafür IAS 37 „Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen“. 
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 im Zusammenhang mit als Finanzinvestition gehaltene Immobilie stehen, die 

zum Fair Value zu bewerten sind,429 

 eine Übertragung der vollständigen Chancen und Risiken vorsieht und 

 die Ausübung einer Kaufoption durch den Leasingnehmer beinhaltet. 

 

Die Übertragung der vollständigen Chancen und Risiken führt zu einem Verlust der 

Kontrolle über das Leasingobjekt und kann durch einen automatischen rechtlichen 

Eigentumsübergang erfolgen.430 Eine günstige Kaufoption für den Leasingnehmer 

wird dem gleichgestellt.431 Insofern verabschieden sich die Boards von der Gleich-

stellung der günstigen Kaufoption mit einer Verlängerungsoption, wie sie im 

DP/2009/1 vertreten war.432 Die Boards begründen den Ausschluss damit, dass sol-

che Verträge aus wirtschaftlicher Sicht einen Verkauf oder Kauf des zugrundeliegen-

den Vermögenswertes darstellen und dementsprechend dem zugrundeliegenden 

Standard entsprechen.433 

Die Regelung ist konsistent mit der im Framework verankerten wirtschaftlichen Be-

trachtungsweise.434 Eine kritische Hinterfragung ist dennoch angemessen, da Ab-

grenzung von unterschiedlichen Leasingarten wieder zu Ermessungsspielräumen 

führen können und damit auch zu einer Verringerung der Vergleichbarkeit von Ab-

schlüssen.435 

Für Leasingverhältnisse, die eine Dienstleistungskomponente enthalten, ist eine ge-

nauere Betrachtung erforderlich. Sind die Komponente nicht eindeutig von den ver-

einbarten Nutzungsrechten zu unterscheiden, so ist eine Anwendung nach 

ED/2010/9 zulässig. Ist die Unterscheidung möglich, so ist der ED/2010/6 „Revenue 

from Contracs with Customers“ anzuwenden.436 Die folgende Abbildung veranschau-

licht die unterschiedlichen zu erfüllenden Kriterien, um in den Anwendungsbereich 

von ED/2010/9 zu fallen. 

 

                                                 
429

 Siehe IAS 40 „Als Finanzinvestition gehaltene Immobile“. 
430

 Vgl. ED/2010/9, Anm. B10 (a). 
431

 Vgl. ED/2010/9, Anm. B10 (b). 
432

 Siehe Kapitel 3.1.4.2.1. 
433

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 8. 
434

 Vgl. FW 35. 
435

 Vgl. Laubach / Findeisen / Murer (2010), S. 2403f. 
436

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 6 (a) – (c). 
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 Ist der Vermögenswert ein immaterieller Vermögenswert?    

 
 

Nein    

 Liegt ein Leasingverhältnis für nicht regenerative Ressourcen 

oder biologische Vermögenswerte vor? 

 
 

 

  Nein  
Ja 

 

 Ist der Vermögenswert nicht für den Leasingnehmer verfügbar 

und handelt es sich um einen geleasten Vertrag gemäß IAS 37? 

   

  Nein    

 Ist das Leasingverhältnis wirtschaftlich ein Kauf?    

  Nein    

 Wurde eine Kaufoption ausgeübt?    

  Nein    

 
Anwendungsbereich ED/2010/9 ist anzuwenden 

 Vom ED/2010/9 

ausgeschlossen 

 

     

Abbildung 7: Anwendungsbereich gemäß ED/2010/9
437

 

3.2.3 Bilanzierungsmodelle 

Nachdem im DP/2009/1 der Fokus beim Leasingnehmer war,438 bezieht sich der 

ED/2010/9 nunmehr auch auf den Leasinggeber. Für den Leasinggeber – abhängig 

von dem Verbleib der Chancen und Risiken – sind zwei unterschiedliche Modelle 

vorgesehen.439 Hintergrund ist der Versuch einer gerechten Abbildung der Leasing-

verhältnisse beim Leasinggeber. Je nach Präferenzen und Ausgestaltung des Lea-

singverhältnisses erfolgt eine unterschiedliche Risiken- und Chancenverteilung. Die 

Festlegung einer teilweisen oder vollständigen Ausbuchung würde eine objektive 

Abbildung nicht gerecht werden.440 Ein Wechsel zwischen den Anwendungen ist 

nicht vorgesehen441 und demnach handelt es sich nicht um ein eingeführtes Wahl-

recht.442 

                                                 
437

 Eigene Darstellung in Anlehnung an Küting / von Fölkersamb / Hellen / Eichenlaub / 
Tesche (2011), S. 3. 
438

 Siehe Kapitel 3.1.3.1. 
439

 Vgl. Fischer (2012), S. 366. 
440

 Vgl. ED/2010/9, Anm. BC26.  
441

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 29. 
442

 Vgl. Leuchtenstern / Ranker / Henneberger (2011), S. 26. 
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Die folgende Abbildung veranschaulicht den Paradigmenwechsel in der Leasingbi-

lanzierung zwischen IAS 17 durch den ED/2010/9. 
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  Mietverhältnis 
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Right-of-Use Approach 

 

 Leasinggeber  Leasingnehmer 
 

  Partial-Derecognition Approach 
 

 
 

      

Abbildung 8: Paradigmenwechsel in der Leasingbilanzierung
443

 

3.2.3.1 Performance-obligation approach 

In dem Modell verbleiben die wesentlichen Chancen und Risiken und auch die Kon-

trolle über das Leasingobjekt beim Leasinggeber. Demzufolge hat der Leasinggeber 

das Leasingobjekt in der Bilanz auszuweisen.444 Der Leasinggeber geht gegenüber 

dem Leasingnehmer durch die Gewährung zur zeitlich befristeten Nutzung am Lea-

singobjekt eine Verpflichtung ein, die nach dem ED/2010/9 als Verbindlichkeit zu 

passivieren ist. Der Verbindlichkeit steht der Anspruch des Leasinggebers zum Erhalt 

eines Nutzungsentgelts gegenüber, welche als Forderung in der Bilanz zu aktivieren 

ist.445 Während der Vertragslaufzeit sind nach dem Modell in der Gesamterfolgsrech-

nung  

 

 Zinserträge aus den Leasingzahlungen, 

 Leasingerträge in Höhe der erfüllten Leasingverpflichtungen, 

                                                 
443

 Eigene Darstellung in Anlehnung an Thi / Fink / Schultze (2011), S. 460. 
444

 Vgl. Kroner / Leuchtenstern / Ranker (2010), S. 537. 
445

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 33. 
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 Veränderungen, die aus einer Neubewertung der Leasingforderung resultie-

ren446 

 sowie außerplanmäßige Abschreibungen auf die Leasingforderungen  

 

auszuweisen.447. Dabei sollen die Erträge und Aufwendungen separat von den ande-

ren Positionen dargestellt werden. Die Erfolgsrealisierung erfolgt erst mit der Erfül-

lung der Verpflichtung des Leasinggebers. Das ist grundsätzlich mit Auslieferung des 

Leasingobjektes fortlaufend gegeben.448  

Diese sukzessive Leistungserfüllung ist nach vorherrschender Meinung einer der 

Schwachpunkte dieses Modells, da sie zu einer Inkonsistenz mit der Leasingneh-

merbilanzierung führt.449 Unklar dabei ist, aus welchen Gründen die Leistungserfül-

lung für den Leasingnehmer zu Beginn erfolgt und in der Bilanz des Leasinggebers 

von einer kontinuierlichen Leistungserfüllung ausgegangen wird.450 

Im Fokus der Kritik steht auch die Bilanzverlängerung beim Leasinggeber. Dabei wird 

argumentiert, dass das Nutzungsrecht an dem Leasingobjekt gegen verpflichtende 

Leasingzahlungen an den Leasingnehmer übertragen wird. Bilanziert der Leasing-

nehmer das Leasingobjekt, so muss derselbe Vermögenswert beim Leasinggeber 

ausgebucht werden, da der Leasinggeber mit der Übergabe des Nutzungsrechts fak-

tisch keine Nutzung mehr in Anspruch nehmen kann. Zu hinterfragen ist aber, dass 

faktisch nicht der Gegenstand selbst beim Leasingnehmer bilanziert wird, sondern 

nur das Nutzungsrecht. Die Aktivierung des Nutzungsrechts und der Forderung beim 

Leasinggeber suggerieren den Anspruch auf doppelte zukünftige Cash Flows aus 

der Forderung im Rahmen der Leasingzahlung und aus dem Leasinggegenstand. 

Diese Bilanzverlängerung wird deshalb im Hinblick auf die von den Boards ge-

wünschte Bilanzverlängerung beim Leasingnehmer stringent beim Leasinggeber wei-

terverfolgt. Gleichzeitig wird die Verzerrung der Vermögenssituation beim Leasing-

geber in Kauf genommen.451 

                                                 
446

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 39f. 
447

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 31. 
448

 Vgl. Pollok / Herrlinger (2010), S. 249. 
449

 Vgl. Muggenthaler / Mujkanovic (2010), S. 313; Kroner/ Leuchtenstern / Ranker (2010), S. 537; 
Küting / von Fölkersamb / Hellen / Eichenlaub / Tesche (2011), S. 34. 
450

 Vgl. Küting / von Fölkersamb / Hellen / Eichenlaub / Tesche (2011), S. 34. 
451

 Vgl. Thi / Fink / Schultze (2011), S. 465. 
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Kritisiert wird zudem – verdeutlicht an einem Beispiel452 – die konzeptionellen Mängel 

im Rahmen der Erfassung von ökonomisch nicht gehaltvollen Gewinnen und Verlus-

ten.453. Auf Grundlage der vorgetragenen Kritik wird dieses Modell von den Boards 

verworfen.454 Dementsprechend erfolgt in dem späteren Verlauf der Arbeit keine 

Darstellung der bilanzielle Abbildung nach diesem Modell. 

3.2.3.2 Partial-derecognition approach 

Das Modell bestand anfänglich aus zwei verschiedenen Arten. Zur Diskussion stan-

den der „full- und der partial-derecognition approach“. Ersteres wurde von den 

Boards verworfen, da die Bilanzierung ähnlich dem finance lease erfolgen sollte. Das 

führte zur vollständigen Gewinnrealisierung, auch bei einem beim Leasinggeber zu-

rückbehaltenem Restwert. Insofern war eine tatsächliche Abbildung der Vermögens- 

und Ertragslage nicht gewährleistet.455 

Der „partial-derecognition Approach“ zielt auf die wesentliche Übertragung der Risi-

ken und Chancen auf den Leasingnehmer ab.456 Damit verliert der Leasinggeber die 

Kontrolle über das Leasingobjekt und veräußert das Nutzungsrecht für die Dauer des 

Leasingverhältnisses an den Leasingnehmer, wobei die Leistungsverpflichtung des 

Leasingebers mit der Übergabe des Leasingobjektes an den Leasingnehmer erfüllt 

ist.457 Die Veräußerung hat das unbedingte Recht zum Erhalt einer Leasingzah-

lung.458 Insofern bucht der Leasinggeber eine Forderung in Höhe der erwarteten dis-

kontierten Leasingzahlungen ein, aber im gleichen Schritt den Part des Leasingob-

jektes, der als Nutzungsrecht an den Leasingnehmer veräußert wurde, aus. Der ver-

bliebene Restwert, resultierend aus der Verminderung des Buchwertes des Leasing-

objektes und aus der Übertragung des Nutzungsrechtes auf den Leasingnehmer,459 

ist als sogenanntes „residual asset“ anzusetzen.460 Insofern wird in dieser Methode 

der Teil des Leasingobjektes, der als Nutzungsrecht an den Leasingnehmer übertra-

                                                 
452

 Vgl. ED/2010/9, Anm. B38. Für eine kritische Erläuterung des Beispiels siehe Thi / Fink / 
Schultze (2011), S. 463f. 
453

 Vgl. Thi / Fink / Schultze (2011), S. 463. 
454

 Vgl. Pelivan / Jehle (2011), S. 338. 
455

 Vgl. Kroner / Leuchtenstern / Ranker (2010), S. 538. 
456

 Vgl. Lühn (2010), S. 7. 
457

 Vgl. Küting / von Fölkersamb / Hellen / Eichenlaub / Tesche (2011), S. 35. 
458

 Vgl. ED/2010/9, Anm. BC19. 
459

 Vgl. Pollok / Herrlinger (2010), S. 250. 
460

 Vgl. ED/2010/9, Anm. BC46. 
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gen wird, in keiner Vertragspartei bilanziert.461 Die Erfolgsrealisierung unterscheidet 

sich in dieser Methode grundlegend von dem „performance-obligation approach“. 

Das Modell unterstellt dem Leasingnehmer einen Erwerb des Nutzungsrechtes und 

dem Leasinggeber eine Verkaufsposition.462 In diesem Fall erfolgt die Erfolgsrealisie-

rung zu Beginn des Leasingverhältnisses.463  

Die Literatur kritisiert dabei den deutlich höheren Erfolgsausweis in dem Modell. Da-

bei können Ermessungsspielräume entstehen und dem Leasinggeber dazu verleiten, 

Leasingverhältnisse nach dem „partial-derecognition approach“ zu gestalten.464 

3.2.4 Bilanzielle Abbildung beim Leasingnehmer 

Die ausführliche Betrachtung der Leasingnehmerbilanzierung wurde im DP/2009/1 

vorgestellt.465 Eine grundlegende Änderung der Methodik bei der Erst- und Folgebe-

wertung erfolgt nicht im ED/2010/9. Insofern werden im Folgenden nur die vorgese-

henen Ergänzungen dargestellt.  

3.2.4.1 Erstbewertung 

Die Regelung zur Aktivierung des Nutzungsrechtes und der dazu korrespondieren-

den Verbindlichkeit besteht auch weiterhin im ED/2010/9.  

Änderungen ergeben sich bei der Bewertung der Laufzeit, die nicht mehr auf der 

wahrscheinlichsten Laufzeit erfolgt, sondern auf den längsmöglichen Zeitraum, den 

das Leasingverhältnis mit überwiegender Wahrscheinlichkeit laufen wird. Somit sind 

subjektive Einschätzungen schon zu Beginn des Leasingverhältnisses von Nöten.466 

Das kann zur Folge haben, dass Laufzeiten angenommen werden, die in der Einzel-

betrachtung nicht die größte Wahrscheinlichkeit besitzen.467 

Bei der Bilanzierung von Nutzungsrechten sind die anfänglich direkten Kosten zu ak-

tivieren, was eine gleichbedeutende Regelung zu IAS 17 ist.468 Die zu passivierende 

Leasingverbindlichkeit ist mit dem Barwert der Leasingzahlungen anzusetzen. Be-

züglich des Diskontierungssatzes revidieren die Boards die festgelegte Anwendung 

                                                 
461

 Vgl. Lorenz (2010), S. 2559. 
462

 Vgl. Pelivan / Jehle (2011), S. 341. 
463

 Vgl. Kroner / Leuchtenstern / Ranker (2010), S. 538. 
464

 Vgl. Thi / Fink / Schultze (2011), S. 461. 
465

 Siehe Kapitel 3.1.4. 
466

 Vgl. Retschnitzegger / Widhalm (2010), S. 143. 
467

 Vgl. ED/2010/9, Anm. BC17. 
468

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 12. 
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des Grenzfremdkapitalzinssatzes. Nunmehr wird die Verwendung des internen Zins-

satzes des Leasinggebers von den Boards favorisiert.469 Bei den anzuwenden Me-

thoden für bedingte Leasingzahlungen und Restwertgarantien herrschte Uneinigkeit 

zwischen den Boards. Sowohl der IASB als auch der FASB favorisierten ihre eigene 

Methode.470 Hier hat sich der IASB mit seiner Methode der wahrscheinlichkeitsge-

wichteten Schätzung durchgesetzt.471 

In einigen Literaturen wird bemängelt, dass die Neuregelungen in einigen Bereichen 

eine Anpassung an den Regelungen gemäß IAS 17 sind oder sogar zu einer Ver-

schlechterung führen. Nach dem ED/2010/9 können wirtschaftlich identische Ge-

schäftsvorfälle bilanziell gleich abgebildet werden, was zu einer Verzerrung des In-

formationsgehalts führt.472 Zudem besteht die Gefahr einer Erhöhung der Leasing-

verbindlichkeit und daraus resultiert eine Verschlechterung einiger bilanzieller Kenn-

zahlen. Dies ergibt sich aus der Neuregelung zur Bestimmung der Laufzeiten.473 

Die in Kapitel 3.1.4 und 3.1.6 vorgetragene Kritik ist auch weitgehend in ED/2010/9 

nicht beseitigt.474 Die Ermessungsspielräume im Rahmen der Wahrscheinlichkeits-

schätzungen verbleiben immer noch Fokus der Kritik.475 

3.2.4.2 Folgebewertung 

Grundsätzlich ergeben sich – wie auch bei der Erstbewertung – keine grundlegenden 

Veränderungen der konzeptionellen Ausgestaltung gegenüber dem DP/2009/1. Inso-

fern werden im Folgenden die grundlegenden Ergänzungen dargestellt.476 

Die Folgebewertung des aktivierten Nutzungsrechtes war ursprünglich zu fortgeführ-

ten Anschaffungskosten vorgesehen. Dem Leasingnehmer wird nunmehr ein Wahl-

recht zwischen den fortgeführten Anschaffungskosten und dem Neubewertungsmo-

dell gemäß IAS 16 Sachanlagen gewährleistet.477 Optiert der Leasingnehmer zu dem 

Neubewertungsmodell, so sind alle Vermögenswerte der gleichen Klassifizierung 

                                                 
469

 Vgl. Wulf / Seebacher (2011), S. 323. 
470

 Siehe Kapitel 3.1.4.2.2 und 3.1.4.2.3. 
471

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 14. 
472

 Vgl. Laubach / Findeisen / Murer (2010), S. 2403. 
473

 Vgl. Küting / von Fölkersamb / Hellen / Eichenlaub / Tesche (2011), S. 5. 
474

 Vgl. Laubach / Findeisen / Murer (2010), S. 2403. 
475

 Vgl. Pelivan / Jehle (2011), S. 340,  
476

 Siehe Kapitel 3.1.4. 
477

 Vgl. Retschnitzegger / Widhalm (2010), S. 143. 
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äquivalent zu bewerten.478 Einen Zeitraum für die Neubewertung wird nicht angege-

ben, lediglich das Auseinanderfallen zwischen dem Buchwert und  dem Fair Value 

muss durch die Neubewertung bestmöglich vermieden werden.479  

Gewinne und Verluste aus der Neubewertung sind in Übereinstimmung mit IAS 38 

„Immaterielle Vermögenswerte“ in der Gesamtergebnisrechnung zu erfassen.480 

Die Folgebewertung der Leasingverbindlichkeit hat weiterhin nach den Regelungen 

der Effektivzinsmethode zu erfolgen. Lediglich die Überprüfung und Anpassung bei 

wesentlichen Veränderungen der Leasingverbindlichkeiten unterliegen einer neuen 

Regelung, da eine regelmäßige Überprüfung zum Bilanzstichtag nicht mehr vorgese-

hen ist. Vielmehr ist eine Überprüfung erst bei auslösenden Ereignissen notwendig, 

wobei eine genaue Konkretisierung nicht erfolgt.481 Tritt ein auslösendes Ereignis ein, 

so ist 

 

 die Laufzeit des Leasingverhältnisses, 

 die Höhe der Leasingzahlungen und die damit verbundene 

 bedingte Leasingzahlung und Restwertgarantie  

 

zu überprüfen und anzupassen.482 Die Verweise auf bestehende Bilanzierungsme-

thoden werden positiv entgegengenommen, da die Vergleichbarkeit gesteigert wird 

und auch die Bilanzierung an Komplexität verliert.483 In der folgenden Abbildung wer-

den die Regelungen für den Leasingnehmer tabellarisch zusammengefasst. 

 

 

 

 

 

 

 

                                                 
478

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 20. 
479

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 21. 
480

 Vgl. Ernst and Young (2011b), S. 24. 
481

 Vgl. Fülbier / Fehr (2010), S. 1020. 
482

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 17.(a) – (b) 
483

 Vgl. Muggenthaler / Mujkanovic (2010), S. 307. 
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  Erstbewertung Folgebewertung 

 

Nutzungsrecht 
Barwert der Leasingzah-

lungen inkl. direkte Kosten 

Fortgeführte An-

schaffungskos-

ten 

 Neubewertung 

gemäß IAS 16 

 alternativ 

 Abschreibung 

über kürzere Zeit 

aus Leasinglauf-

zeit und Nut-

zungsdauer; 

Wertminderun-

gen gemäß IAS 

36 

 Bewertung zum 

Fair Value wenn 

alle Vermö-

genswerte in-

nerhalb der 

Sachanlagen 

gleich bewertet 

sind 

 
Leasingverbindlichkeit 

Barwert der Leasingzah-

lungen 

Fortgeführte Anschaffungskosten unter 

Verwendung der Effektivzinsmethode 

     

Tabelle 7: Erst- und Folgebewertung beim Leasingnehmer
484

 

3.2.4.3 Ausweis und Anhang 

Hinsichtlich des Ausweises hat sich der ED/2010/9 konkretisiert. Der Ausweis des 

aktivierten Nutzungsrechtes unterliegt der Zuordnung des zugrundeliegenden Lea-

singobjektes. Der Leasingnehmer hat das Nutzungsrecht unter den Sachanlagen 

auszuweisen, jedoch gesondert von den anderen Vermögenswerten bei denen das 

juristische Eigentum beim Leasingnehmer liegt.485  

Die Leasingverbindlichkeit unterliegt auch der Trennung von den anderen finanziel-

len Verbindlichkeiten.486 In der Gesamterfolgsrechnung sind 

 

 die Abschreibungsaufwendungen des Nutzungsrechtes und 

 die Zinsaufwendungen für die Leasingverpflichtung 

 

gesondert von den anderen Aufwendungen anzugeben. Alternativ kann eine Angabe 

im Anhang erfolgen.487 Der Leasingnehmer hat im Anhang alle wesentlichen Bilan-

zierungsparameter inklusive den bedeutenden Vertragselemente quantitativ und qua-

                                                 
484

 Eigene Darstellung in Anlehnung an Pelivan / Jehle (2011), S. 335. 
485

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 25 (b). 
486

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 25 (a). 
487

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 26. 
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litativ zu erläutern, um dem Abschlussadressaten ausreichend Informationen über die 

Leasingverhältnisse bereitzustellen.488 Dabei sind zukunftsgerichtete Aussagen über 

mögliche Effekte, resultierend aus den Leasingverhältnissen, eingeschlossen.489 

Schlussendlich muss eine Überleitungsrechnung erstellt werden, indem die periodi-

schen Veränderungen der leasingbezogenen Bilanzposten erläutert werden.490 

3.2.5 Bilanzielle Abbildung beim Leasinggeber 

Aufgrund der starken Kritik an dem „performance-obligation approach“ sehen die 

Boards keinen Anlass dieses Modell weiterzuverfolgen.491 Dementsprechend erfolgt 

nur die bilanzielle Abbildung vom „partial-derecognition approach“. 

3.2.5.1 Partial-derecognition approach 

3.2.5.1.1 Erstbewertung 

Der Leasinggeber hat auf der Aktivseite folgende Schritte durchzuführen:492 

 

 Die Aktivierung einer Forderung für den Erhalt der Leasingzahlung, 

 eine anteilige Ausbuchung vom Leasingobjekt in Höhe des veräußerten Nut-

zungsrechtes und 

 die Aktivierung des Restwertes als „residual-asset“.  

 

Die Erstbewertung der aktivierten Forderung erfolgt zum Barwert der verlässlich er-

warteten Leasingzahlungen zuzüglich anfänglicher direkter Kosten und diskontiert 

mit dem zugrundeliegenden Zinssatz.493  

Faktoren wie Optionen, bedingte Leasingzahlung und Restwertgarantien werden in 

die Berechnung einbezogen. Voraussetzung dafür ist aber eine verlässliche Schät-

zung der verwendeten Faktoren.494 

                                                 
488

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 70 i.V.m. 73 – 76. 
489

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 70 (b) i.V.m. 83 – 86. 
490

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 77 und 80. 
491

 Siehe Kapitel 3.2.3.1. 
492

 Vgl. Kroner / Leuchtenstern / Ranker (2010), S. 538. 
493

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 49 (a).  
494

 Vgl. Pelivan / Jehle (2011), S. 338. 
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Die anteilige Ausbuchung ergibt sich aus der folgenden Abbildung. In dieser ist die 

Formel für den zu errechnenden Betrag dargestellt. Damit bleibt die Gewinnrealisie-

rung auf den tatsächlich ausgebuchten Teil des Nutzungspotenzials beschränkt.495 

 

   
 

Buchwert   
Barwert der Forderung

Fair Value des Leasingobjektes
    er  der an eiligen  us u  ung 

 

   

Abbildung 9: Formel für die anteilige Ausbuchung
496

 

Der resultierende Restwert ergibt sich aus: 

 

   
 

Buchwert Leasingobjekt – Wert der anteiligen Ausbuchung    es  er  
 

   

Abbildung 10: Berechnung des Restwertes nach dem ED/2010/9
497

 

Dabei erfolgt für den aktivierten Restwert keine planmäßige Abschreibung. Eine An-

passung resultiert aus Laufzeitveränderungen oder sofern eine Wertminderung nach 

IAS 36 „Wertminderung von Vermögenswerten“ vorliegt. Diese Regelung hat insbe-

sondere Auswirkungen bei langfristigen Leasingverhältnisse mit nicht abnutzbaren 

Objekten. In solchen Fällen kommt es regelmäßig zu einer niedrigeren Bilanzierung 

der entsprechenden Restwerte.498 

3.2.5.1.2 Folgebewertung 

Die Folgebewertung der Forderung erfolgt zu fortgeführten Anschaffungskosten mit-

tels der Effektivzinsmethode.499 Somit wird eine Konsistenz gewährleistet, da die 

Folgebewertung der Verbindlichkeit beim Leasingnehmer äquivalent abläuft. Ergeben 

sich Anzeichen für eine wesentliche Veränderung, so unterliegt die Leasingforde-

rung, die Leasinglaufzeit unter Berücksichtigung der Optionen und die Leasingzah-

lungen mit ihren dazugehörigen Parametern, einer Neubewertung. Laufzeitänderun-

                                                 
495

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 50. 
496

 Eigene Darstellung in Anlehnung an ED/2010/9, Anm. 50. 
497

 Eigene Darstellung. 
498

 Vgl. Leuchtenstern / Ranker / Henneberger (2011), S. 28. 
499

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 54. 
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gen haben nicht nur Auswirkungen auf die Höhe der Forderung und auf den anteili-

gen Ausbuchungsbetrag, sondern führen auch zu einer Verschiebung des aktivierten 

Restwertes. Änderung der bedingten Leasingzahlungen und Restwertgarantien sind 

ergebniswirksam zu erfassen.500 Die Leasingforderung ist gemäß IAS 39 regelmäßig 

auf Wertminderungen zu überprüfen.501 Die folgende Abbildung ist eine Zusammen-

fassung der Erst- und Folgebewertung für den Leasingnehmer. 

 

     
  Erstbewertung Folgebewertung 

 

Restwertvermögen 

Buchwert Leasingobjekt – Wert der 

anteiligen Ausbuchung = Restwert  

Keine Folgebewertung außer: 

 Bei Änderung der Leasing-

dauer oder 

 bei Anwendung von IAS 36 

 

 

 

Leasingforderung 

Barwert der Leasingzahlungen inkl. 

direkter Kosten 

Fortgeführte Anschaffungskosten 

unter Verwendung der Effektiv-

zinsmethode 

     

Tabelle 8: Erst- und Folgebewertung nach dem derecognition approach
502

 

3.2.5.1.3 Ausweis und Anhang 

Der ED/2010/9 schreibt eine Trennung der Leasingabbildung von den anderen Bi-

lanzpositionen vor, um eine Verbesserung der Informationslage zu erreichen.503  

Der Restwert ist unter den Sachanlagen auszuweisen, muss aber auch äquivalent zu 

den Forderungen getrennt ausgewiesen werden. Damit soll dem Abschlussadressa-

ten eine Trennung zwischen den geleasten und den nicht geleasten Vermögenswer-

ten möglich sein.504 In der Gesamterfolgsrechnung sind  

 

 die Leasingerträge in Höhe des Kapitalwerts der Leasingzahlungen, 

 die Leasingaufwendungen in Höhe des Wertes der anteiligen Ausbuchung, 

 die Zinserträge aus den Leasingzahlungen, 

 die Leasingerträge und die Leasingaufwendungen durch Laufzeitänderungen, 

                                                 
500

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 56. 
501

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 58. 
502

 Eigene Darstellung in Anlehnung an Pollok / Herrlinger (2010), S. 252. 
503

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 60 (a). 
504

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 60 (b). 
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 die Veränderung durch die Neubewertung der Leasingforderung505 und  

 die außerplanmäßige Abschreibungen  

 

getrennt von den jeweiligen Posten anzugeben.506 Die Darstellung der Gesamter-

folgsrechnung kann dabei als Brutto- oder Nettomethode erfolgen. Die Auswahl der 

Methode ist abhängig von der Geschäftsform zwischen einem Hersteller, der die 

Bruttomethode bevorzugt und einer gängigen Finanzierung, bei der die Nettometho-

de angebracht ist. 507 Bezüglich des Anhangs gelten die gleichen Regelungen für den 

Leasinggeber wie für den Leasingnehmer.508 Insofern muss der Leasinggeber alle re-

levanten Informationen offenlegen, die im Jahresabschluss im Zusammenhang mit 

den erfassten Beträgen für Leasingverhältnisse stehen.509 

3.2.6 Zusammenfassung 

Der ED/2010/9 ist ein weiterer Schritt in Richtung einer neuen Bilanzierung für Lea-

singverhältnisse. Nachdem im DP/2009/1 überwiegend die Bilanzierung des Lea-

singnehmers im Fokus stand, sind im ED/2010/9 die Regelungen für den Leasingge-

ber erschienen. Der ED/2010/9 baut auf den Vorschlägen des DP/2009/1 auf und 

führt dabei den eingeschlagenen Weg fort. Hinsichtlich der Leasingnehmerbilanzie-

rung wurden einige Unklarheiten konkretisiert. Die Erst- und Folgebewertung erfolgt 

weiterhin nach dem „right-of-use approach“. Der Leasinggeber unterliegt einem Hyb-

riden Modell mit zwei unterschiedlichen Ansätzen. Der „performance-obligation app-

roach“ und der „partial-derecognition approach“ basieren auf der Verteilung der Risi-

ken und Chancen. Wobei das erste Modell im folgenden Arbeitsprogramm nicht wei-

ter verfolgt wird. In dem „partial-derecognition approach“ tritt der Leasinggeber als 

Verkäufer auf und bewirkt mit dem Verkauf des Nutzungsrechtes an den Leasing-

nehmer eine Ertragsrealisation zu Beginn des Leasingverhältnisses. Die Erst- und 

Folgebewertung erfolgt dabei in Konsistenz mit der Bewertung beim Leasingnehmer, 

wobei der Leasinggeber einen „residual-asset“, resultierend durch die Ausbuchung 

des verkauften Nutzungsrechtes, zu bilanzieren hat.  

                                                 
505

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 56 (b). 
506

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 31. 
507

 Vgl. ED/2010/9, Anm. 61. 
508

 Siehe Kapitel 3.2.4.3. 
509

 Vgl. Kirsch (2011), S. 780f. 
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3.2.7 Kritische Würdigung 

Unter den ganzen Arbeitsprojekten des IASB erlebt der ED/2010/9 mit 786 Stellung-

nahmen eine erhebliche stärkere Resonanz als andere Projekte.510 Betrachtet man 

die überwiegende Literatur fällt diese Resonanz meist negativ aus.  

Im Fokus der Kritik steht dabei sowohl die konzeptionellen Vorschläge511 als auch die 

Vorschriften zur Umsetzung in die Praxis. Unverständlich war das Wahlrecht der un-

terschiedlichen Methoden für die Bilanzierung beim Leasinggeber. 

Für eine positive Resonanz war die Veröffentlichung der zwei unterschiedlichen Me-

thoden eher destruktiv. Dadurch, dass der „performance-obligation approach“ stark 

mit Kritik und Schwächen behaftet war und die Methode in der gesamten einheitli-

chen Literatur auf unterschiedlichster Weise kritisiert wurde,512 haben die Boards die-

ses Konzept im späteren Arbeitsprogramm verworfen. 

Auch der „derecognition approach“ ist nicht frei von Kritik, da erhebliche Ermes-

sungsspielräume, nicht nur in Hinblick auf die Fair Value Bestimmung, ermöglicht 

werden. In der überwiegenden Literatur werden zudem Abgrenzungsprobleme zwi-

schen einem faktischen Verkauf und einer Nutzungsüberlassung geäußert. Eine klare 

Regelung für eine Abgrenzung existiert nicht, was zu erneuten Ermessungsspielräu-

men führt. Auch der Rückgriff auf die Risiken und Chancen erinnert an das alte Kon-

zept gemäß IAS 17. Beide Methoden sind aber unterschiedlich, was zu einer zusätz-

lichen Verwirrung beiträgt. 513 Eine weitergehende Kritik ist die Umsetzung der Rege-

lungen und der dadurch aufkommende Mehraufwand für den Anwender. Nach Mei-

nungen der Literatur und Praxis wird an einem angemessenen Nutzen-Kosten Ver-

hältnis gezweifelt. Zudem wird der hohe Aufwand durch die zunehmende Komplexität 

verstärkt, was letzten Endes nicht für die Regelungen sprechen.514 Die Kritik reich 

dabei soweit, dass durch die schwierige Umsetzung der Regelungen keine Praxis-

tauglichkeit attestiert wird.515 

                                                 
510

 Vgl. Pelivan / Jehle (2011), S. 341. 
511

 Die Kritik äußert sich dabei auf die Vorschläge der Leasinggeberbilanzierung, die teilweise auf dem 
kritisierten „risk-and-reward approach“ basieren. Vgl. Fülbier / Fehr (2010), S. 1022; Nemet / 
Hülsen (2010), S. 974. 
512

 Vgl. Pelivan / Jehle (2011), S. 341; siehe Kapitel 3.2.3.1. 
513

 Siehe beispielhaft Schmidt / Hartmann-Wendels / Adolph (2011), S. 28.  
514

 Vgl. Nemet / Hülsen (2010), S. 975; Leuchtenstern / Ranker / Henneberger (2011), S. 34; Ernst 
and Young (2011a), S. 5. 
515

 Vgl. Schmidt / Hartmann-Wendels / Adolph (2010b), S. 545. 
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Auch die Definition erfordert eine weitere Überarbeitung, da Auswirkungen auf den 

Änderungsbereich befürchtet werden. So sind Leasingverhältnisse über immaterielle 

Vermögenswerte nach dem ED/2010/9 nicht mehr im Anwendungsbereich vorgese-

hen, sondern werden gemäß IAS 38 behandelt.516 

Im Rahmen der Literatur ließe sich die Liste der Kritik endlos weiterführen. Betrachtet 

man aber die vorgetragene Kritik, so erkennt man, dass keiner der Verantwortlichen 

einen Lösungsvorschlag anführt. Das zeigt die hohe Komplexität dieses Themas. 

Demnach muss man sich bewusst sein, dass der Entwurf eines neuen Konzeptes 

nicht ohne anfängliche Schwierigkeiten und Schwächen erfolgen kann. Die Boards 

werden dennoch an einem Paradigmenwechsel in der Leasingbilanzierung festhal-

ten. Grund dafür sind die im DP/2009/1 übernommen Leasingnehmerregelungen für 

den ED/2010/9. Zwar wurde der Ansatz kontrovers diskutiert, doch anstatt die Me-

thode zu verwerfen, arbeiteten die Boards an zusätzlichen Ergänzungen und Aus-

besserungen. 

Die Boards werden sich auch die Kritik der Leasingeberbilanzierung annehmen und 

insofern ist eine Verabschiedung des ED/2010/9 nicht denkbar, was auch die Veröf-

fentlichung des Re-Exposure Draft ED/2013/6 zeigt. 

 

                                                 
516

 Vgl. Nemet / Hülsen (2010) S. 974. 
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4 Derzeit geplante Bilanzierung nach dem ED/2013/6 

Im Mai 2013 haben sich die Boards entschlossen die vorangegangen Kritik zu verar-

beiten und einen zweiten Versuch zur Reformierung der Leasingbilanzierung zu star-

ten, welches mit der Veröffentlichung vom Exposure Draft ED/2013/6 Lease517 ende-

te. Die Neuregelungen, die somit auch die Vorschläge vom ED/2010/9 ersetzen, sol-

len rückwirkend angewendet werden.518 Nachfolgend werden die einzelnen Neurege-

lungen und Vorschläge vom ED/2013/6 vorgestellt. 

4.1 Zielsetzung 

Mit dem ED/2013/6 verfolgen die Boards konsequent die bisherige Zielsetzung im 

DP/2009/1 und im ED/2010/9 und versuchen die anfänglichen festgelegten Ziele zu 

erreichen.519 

Im Kern versuchen die Boards weiterhin ein Prinzip für die Leasingbilanzierung zu 

entwickeln, welches die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten getreu darstellt.520 

Damit soll gewährleistet werden, dass der Abschlussadressat alle nötigen Informati-

onen über Beträge und Unsicherheit der Leasingzahlungen zur Verfügung gestellt 

bekommt.521 

4.2 Definitionen 

4.2.1 Leasingverhältnis 

Der ED/2013/6 greift für eine neue Definition eines Leasingverhältnisses auf IAS 17.4 

zurück. Ein Leasingverhältnis stellt ein Vertrag dar, der das Nutzungsrecht an einem 

Vermögenswert für einen determinierten Zeitraum gegen Entgelt überträgt.522 Diese 

sehr allgemeine Definition wird um zwei Kriterien, die an IFRIC 4 angelehnt sind, wei-

ter konkretisiert. Dabei heißt es, dass 

 

                                                 
517

 Im Folgenden als ED/2013/6 bezeichnet. 
518

 Vgl. Deloitte (2013b), S. 1. 
519

 Siehe Kapitel 3.1.1 und 3.2.1. 
520

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 1. 
521

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 3. 
522

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 6. 
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 die Erfüllung des Vertrages von der Nutzung eines eindeutigen identifizierba-

ren Vermögenswertes abhängt523 und  

 der Vertrag das Recht gewährt, die Nutzung des eindeutigen identifizierbaren 

Vermögenswertes zu kontrollieren.524 

4.2.2 Identifizierbarer Vermögenswert  

Die Identifizierbarkeit eines Vermögenswertes steht in Abhängigkeit mit dem Recht 

des Leasinggebers auf dessen Austausch.525 Ein eindeutig identifizierbarer Vermö-

genswert liegt demnach vor, wenn der Leasinggeber nur mit Zustimmung des Lea-

singnehmers den Vermögenswert oder einen physisch abgrenzbaren Teil während 

der Laufzeit austauschen kann oder wirtschaftliche Umstände bestehen, die das 

Recht zum Austauschen beschränken.526 Insofern ist zu überprüfen, ob der Leasing-

geber ein substanzielles Recht besitzt, um den Vermögenswert auszutauschen. Zu-

sätzlich muss eine eindeutige Bezeichnung vorhanden sein. Eine reine Gruppenbe-

zeichnung des Vermögenswertes ist nicht zulässig. So reicht die Angabe wie „das 

Fahrzeug der Klasse A“ nicht aus, stattdessen muss das Fahrzeug konkret benannt 

werden. Gleiches gilt auch bei anteilmäßig bestimmten Abgrenzungen.527 

4.2.3 Nutzungsrecht des identifizierbaren Vermögenswertes 

Das Recht zur Kontrolle der Nutzung des Vermögenswertes wird durch zwei ver-

schiedene Merkmale bestimmt. Um eine Übertragung auf den Leasingnehmer zu 

gewährleisten, muss  

 

 die Nutzung des eindeutig identifizierbaren Vermögenswertes zu bestimmen 

sein528 und  

 die Vereinnahmung der Erfolge aus der Nutzung möglich sein.529 

 

                                                 
523

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 7 (a). 
524

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 7 (b). 
525

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 8. 
526

 Vgl. Thi / Fink / Schultze (2013), S. 368. 
527

 Vgl. Nemet (2013), S. 239. 
528

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 12 (a). 
529

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 12 (b). 
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Die Nutzung ist dann bestimmbar, wenn Entscheidungen getroffen werden können, 

die den größten Einfluss auf den wirtschaftlichen Nutzenabfluss während der Laufzeit 

haben. Die Erfolgsvereinnahmung ist gegeben, wenn die Möglichkeit existiert den 

überwiegenden Teil des ökonomischen Nutzens für sich zu beanspruchen. Eine Un-

terscheidung zwischen der unmittelbaren und mittelbaren Art und Weise ist dabei 

nicht nötig.530  

Im ED/2013/6 wird nicht weiter konkretisiert, wie die Entscheidungen, die den größ-

ten Einfluss auf den wirtschaftlichen Nutzenabfluss haben oder wesentlich beeinflus-

sen, von anderen Entscheidungen abzugrenzen sind.531 

4.2.4 Laufzeit des Leasingverhältnisses  

Die Laufzeit des Leasingverhältnisses umfasst grundsätzlich die unkündbare Lea-

singlaufzeit.532 Ein Vertrag ist insofern unkündbar, wenn keiner der Vertragsparteien 

ohne Zustimmung der anderen Partei kündigen kann und dabei empfindliche Ver-

tragsstrafen zu tragen hat.533 

Zu der unkündbaren Leasinglaufzeit sind zusätzlich noch die Verlängerungs- und 

Kündigungsoptionen zu berücksichtigen, wenn der Leasingnehmer einen bedeuten-

den Anreiz zur Ausübung oder Nichtausübung dieser Optionen besitzt.534 Ob ein 

wirtschaftlicher Anreiz vorliegt, ist auf Basis von vertraglichen, unternehmens- und 

marktrelevanten Faktoren zu überprüfen.535 Der wirtschaftliche Anreiz zur Verlänge-

rung kann zum Beispiel bei einer Kündigungsoption durch hohe Kosten vermieden 

werden.536 Die Boards distanzieren sich damit von dem wahrscheinlichkeitsbasieren-

den Ansatz im DP/2009/1 und ED/2010/9. Damit erkennen die Boards die vorgetra-

gene Kritik an und nähern sich für eine Verringerung der Komplexität der alten Rege-

lung gemäß IAS 17 wieder an.537  

                                                 
530

 Vgl. Deloitte (2013a), S. 3. 
531

 Vgl. Ernst and Young (2013b), S. 9. 
532

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 25. 
533

 Vgl. ED/2013/6, Anm. B2. 
534

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 25. 
535

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 26. 
536

 Vgl. ED/2013/6, Anm. B5.  
537

 Vgl. ED/2013/6, Anm. BC30 und BC136f. 
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Eine Neubeurteilung der Laufzeit ist vorzunehmen, wenn sich die zugrundeliegenden 

Faktoren bei der Einschätzung verändern oder der Leasingnehmer trotz bestimmter 

Anreize für oder gegen eine Ausübung der Option entscheidet.538  

4.3 Identifizierung und Anwendungsbereich 

Die Identifizierung eines Vertrages als Leasingverhältnis erfolgt auf Grundlage der 

Definition. Dabei wird die Definition eines Leasingverhältnisses in ein Prüfschema 

umgewandelt, um dadurch eine trennscharfe Abgrenzung zwischen Leasingverhält-

nissen und anderen Vertragsformen vornehmen zu können.539 Die Abbildung veran-

schaulicht das Prüfschema für die Identifizierung eines Leasingvertrages.  

 

       
 Vertrag ist abhängig 

von der Nutzung eines 

eindeutig identifizierba-

ren Vermögenswert 

Substanzielles Recht zum 

Austausch des Vermö-

genswertes vorhanden? 

Ja 

Kein Leasingvertrag 

 

  

  Nein   

 

Recht zur Kontrolle des 

Nutzens 

Entscheidungsbefugnis 

über die Nutzung des Ver-

mögenswertes? 

Nein 

 

 Ja   

 Erfolgsvereinnahmung? Nein  

  Ja    

   Leasingvertrag    

       

Abbildung 11: Prüfschema für ein Leasingverhältnis nach dem ED/2013/6
540

 

Ist ein Vertrag als Leasingverhältnis identifiziert worden, so muss eine Separierung 

der Leasingkomponenten von den anderen Vertragsbestandteilen erfolgen. Damit 

greifen die Boards die klare Abgrenzung zwischen Leasing- und Serviceraten aus 

dem ED/2010/9 auf und erweitern diese Regelung auf einzelne Leasingkomponen-

te.541 Ein Vertrag enthält ein separat zu bilanzierendes Leasingobjekt, wenn  

 

                                                 
538

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 27. 
539

 Vgl. Fischer (2013), S. 195. 
540

 Eigene Darstellung in Anlehnung an Deloitte (2013a), S. 4. 
541

 Vgl. Nemet (2013), S. 239. 
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 der Leasingnehmer direkt oder in Verbindung mit anderen unmittelbar verfüg-

baren Ressourcen den Nutzen aus dem Vermögenswert entnehmen kann und 

 das Leasingobjekt nicht mit einem anderen Vermögenswert funktional ab-

hängt.542 

 

Die Separierung erfolgt dabei unterschiedlich für den Leasinggeber und den Lea-

singnehmer. Für den Leasinggeber ist die Aufteilung nach den Regelungen des ge-

planten Standards zur Ertragsrealisierung durchzuführen.543 Hingegen erfolgt die 

Aufteilung beim Leasingnehmer nach Maßgaben der Verfügbarkeit von Einzelveräu-

ßerungspreisen der identifizierten Komponenten. Dabei ist ein dreistufiges System 

vorgesehen. 

 

1. Bei Vorliegen der Einzelveräußerungspreise für alle Vertragskomponenten ist 

auf der ersten Stufe eine Aufteilung der Vertragsentgelte im Verhältnis zu den 

Einzelveräußerungspreisen bevorzugt vorzunehmen.544 

 

2. Liegt für mindestens einen, aber nicht für alle Vertragskomponenten Einzel-

preise vor, so ist auf der zweiten Stufe eine Verteilung nach folgendem Sche-

ma vorzunehmen: 545 

a. Für die Komponente mit den verfügbaren Einzelpreisen wird das Ent-

gelt in Höhe der jeweiligen Einzelpreise aufgeteilt.  

b. Bleibt aus dem vorangegangen Schritt ein nicht verteilter Entgeltbetrag 

übrig, so ist eine Aufteilung auf die verbleibenden Komponenten, für die 

kein Einzelpreis bestimmbar ist, vorzunehmen. Ist eines der verblei-

benden Komponenten als Leasingverhältnis identifiziert, so sind alle 

restlichen Komponenten zusammenzufassen und mit dem noch nicht 

verrechneten Entgeltanteil zu bewerten.  

                                                 
542

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 20f. 
543

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 22. 
544

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 23 (a). 
545

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 23 (b). 
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3. Auf der dritten Stufe werden alle Komponenten als Leasingverhältnis erfasst, 

wenn für keines der Komponenten ein Einzelveräußerungspreis vorliegt. Das 

Vertragsentgelt unterliegt in diesem Fall keiner weiteren Allokation.546 

 

In der Praxis kann ein Versuch einer derartigen Trennung mit Schwierigkeiten ver-

bunden sein. Bei Paketvereinbarungen, wie sie häufig bei Kfz- und Computerleasing 

vorzufinden sind, ist eine Trennung der Dienstleistung von der reinen Nutzungsüber-

lassung in den seltensten Fällen angegeben und auch einwandfrei durchzuführen.547 

Ist ein Vertrag als Leasingverhältnis identifiziert, so fallen alle diese Verträge in den 

Anwendungsbereich vom ED/2013/6. Aus dem Anwendungsbereich ausgeschlossen 

sind weiterhin Leasingverträge, die sich auf die Entdeckung und Verarbeitung von 

Mineralien, Öl, Erdgas und ähnlichen Ressourcen, biologische Aktiva und Dienstleis-

tungskonzessionen beziehen. Damit ähnelt der Anwendungsbereich weitgehend der 

aktuellen Regelung gemäß IAS 17.548  

Bei immateriellen Vermögenswerten ist zwischen dem Leasinggeber und -nehmer zu 

unterscheiden. Ein fehlendes konsistentes Regelwerk wurde in den vorangegangen 

Arbeitsschritten immer wieder kritisiert. Dabei war es unverständlich, inwieweit es ge-

rechtfertigt ist, die immateriellen Vermögenswerte aus dem Anwendungsbereich aus-

zuschließen. Die Boards sehen dies als konzeptionell unbegründet an. So ist für den 

Leasinggeber die Anwendung von ED/2013/6 auf immaterielle Vermögenswerte aus-

geschlossen. Der Leasingnehmer hingegen hat diesbezüglich ein Wahlrecht, um den 

höheren Informationsgehalt seiner Abschlüsse zu gewährleisten. Tatsächlich führt 

diese Regelunge zu einer selektiven Abbildung von Leasingverhältnissen. Die Ver-

gleichbarkeit der Abschlüsse wird durch das Wahlrecht nur erschwert. Insofern sollte 

ein eigener Standard erarbeitet werden.549  

Kurzfristige Leasingverhältnisse – also Leasingverhältnisse mit einer maximalen 

Laufzeit von zwölf Monaten ohne Kaufoption – fallen nur teilweise in den Anwen-

dungsbereich vom ED/2013/6. Dem Leasingnehmer und -geber wird in dieser Hin-

sicht ein Wahlrecht gewährt, da die Leasingzahlungen auch linear über die Gesamt-

                                                 
546

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 23. (c). 
547

 Vgl. Nemet (2013), S. 240. 
548

 Vgl. KPMG (2013c), S. 2. 
549

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 4f.; Nemet (2013), S. 239; Müller / Lange (2013a), S. 276. 
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ergebnisrechnung erfasst werden können. Dieser „off-balance-sheet“ Effekt ähnelt 

dem des operating lease und ist kritisch zu hinterfragen.550 

4.4 Klassifizierung von Leasingverhältnissen 

Gemäß IAS 17 wird bei der Vermögenszuordnung nach dem wirtschaftlichen Eigen-

tum zwischen finance und operating lease differenziert. Dieses zweigliedrige System 

wird im ED/2103/6 durch ein erneutes zweigliedriges System ersetzt, wobei auf ein 

Verbrauchsprinzip gesetzt wird.551 Dabei wird hinterfragt, ob das Leasingverhältnis im 

Wesentlichen einer „Finanzierung“ entspricht oder nicht.552 Die Klassifizierung richtet 

sich dabei, unter Berücksichtigung der Objektart, nach der Fragestellung, ob der 

Leasingnehmer während der Zeit der Nutzungsüberlassung mehr als nur den gering-

fügigen Teil des Nutzungspotenzials in Anspruch nimmt.553 Damit verabschieden sich 

die Boards von der ursprünglichen Zielsetzung einer einheitlichen Bilanzierung und 

versuchen damit die bisher vorgetragene Kritik gerecht zu werden.554 

Der ED/2013/6 unterscheidet nunmehr zwischen Typ A und Typ B Leasingverhältnis-

se. Die Boards versuchen verschiedene Vereinfachungsannahmen bei der Klassifi-

zierung eines Leasingverhältnisses einzuführen. So kann auf der ersten Stufe von 

vornherein ein Leasingverhältnis als Typ A klassifiziert werden, wenn der Leasingver-

trag eine Kaufoption beinhaltet und der Leasingnehmer einen signifikanten ökonomi-

schen Anreiz besitzt diese Option auszuüben.555 Insofern greifen die Boards auf das 

aktuelle Kriterium der günstigen Kaufoption gemäß IAS 17.10 (b) zurück, wobei die 

Beurteilung, ob ein signifikant ökonomischer Anreiz zur Ausübung der Kaufoption 

vorhanden ist, nunmehr von vertrags-, vermögens-, markt- und unternehmensbezo-

genen Faktoren in der Gesamtbetrachtung abhängt.556 Betrachtet man die Formulie-

rung im Zusammenhang mit dem im ED /2013/6 aufgeführtem Beispiel557, so liegt die 

                                                 
550

 Vgl. KPMG (2013c), S. 2. 
551

 Vgl. Kaindl (2013), S. 2. 
552

 Vgl. Bardens / Kroner / Meurer (2013a), S. 457. 
553

 Vgl. ED/2013/6, BC42.  
554

 Vgl. Nemet (2013), S. 240. 
555

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 31. 
556

 Vgl. ED/2013/6, Anm. B5. 
557

 Vgl. ED/2013/6, Anm. IE9. 
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Schwelle einer günstigen Kaufoption deutlich höher als in IAS 17.10 (b).558 Auf der 

nächsten Stufe ist zu überprüfen, ob die Leasingkomponente aus mehreren Vermö-

genswerte besteht. Ist dies der Fall, so erfolgt eine Klassifizierung nach dem bedeu-

tendsten Vermögenswert. Die wirtschaftliche Nutzungsdauer des bedeutendsten 

Vermögenswertes ist dann die Grundlage für die übrigen Komponenten.559  

Inwieweit der bedeutendste Vermögenswert zu bestimmen ist, wird im ED/2013/6 

nicht weiter erläutert. Stattdessen erfolgt die Bestimmung nur anhand von qualitati-

ven Kriterien, da in den meisten Fällen eine eindeutige Zuordnung erfolgen kann.560 

Aufgrund der unbegrenzten Nutzungsdauer von Grundstücken haben die Boards ei-

ne Sonderregelung festgelegt. Für Leasingverhältnisse, die Grundstücke und Ge-

bäude beinhalten, ist grundsätzlich die wirtschaftliche Nutzungsdauer der Gebäude 

maßgeblich.561 

Ist der Vermögenswert für die Klassifizierung identifiziert, so erfolgt die Einteilung in 

ein Typ A und Typ B Leasing. Die Boards haben auch im Zuge dessen eine Verein-

fachung eingeführt. So kann schon zu Beginn des Leasingverhältnisses die Klassifi-

zierung anhand der Art des zugrundeliegenden Leasingobjektes erfolgen, da anhand 

der Art des Vermögenswertes auf den Verbrauch des Nutzungspotenziales ge-

schlossen werden kann.562  

Demnach werden Mobilien als Typ A klassifiziert, was einem kreditfinanzierten An-

schaffungsvorgang ähnelt.563 Bei einem Typ A Leasingverhältnis wird davon ausge-

gangen, dass der Leasingnehmer das Leasingobjekt am Vertragsende in einem ver-

brauchten Zustand retourniert. Der Leasingnehmer muss für die Überlassung des 

Objektes eine Vergütung für die Finanzierung der Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten während der Vertragszeit leisten. Zusätzlich erwirbt der Leasingnehmer einen 

Teil des Nutzungspotenzials und muss dafür eine angemessene Entschädigung an 

den Leasinggeber zahlen. Beispielhaft für solche Objekte sind Flugzeuge oder Autos, 

die während der wirtschaftlichen Nutzungsdauer häufig einen degressiven Wertver-

                                                 
558

 Vgl. Kirsch (2013b), S. 654. 
559

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 32. 
560

 Vgl. ED/2013/6, Anm. BC122. 
561

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 33. 
562

 Vgl. Thi / Fink / Schultze (2011), S. 369. 
563

 Vgl. Bardens / Kroner / Meurer (2013a), S. 457. 
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lust verzeichnen.564 Immobilien führen zu einem Typ B Leasing, was im Grundsatz 

einem Dauerschuldverhältnis ähnelt.565  

Der Leasinggeber enthält am Ende der Vertragszeit das Leasingobjekt in einem un-

veränderten Zustand zurück, da das Leasingobjekt grundsätzlich keinen Wertverlust 

erleidet.566 

Die Einteilung in Immobilien und Mobilien können demnach schon zu einer Klassifi-

zierung führen. Insofern wird der Abgrenzung eine wichtige Rolle beigemessen. Eine 

Immobilie wird lediglich als „land or building, or part of a building, or both“ be-

stimmt.567  

In der Praxis ergeben sich daraus Abgrenzungsprobleme für Grenzfälle wie Funk-

türme oder Gas- und Öltanks.568 Für den Großteil der durchschnittlichen Leasingver-

hältnisse ist die Vereinfachung der Klassifizierung anwendbar. Allerdings kann es in 

der Praxis nicht immer zu einer sachgerechten Einordnung kommen. Insofern ist die 

Ersteinschätzung nur eine widerlegbare Vermutung. Eine genauere Beurteilung er-

folgt auf Kriterien des Laufzeit- und Barwerttests gemäß IAS 17.10 (c) und (d)569.  

 

Die geläufigen Kriterien vereinfachen die Anwendung, doch eine mangelnde Konkre-

tisierung führt zu den bekannten Interpretations- und Ermessungsspielräumen ge-

mäß IAS 17.570 Die folgende Abbildung veranschaulicht die Klassifizierung von Lea-

singverhältnissen nach dem ED/2013/6.  
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 Vgl. Theile / Salewski (2013), S. 744. 
565

 Vgl. Bardens / Kroner / Meurer (2013a), S. 457. 
566

 Vgl. Theile / Salewski (2013), S. 744. 
567

 Vgl. ED/2013/6, Appendix A. 
568

 Vgl. Bardens / Kroner / Meurer (2013a), S. 457. 
569

 Für eine Erläuterung der Tests siehe Kapitel 2.4.1.1.3 und 2.4.1.1.4. 
570

 Vgl. Nemet (2013), S. 241. 
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 Ist das Leasingobjekt eine Immobilie (Grund und Boden, Gebäude, Teile von Gebäuden)?  

  Ja     nein   

 
 Laufzeit des Leasingvertrages = 

überwiegender Teil der wirt-

schaftlichen Nutzungsdauer?  

                 oder 

 Barwert der Leasingzahlungen 

im Wesentlichen = dem Fair Va-

lue des Vermögenswertes? 

  
 Laufzeit des Leasingvertrages = 

unbedeutender Teil der wirtschaft-

lichen Nutzungsdauer?  

                 oder 

 Barwert der Leasingzahlungen = 

unbedeutend im Vergleich zum 

Fair Value des Vermögenswertes? 

 

    

    

 ja  nein   ja  nein  
          

 Typ A   Typ B   Typ A  

          

Abbildung 12: Klassifizierung von Typ A und Typ B Leasingverhältnissen
571

 

Auffällig ist die asynchrone Verwendung der Nutzungsdauer. Bei Immobilien wird auf 

die restliche Nutzungsdauer abgestellt, wobei bei Mobilien auf die komplette Nut-

zungsdauer zurückgegriffen wird. Damit soll verhindert werden, dass bei Mobilien ei-

ne Unterscheidung zwischen neuen und gebrauchten Vermögenswerten erfolgt. Eine 

Klassifizierung von gebrauchten Vermögenswerten als Typ B Leasing wäre ohne den 

Rückgriff auf die komplette Nutzungsdauer fast unmöglich. Zusätzlich soll vermieden 

werden, dass langfristige Immobilienleasingverhältnisse, die einen Kaufvorgang dar-

stellen, nicht fälschlicherweise als Typ B Leasing ausgewiesen werden. Bei einem 

Typ A Leasing wird sichergestellt, dass bei einer Weitervermietung desselben Ver-

mögenswertes immer die gleiche Klassifizierung erfolgt.572 Zusammenfassend lässt 

sich sagen, dass die neue Klassifizierung auf prinzipienbasierenden und objektbezo-

genen Kriterien aufbauen.573 

                                                 
571

 Eigene Darstellung in Anlehnung an Deloitte (2013a), S. 7. 
572

 Vgl. ED/2013/6, Anm. BC124 – BC125. 
573

 Vgl. Gruber (2013), S. 2225. 
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4.5 Typ A Leasing  

4.5.1 Leasingnehmer 

4.5.1.1 Erstbewertung 

Die Erstbewertung unterliegt weiterhin dem Paradigmenwechsel in der Leasingbilan-

zierung. Insofern ist nach dem „right-of-use approach“ zu bilanzieren. Der Leasing-

nehmer hat als Vermögenswert das Nutzungsrecht am Leasingobjekt und korres-

pondierend dazu eine Verbindlichkeit zu bilanzieren. Im Folgenden werden nur die 

wesentlichen Änderungen zum ED/2010/9 dargestellt und auf eine erneute Darstel-

lung der Erstbewertung beim Leasingnehmer verzichtet.574  

Die neu eingeführte Typisierung von Leasingverhältnissen hat keinen Einfluss auf die 

Erstbewertung beim Leasingnehmer. Das Nutzungsrecht und die Verbindlichkeit sind 

nach den bis hier bekannten Regelungen zu erfassen.575 

Mit dem ED/2013/6 haben die Boards die Reduktion vieler komplexer Regelungen 

verfolgt. So wurde unter anderem die Laufzeit der Leasingverhältnisse576 und die De-

finition der Leasingzahlungen überarbeitet. Letzteres schließen bedingte Mietzahlun-

gen, die in Abhängigkeit der Inanspruchnahme und Leistung variieren, grundsätzlich 

aus. Dadurch, dass die Leasingzahlungen Grundlage bei der Bewertung der anzu-

setzenden Vermögenswerte und Verbindlichkeit sind, führt die Neuregelung im Ver-

gleich zum ED/2010/9 zu geringeren Buchwerten.577 

Eine weitere Anpassung erfolgt im Rahmen der bedingten variablen Leasingzahlun-

gen. Nach dem ED/2010/9 waren solche Leasingzahlungen mit dem Erwartungswert 

in die Bewertung der Nutzungsrechte und Verbindlichkeiten einzubeziehen. Bedingte 

Leasingzahlungen sind nur noch in die Bewertung hinzuzuzählen, wenn sie bei einer 

wirtschaftlichen Betrachtung auf quasi fixen Zahlungen – zum Beispiel bei sogenann-

ten Kilometerverträgen – basieren oder von einem Index oder Zins abhängen.578 

                                                 
574

 Für eine Darstellung der Erstbewertung beim Leasingnehmer siehe Kapitel 3.2.4.1 oder 3.1.4.1.1. 
575

 Vgl. Gruber (2013), S. 2225. 
576

 Siehe Kapitel 4.2.4. 
577

 Vgl. PWC (2013b), S. 1. 
578

 Vgl. Nemet (2013), S. 243. 
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In dem Zusammenhang wurden auch die Regelungen für Restwertgarantien überar-

beitet und fließen nur noch in die Bewertung der Nutzungswerte und Verbindlichkeit 

ein, wenn sie bei Abschluss des Vertrages mit hoher Wahrscheinlichkeit auftreten.579 

4.5.1.2 Folgebewertung 

Für die Folgebewertung sieht der ED/2013/9 keine essentiellen Neuregelungen zum 

ED /2010/9 vor und basiert weiterhin auf den fortgeführten Anschaffungskosten. 

Folglich ist der Nutzungswert entsprechend dem zugrundeliegenden Vermögenswert 

planmäßig linear über den kürzeren Zeitraum aus Leasinglaufzeit und wirtschaftlicher 

Nutzungsdauer abzuschreiben.580 

Die Leasingverbindlichkeit unterliegt im Rahmen der Folgebewertung weiterhin der 

Effektivzinsmethode. Die Leasingzahlungen sind in Tilgungs- und Zinskomponente 

aufzuteilen, wobei der Tilgungsanteil die Verbindlichkeit reduziert und somit im Zeit-

ablauf zunimmt, wohingegen der Zinsanteil als Zinsaufwand erfasst wird und im Zeit-

ablauf abnimmt. Dadurch entsteht bei einer planmäßigen Reduktion der Leasingver-

bindlichkeit ein degressiver Aufwandsverlauf.581 

Durch den degressiven Verlauf entsteht zu Beginn des Leasingverhältnisses eine 

höhere Belastung in der Gesamtergebnisrechnung. Die Klassifizierung als Typ A 

Leasing führt dadurch zu einer beschleunigten Aufwandserfassung, was in der Praxis 

und Literatur auch als „front-loading“ Effekt bezeichnet wird.582 Die Leasingverbind-

lichkeit unterliegt einer regelmäßigen Neubewertung, die aus Veränderung der Lea-

singzahlungen oder des Diskontierungszinses resultieren.583  

So können sich die Leasingzahlungen durch eine Neubestimmung der Vertragslauf-

zeit, einer geänderten Beurteilung der Verlängerungsoption oder auch durch Ände-

rungen der Restwertbeträge verändern.584 Resultieren die Änderungen aus einer An-

passung, der in der Berichtsperiode verwendeten Zinsen oder Indizes, so ist eine er-

gebniswirksame Erfassung vorgeschrieben. 585 Alle anderen Änderungen erfolgen als 
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 Vgl. ED/2013/6, Anm. BC152. 
580

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 47ff. 
581

 Vgl. Nemet (2013), S. 241. 
582

 Vgl. Thi / Fink / Schultze (2013), S. 369. 
583

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 43. 
584

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 44. 
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 Vgl. ED/2013/6, Anm. 43 (a). 
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Anpassung der Leasingverbindlichkeit und des Nutzungsrechtes und sind demnach 

ergebnisneutral.586 

4.5.2 Leasinggeber  

4.5.2.1 Erstbewertung 

Anders als beim Leasingnehmer hat die Klassifizierung der Leasingverhältnisse 

Auswirkungen auf die bilanzielle Abbildung beim Leasinggeber. So basiert die bilan-

zielle Abbildung eines Typ A Leasings auf dem „partial-derecognition approach“. Der 

Leasinggeber bucht zu Beginn des Leasingverhältnisses das Leasingobjekt aus. Für 

die Überlassung des Nutzungsrechtes an den Leasingnehmer, hat der Leasinggeber 

eine Forderung und einen Residualwert zu aktivieren.587 

Bei der Erstbewertung des Residualwertes distanzieren sich die Boards von den 

Vorschlägen aus dem ED/2010/9 und reagieren damit auf die vorgetragenen Kritiken. 

Die Ermittlung des Residualwertes, welche die zurückbehaltenen Rechte am zugrun-

deliegenden Vermögenswert darstellen, erfolgt nunmehr auf Basis drei unterschiedli-

cher Parameter. Die Berechnung wird in der folgenden Abbildung dargestellt. 

 

          
  esidual er        B      

          
 A = Bruttoresidualwert, der dem Barwert des monetären Nutzens, den der Leasingge-

ber am Ende der Leasinglaufzeit für das Leasingobjekt festlegt, entspricht. 

 

          
 B = Barwert der variablen Leasingzahlungen, die nicht bei der Bewertung der Leasing-

forderung herangezogen werden sondern lediglich als Grundlage für die Berechnung 

des internen Zinssatzes dient. 

 

          
 C = nicht verdiente Gewinne, die dem Residualwert zugerechnet werden können.  

          

Abbildung 13: Berechnung des Restwertes nach dem ED/2013/6
588
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 Vgl. Deloitte (2013a), S. 10. 
587

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 68; Auf eine erneute Darstellung wird verzichtet, siehe Kapitel 3.2.3.2 und 
3.2.5.1.1. Im Folgenden werden nur auf wesentliche Neuerungen eingegangen. 
588

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 71. 
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Der neu hinzugefügte Parameter „C“ verhindert, dass durch die Aktivierung der Lea-

singforderung und des Restwertvermögens eine vollständige Veräußerung suggeriert 

wird und der daraus resultierte Gewinn vermeintlich realisiert wurde. Der zukünftige 

Gewinn ist solange als unverdienter Gewinn abzugrenzen bis eine Realisierung 

stattgefunden hat.589 Um die nicht verdienten Gewinne bestimmen zu können, müs-

sen anfänglich die kompletten Gewinne ermittelt werden. Ein Gewinn tritt immer dann 

auf, wenn zu Beginn des Leasingverhältnisses der Fair Value des vermieteten Ver-

mögenswertes größer als dessen Buchwert ist. Der komplette Gewinn wird daraufhin 

in einen unverdienten und verdienten Gewinn aufgeteilt.590 Die folgende Abbildung 

veranschaulicht den rechnerischen Schritt zur Ermittlung der einzelnen Gewinne.  

 

          
 Potenzielle Gewinne aus der Veräußerung des Leasinggegenstandes 

(=Fair Value – Buchwert) 

 

          
 

  (1 – 
Barwert der Leasingzahlungen

Fair Value des Leasingobjektes
  

  
  

Barwert der Leasingzahlungen

Fair Value des Leasingobjektes
 

 

    

          
 Unverdienter Gewinn   Bereits verdienter Gewinn  

          

Abbildung 14: Ermittlung des unverdienten Gewinns
591

 

Die Fortführung des „derecognition approach“ erlaubt weitere Schätzungen bei der 

Festlegung des nachvertraglichen Nutzungspotenzials. Insofern treten erneut Ermes-

sungsspielräume auf, die letztendlich kritisch zu hinterfragen sind.592 

4.5.2.2 Folgebewertung 

Im Rahmen der Folgebewertung des Residualwertes führen die Boards eine Neure-

gelung ein. So ist der Bruttowert des Leasingobjektes während der Leasinglaufzeit 

aufzuzinsen.593 Erträge, die durch die Aufzinsung entstehen, werden ergebniswirk-

sam als Zinsertrag ausgewiesen.594 
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 Vgl. Bardens / Kroner / Meurer (2013b), S. 513. 
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 Vgl. ED/2013/6, Anm. 73. 
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 Eigene Darstellung in Anlehnung an Bardens / Kroner / Meurer (2013b), S. 513. 
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 Vgl. Müller / Lange (2013b), S. 328f. 
593

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 76 (b).  
594

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 77. 
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Beinhaltet der Residualwert variable Zinszahlungen, die ausschließlich bei der Be-

rechnung des Diskontierungssatzes einfließen, so muss der Buchwert innerhalb der 

Periode ergebniswirksam um die variablen Leasingzahlungen vermindert werden.595  

Für die Folgebewertung der Leasingforderung verfolgen die Boards eine einheitliche 

Anwendung zum Leasingnehmer, da die Effektivzinsmethode zur Anwendung 

kommt.596 

Eine weitere konsistente Anwendung erfolgt durch die Einführung der Neubewertung 

für den Leasinggeber, da sie auf den gleichen Regelungen wie beim Leasingnehmer 

basieren.597 Änderungen der Laufzeit beziehungsweise der Einschätzung des wirt-

schaftlichen Anreizes für die Ausübung der Option haben eine Anpassung der Buch-

werte des Residualwertes zur Folge. Der Buchwert ist so anzupassen, dass der Bar-

wert des monetären Nutzens am Vertragsende die veränderten Parameter beinhal-

tet.598 Die entstehenden Differenzen sind ergebniswirksam zu erfassen.599 

4.6 Typ B Leasing 

4.6.1 Leasingnehmer 

4.6.1.1 Erstbewertung 

Anfangs war das Ziel der Boards die Vermeidung der unterschiedlichen bilanziellen 

Abbildung zwischen finance und operating lease. Der ED/2013/6 ist ein erster Schritt 

in diese Richtung, da die Bilanzierung für den Leasingnehmer unabhängig von der 

Klassifizierung für alle Leasingverhältnisse identisch erfolgt. Insofern ist die Erstbe-

wertung für ein Typ B Leasing identisch mit der Erstbewertung eines Typ A Lea-

sings.600 Die praktische Anwendung geht dabei auf Kosten der Konsistenz. Eine Kos-

ten-Nutzen Erwägung ist bei dieser Regelung nicht zu erkennen, wodurch keine Er-

leichterung zu erwarten ist.601  

                                                 
595

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 81. 
596

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 76 (a); siehe Kapitel 4.5.1.2. 
597

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 78ff.; siehe Kapitel 4.5.1.2 
598

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 78 (a). 
599

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 78 (b). 
600

 Für die Regelungen der Erstbewertung siehe Kapitel 3.2.3.2 und 3.2.5.1.1. 
601

 Vgl. Weller / Schubert (2012), S. 387. 
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4.6.1.2 Folgebewertung 

Auch die Folgebewertung der Leasingverbindlichkeit ist identisch mit einem Typ A 

Leasing, da sie auf der Grundlage der Effektivzinsmethode durchzuführen ist. Die 

Regelungen des Typ A Leasings zur Neubewertung gelten auch für ein Typ B Lea-

sing und sind dementsprechend analog anzuwenden.602 

Im Kern unterscheiden sich die beiden Klassifizierungen im Aufwandsverlauf. Beim 

Typ A Leasing erfolgt ein degressiver Aufwandsverlauf,603 wohingegen ein Typ B 

Leasing einen linearen Aufwandsverlauf aufweist.604 Hintergrund der Linearisierung 

ist, dass bei einem Typ B Leasing die Leasingdauer nur einen unbedeutenden Teil 

der Restnutzungsdauer umfasst und der Leasingnehmer dadurch keinen Fokus auf 

den konsumtiven Nutzen auslegt. Das konstante Entgelt für die Nutzung des Vermö-

genswertes steht gleichbedeutend mit dem konstanten Leasingaufwand.605 

Um den linearen Aufwandsverlauf zu erreichen, muss der Nutzungswert, definiert als 

Differenz aus dem periodischen Leasingaufwand und der periodischen Kompensati-

on der diskontierten Leasingverbindlichkeit,606 progressiv verlaufen. Dadurch, dass 

durch die Fortschreibung der Leasingverbindlichkeit ein degressiver Verlauf des 

Zinsaufwandes zustande kommt, erfolgt durch den gegenläufigen Verlauf des Nut-

zungswertes die gewünschte Linearisierung.607  

Eine Separierung der Aufwendungen erfolgt nicht. Stattdessen wird in der Gesamter-

gebnisrechnung der Gesamtaufwand ausgewiesen.608 Die Vereinheitlichung der 

Aufwendungen und die Anpassung der Abschreibung des Nutzungswertes an die 

Leasingverbindlichkeit stehen im Widerspruch mit der Einzelbewertung. Zudem er-

folgt die Regelung auf Kosten des Informationsgehaltes, da eine plausible Zurech-

nung nicht mehr möglich ist.609 

Mit der Einführung des progressiven Abschreibungsverlaufes beim Nutzungswert wi-

derspricht sich der IASB in seinen eigenen Rechnungslegungsvorschriften. Die An-

nahme eines progressiven Werteverzehrs für Vermögenswerte erscheint in der Pra-

                                                 
602

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 41ff.; Für die Regelungen der Folgebewertung siehe Kapitel 4.5.1.2. 
603

 Siehe Kapitel 4.5.1.2. 
604

 Vgl. Meyer (2014), S. 8. 
605

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 42 (b); Nemet (2013), S. 241. 
606

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 50.  
607

 Vgl. Bardens / Kroner / Meurer (2013b), S. 510f. 
608

 Vgl. Meyer (2014), S. 8. 
609

 Vgl. Adolph / Schmidt / Schmidt (2013), S. 466. 
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xis und Literatur als Paradox, vor allem mit dem Hintergrund, dass die Annahme 

nach IAS 16 nicht zugelassen ist.610 Betrachtet man die Inkonsistenz und die Verstö-

ße gegen die eigene Rechnungslegungsvorschriften, so sind die Regelungen als 

missglückt anzusehen. Zwar haben die Boards versucht die Kritik an dem degressi-

ven Aufwandsverlauf beim Leasingnehmer zu beseitigen, dennoch muss die Rege-

lung hinterfragt werden.611 

4.6.2 Leasinggeber 

Die Erst- und Folgebewertung für ein Typ B Leasing beim Leasingeber ist deutlich 

einfacher als die eines Typ A Leasings. Ein Typ B Leasing ist entsprechend der Art 

des zugrundeliegenden Vermögenswertes nach den einschlägigen Standards zu bi-

lanzieren.612 Der Leasinggeber hat den Vermögenswert – zum Beispiel nach den 

Regelungen von IAS 16 – in der Bilanz auszuweisen und planmäßig abzuschreiben. 

Die Leasingerträge sind gesondert ergebniswirksam zu erfassen.613 

Eine Vereinfachung soll durch den Rückgriff auf bekannte Regelungen erfolgen, 

doch durch die Nichtbilanzierung der Forderung für den Anspruch der Leasingzah-

lungen widersprechen sich die Boards in ihrem eigenen „right-of-use approach“. For-

derungen, die die Definition eines Vermögenswertes erfüllen, werden demnach nicht 

bilanziert. In diesem Fall werden die Leasingverhältnisse als schwebendes Geschäft 

dargestellt, wobei der Grund für die Differenzierung zu anderen Leasingverhältnissen 

nicht erkennbar ist.614 

 

                                                 
610

 Vgl. Nemet (2013), S. 241. 
611

 Vgl. Gruber (2013), S. 2228. 
612

 Vgl. ED/2013/6, Anm. 96. 
613

 Vgl. Nemet (2013), S. 242; siehe Kapitel 2.6.2. 
614

 Vgl. Gruber (2013), S. 2228. 
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4.7 Zusammenfassung und Ausblick 

Mit dem ED/2013/6 halten die Boards weiterhin an einem Paradigmenwechsel in der 

Leasingbilanzierung fest. Grundgedanke ist die bilanzielle Abbildung von Nutzungs-

rechten und Verbindlichkeiten, die in Abhängigkeit von der Intensität der Nutzungs-

überlassung bewertet werden.  

Zwar baut der ED/2013/6 weiterhin auf dem Grundgerüst des ED/2010/9 auf, den-

noch werden in dem überarbeiteten Entwurf die Nutzungsrechte in Abhängigkeit von 

neu eingeführten Kategorien abgebildet. Mit der Einführung eines Typ A und Typ B 

Leasings erfolgt eine erneute Klassifizierung wie schon nach IAS 17.  

Die Erst- und Folgebewertung beim Leasingnehmer erfolgt unabhängig von der 

Klassifizierung. Die Auswirkungen der unterschiedlichen Typisierung sind vielmehr im 

Aufwandsverlauf der Gesamtergebnisrechnung erkennbar.  

Für den Leasinggeber gelten indessen unterschiedliche Regelungen, die abhängig 

von der Klassifizierung des Leasingverhältnisses sind.  

Wie es mit der Leasingbilanzierung weitergeht, ist bis zum Abschluss der Arbeit un-

klar. Die Kommentierungsfrist endete am 13. September 2013. Ein Zeitpunkt für die 

verpflichtende Anwendung wurde im ED/2013/6 nicht festgelegt. Ein Inkrafttreten ist 

aber nicht vor dem Geschäftsjahr 2017 zu erwarten.615 

 

Die folgende Tabelle fasst die im ED/2013/6 vorgeschlagenen Regelungen zusam-

men und stellt die wichtigsten Punkte für die Bilanz und die Gesamtergebnisrech-

nung dar. In Rahmen der Zusammenfassung werden in der Tabelle auch die Aus-

weisfragen dargestellt.  

 

 

 

 

 

 

                                                 
615

 Vgl. PWC (2013b), S. 3. 
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 Leasingnehmer  

   Typ A Typ B  

 

Bilanz 

Ansatz 

Alle Leasingverhältnisse sind bilanzwirksam abzubilden 

(Ausnahme: kurzfristige Leasingverhältnisse) 

Vermögenswert: Nutzungsrecht 

Verbindlichkeit: Verpflichtung der Leasingzahlungen 

 

  

 

Erstbewertung 

Vermögenswert: Barwert der zukünftigen Leasingzahlun-

gen inkl. anfänglicher direkter Kosten 

Verbindlichkeit: Barwert der zukünftigen Leasingzahlungen 

 

 

Folgebewertung 

Vermögenswert: planmäßige Abschreibung, Prüfung auf 

Wertminderung gemäß IAS 36 

Verbindlichkeit: Anwendung der Effektivzinsmethode 

 

 

Ausweis 

 In der Bilanz oder Anhang separat von anderen Vermö-

genswerten und Verbindlichkeiten 

 Leasingverbindlichkeit getrennt nach Typ A und Typ B 

 Wenn kein separater Ausweis in der Bilanz erfolgt: Nut-

zungsrecht in gleichem Bilanzposten, in dem das Lea-

singobjekt ausgewiesen werden würde inkl. Angabe, in 

welchem Bilanzposten das Nutzungsrecht und die Lea-

singverbindlichkeit enthalten sind 

 

 

GuV Verteilung 

 Gesonderte Erfassung 

der planmäßigen Ab-

schreibung und des Ef-

fektivzinses 

 Degressiver Auf-

wandsverlauf 

 Gleichbleibend hoher 

Gesamtaufwand, beste-

hend aus Effektivzins und 

fingiertem, progressiven 

Abschreibungsbetrag  

 Linearer Aufwandsver-

lauf 

 

  
Ausweis 

Abschreibung und Zinsauf-

wand 

Mietaufwand  

          

Tabelle 9: Zusammenfassung Typ A und Typ B Leasing beim Leasingnehmer
616
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 Eigene Darstellung in Anlehnung an Theile / Salewski (2013), S. 746f. 
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 Leasinggeber  

   Typ A Typ B  

 

Bilanz 

Ansatz 

 Ausbuchung des verleasten 

Vermögenswertes 

 Ansatz: Leasingforderung 

 Ansatz: Restvermögenswert 

 Unterschiedsbetrag sofort er-

gebniswirksam 

 Leasinggegenstand 

verbleibt in der Bi-

lanz 

 Bilanzierung und 

Bewertung nach 

dem Standard des 

zugrundeliegenden 

Vermögenswertes 

 

  

 

Erstbewertung 

Leasingforderung: Barwert der 

Leasingzahlungen 

Restvermögenswert: Barwert 

des erwarteten Restwerts + er-

wartete variable Leasingzahlun-

gen – unrealisierte Gewinne 

 

 

Folgebewertung 

Leasingforderung: Aufzinsung 

gemäß Effektivzinsmethode inkl. 

Kürzung um erhaltene Leasing-

zahlungen; Prüfung auf Wertmin-

derung gemäß IAS 36 

Restvermögenswert: Aufzinsung 

und Prüfung auf Wertminderung 

gemäß IAS 36 

 

 

Ausweis 

Summe aus Leasingforderungen 

und Restvermögen gesondert von 

anderen Vermögenswerten; ent-

weder in der Bilanz oder im An-

hang  

 

 

GuV Verteilung 

 Ggf. Unterschiedsbetrag zu 

Leasingbeginn 

 Degressiver Ertragsverlauf 

Linearer Ertragsver-

lauf 

 

  

Ausweis 

Zinsertrag inkl. ggf. Ertrag zu 

Leasingbeginn oder Anpassun-

gen  

Mietertrag  

          

Tabelle 10: Zusammenfassung Typ A und Typ B Leasing beim Leasinggeber
617
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 Eigene Darstellung in Anlehnung an Theile / Salewski (2013), S. 748. 
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4.8 Kritische Würdigung  

Die anfängliche Frage aus dem Kapitel 1.1, inwieweit sich die Schwachstellen und 

Ermessungsspielräume gemäß IAS 17 mit einem neuen Bilanzierungsmodell beseiti-

gen lassen, können unter Anbetracht der negativen Resonanz aus der Literatur und 

Praxis nicht beantwortet werden. Nach Ende der Kommentierungsfrist waren bei den 

Boards 638 Stellungnahmen eingegangen. Die Stellungnahmen zeichnen sich durch 

einen erkennbaren Vorbehalt gegen die Neuregelung aus. Die einzelnen Interes-

sensgruppen vertreten in den Stellungnahmen eine einheitliche negative Kritik. Dabei 

richtet sich die Kritik gegen die einzelnen Neuregelungen bis hin zu der Sinnfrage der 

Reformierung.618 

Es macht den Anschein, dass sich die Boards die negative Grundstimmung gegen-

über der Reformierung der Leasingbilanzierung selbst geschaffen haben. Die Vor-

schläge im DP/2009/1 und im ED/2010/9 waren anfangs bereits nicht durchdacht. In-

sofern waren die ersten Vorschläge von den Boards mit Kritik behaftet, welche sich 

bis zum ED/2013/6 verstärkt durchziehen.619 Die in der Einleitung dargestellten Ei-

genschaften, die ein verbesserter Standard besitzen sollte, wurden grundsätzlich alle 

verfehlt. Zwar wurde die „off-balance-sheet“ Möglichkeit beseitigt und dementspre-

chend die Relevanz für die Abschlussadressaten erhöht, doch zu welchem Preis ist 

fraglich. So kritisiert die vorherrschende Meinung in der Literatur und Praxis den ho-

hen Aufwand und die Komplexität für die Bereitstellung der geforderten Informatio-

nen. Durch den Wegfall der operating lease Geschäfte stehen die Unternehmen vor 

der großen Herausforderung die Flut an geforderten Informationen zu beschaffen 

und zur Verfügung zu stellen. Das Kosten-Nutzen Verhältnis ist nach Meinung aller 

nicht angemessen.620 Verstärkende Gewichtung bekommt die Kritik durch die Stel-

lungnahme des EFRAG, da der EFRAG als beratendes Gremium im Rahmen des 

Endorsement-Prozesses fungiert. In der sehr kritischen Stellungnahme gegenüber 

dem ED/2013/6 wird deutlich, dass der EFRAG gegen eine Einführung des 

ED/2013/6 ist, da unter anderem ein angemessenes Kosten-Nutzen Verhältnis nicht 

                                                 
618

 Vgl. Bauer / Fasshauer (2014), S. 9. 
619

 Siehe Kapitel 3.1.6 und 3.2.7. 
620

 Vgl. Ernst and Young (2013a), S. 2; Nemet (2013), S. 245. 
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besteht.621 Unverständlich bleicht auch die in alle Richtung laufende Inkonsistenz, die 

schon in IAS 17 ausschlaggebend für das Reformprojekt waren und im zweiten An-

lauf nicht beseitigt werden konnte. Der Verstoß gegen Definitionen des eigenen Fra-

meworks oder gegen die eigenen Rechnungslegungsstandards ist für die Akzeptanz 

einer Reformierung nicht förderlich. Beispielhaft dafür ist der progressive Wertever-

zehr, der im Widerspruch mit IAS 16 steht.622 Auch die Inkonsistenz in der bilanziel-

len Abbildung und die Einführung der unterschiedlichen Wahlrechte verdeutlichen 

den Vorbehalt gegen den ED/2013/6. Die Möglichkeit der Neubewertung oder die un-

terschiedliche Einbeziehung der immateriellen Vermögenswerte sind nur einige 

Wahlrechte und Inkonsistenzen in der Abbildung der Abschlüsse.623 

Eine weitere Problematik des Paradigmenwechsels ist die damit verbundene Ver-

schlechterung von bilanziellen Kennzahlen für Unternehmen.624 Mit dem Versuch alle 

Leasingverhältnisse bilanziell abzubilden, stoßen die Boards, insbesondere bei Lea-

singstarken Brachen wie die Luftfahrtindustrie oder dem Logistikhandel, auf heftige 

Kritik. Vor allem die Abbildung der nicht bilanzierten operating lease Geschäften 

führt, nach Angaben der ersten Fallstudien625, zu einem enormen Anstieg des Ver-

schuldungsgrades.626  

Die Boards machen den Anschein eines „führerlosen Bootes“, der auf der Suche 

nach einem passenden Hafen ist. So ergeben sich letztendlich prinzipienlose Kom-

promisse.627 Beispielhaft dafür ist die Abschaffung der Klassifizierung von Leasing-

verhältnissen im ersten Entwurf, um dann wieder eine Klassifizierung von Leasing-

verhältnissen im ED/2013/6 einzuführen. Die Liste an Kritik lässt sich anhand der Li-

teratur endlos weiterführen.628  

                                                 
621

 Vgl. Francoise (2013), S. 4; Die gleiche kritische Meinung wird auch von dem Bundesverband 
deutscher Leasing-Unternehmen vertreten, wobei auch explizit das unangemessene Kosten-Nutzen 
Verhältnis kritisiert wird. Siehe Fittler / Vosseler (2013), S. 1ff. 
622

 Siehe Kapitel 4.6.1.2. 
623

 Vgl. Kirsch (2013b), S. 660; Siehe Kaptiel 4.6.1.2 und 4.2.3. 
624

 Vgl. Nardmann / Heller (2013), S. 398. 
625

 Siehe für eine Darstellung der kompletten Fallstudie Küting / Hell / Tesche (2013). 
626

 Vgl. Wagner / Rothenberger (2013); Kirsch (2013a), S. 497. 
627

 Für vergleichbare Meinung siehe KPMG (2013a), S. 2ff.; Hommel / Winter / Zicke (2013), S. 1712; 
Bauer / Fasshauer (2014), S. 9. 
628

 Siehe beispielhaft Fittler / Vosseler (2013); Breker / Fieseler (2013); Nardmann / Heller (2013); Thi / 
Fink / Schultze (2013), S. 374f. 
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Die Aussage von Francoise Flores „Therefore we do not recommend that the IASB 

finalises the Standard on the basis of the current Exposure Draft“629 sollte den An-

wender aber nicht suggerieren, dass die Boards das Projekt – alleine wegen der 

Glaubwürdigkeit und den bisherigen betrieben Aufwand – einstellen werden.630  

In welcher Form die Neubilanzierung auch eintreten wird, durch die verpflichtende 

retrospektive Anwendung ergeben sich erhebliche Herausforderungen für die Unter-

nehmen.631 Insofern ist das Thema Paradigmenwechsel in der Leasingbilanzierung 

nicht abgeschlossen und die Unternehmen müssen sich weiterhin über die zukünfti-

gen Arbeitsschritte der Boards informieren, damit es schlussendlich – in den Worten 

von Loitz – nicht zur einem „bitteren“ Erwachen kommt.632 

Ein abschließendes Urteil, welches der beiden Regelungen, ob nach IAS 17 oder 

ED/2013/6, den unterschiedlichen Ansprüchen gerecht werden kann, lässt sich an-

hand der unterschiedlichen Kritiken zu diesem Zeitpunkt nicht sagen. 

 

Mit den folgenden Worten schließt das Thema in dieser Arbeit zwar ab, zeigt aber 

wie spannend und offen die Fortentwicklung der Leasingbilanzierung sein wird. 

 

„Im Zuge der Fortentwicklung des IAS 17 könnte den vielfältigen Informationsbedürf-

nissen der Bilanznutzer durch zusätzliche Anhangangaben innerhalb des bestehen-

den Systems viel besser und differenzierter Rechnung getragen werden als durch 

den einwertigen Ausweis eines Right-of-Use-Assets.“633 

 

Geschäftsführer des Bundesverband deutscher Leasing-Unternehmen 

Horst Fittler und Martin Vosseler 

 

                                                 
629

 Francoise (2013), S. 2. 
630

 Vgl. Bauer / Fasshauer (2014), S. 9.  
631

 Vgl. Nardmann / Heller (2013), S. 403; Thi / Fink / Schultze (2013), S. 375. 
632

 Vgl. Loitz (2013), M01. 
633

 Fittler / Vosseler (2013); Diese Forderung wird von mehereren führenden Stellen, wie dem IDW 
oder KPMG, gefordert. Vgl. Breker / Fieseler (2013), S. 2; KPMG (2013b), S. 7. 
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Abstract  

Die Leasingbilanzierung wird gemäß IAS 17 geregelt. Dabei wird in IAS 17 zwischen 

finance und operating lease differenziert. Die Klassifikation erfolgt nach unterschied-

lichen Indikatoren. Bei diesem Schritt ergeben sich die ersten Ermessungsspielräu-

me und Schwächen der Regelung nach IAS 17. Des Weiteren werden die Ermes-

sungsspielräume bei der bilanziellen Abbildung verstärkt. 

 

Aufgrund der Kritik an IAS 17 entschlossen die Boards eine Reformierung der Lea-

singbilanzierung. Mit dem DP/2009/1 erfolgt ein Paradigmenwechsel, da ein neues 

grundlegendes Konzept entworfen wurde. Die beiden nachfolgenden Entwürfe halten 

an dem Paradigmenwechsel fest, wobei immer wieder unterschiedliche Anpassun-

gen an den vorgeschlagenen Regelungen erfolgen. 
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